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Vorwort zur 6. Auflage 

Eine Investition in Wissen bringt 
immer noch die besten Zinsen. 

Benjamin Franklin 

Das Lexikon der Betriebswirtschaft verfolgt das Ziel, betr iebswirtschaft l iche Grundbegr i f fe 
präzise und aktuell zu erläutern. Da sich das Lexikon in erster Linie an Studenten der 
Betr iebswirtschaftslehre und an Praktiker wendet, werden neben Begrif fen der Allgemeinen 
Betriebswirtschaftslehre auch Begriffe von betr iebswirtschaft l ichen Spezialdisziplinen, 
Begriffe aus der Volkswirtschafts lehre und der Finanzwissenschaft sowie jur is t ische 
Begriffe aufgenommen. Damit wird einerseits verdeutlicht, daß ein Lexikon der Betriebs-
wirtschaft weiter gefaßt sein muß als die Begriffswelt der Betr iebswirtschafts lehre; 
andererseits soll klar gestellt werden, daß sowohl Praktiker als auch Studenten der Betriebs-
wirtschaftslehre und benachbarter Disziplinen über die engen Grenzen der Betriebswirt-
schaftslehre hinaus zwingend notwendig über interdisziplinäres Wissen verfügen müssen. 

Für die Bearbeitung der Stichwörter haben wir neben den bisherigen Autoren neue Autoren 
gewinnen können, die best immte Spezialdisziplinen in der Praxis, in der Lehre und in der 
Forschung vertreten. 

Allen Autoren (mehr als 120) danken wir herzlichst für die kurzfr is t ige Übernahme von 
einigen der mehr als 2.200 Stichwörter, für die konstruktive Mitarbeit und für zahlreiche 
Anregungen sowie Ergänzungsvorschläge. 

Den meisten Stichwörtern liegt der Informations- und Rechtsstand von Ende 2002 bis Mitte 
2003 zugrunde. 

Die Auswahl der Stichwörter und die Länge der Beiträge führen immer zu schwierigen 
Abgrenzungsfragen und inhaltlichen Begrenzungen. Der Herausgeber ist sich bewußt, daß 
hinsichtlich der Aufnahme von Stichwörtern in ein Lexikon unterschiedliche Auffassungen 
bestehen können. Anregungen, Ergänzungsvorschläge und konstruktive Kritik werden daher 
dankbar begrüßt. Zögern Sie nicht, uns zu informieren. 

Die Herausgabe eines Lexikons ist nur möglich, wenn ein gut organisiertes Redaktionsteam 
zusammenarbeitet . Zum Redaktionsteam, organisiert von Herrn Dr. Oliver Bungartz, 
gehörten die folgenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter: Dr. Michael Henke, Dipl . -Kfm. 
Philipp Gaenslen, Dipl.-Ing. Veronika Bachmann, stud. rer. oec. Bastian Bansemir, D i p l -
Inf. Alexander Diebald, Dipl.-Phys. Michael Kuckein, Dipl.-Ing. Sandra Rösch und Dipl.-
Ing. Johanna Rüttinger. 

Herrn Dipl.-Volkswirt Martin Weigert vom Oldenbourg Verlag danke ich für die 
verständnisvolle Zusammenarbeit . 

München Univ.-Prof. Dr. Dr. h.c. Wolfgang Lück 
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W K W I Wissenscha f t l i che Kommiss ion Wi r t scha f t s in fo rma t ik 

WP Wir t scha f t sp rü fe r 

W P G Wi r t s cha f t sp rü fungsgese l l s cha f t 

W p H G Wer tpap ie rhande l sgese tz 

W P O Wir t s cha f t sp rü fe ro rdnung 

W p Ü G Wer tpap ie re rwerbs - und Ü b e r n a h m e g e s e t z 

W T O Wor ld Trade Organiza t ion 

W W U Wir t scha f t s - und Währungsun ion 

Z B B Zero -Base -Budge t ing 

Z D H Zent ra lverband des Deutschen Handwerks 

ZIP Zei t schr i f t für Wir t schaf t s rech t und Inso lvenzprax i s 

Z P O Ziv i lp rozeßordnung 

zzgl. zuzügl ich 

z.Zt . zur Zeit 
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A 
Abandon 

Aufgabe eines Rechts oder einer Sache, 
um dadurch von einer Verpfl ichtung ent-
bunden zu sein (z.B. Rücktritt vom ver-
einbarten Bel ieferungs- oder Kaufge-
schäft gegen Zahlung einer Prämie im 
Terminhandel) . 

Wolfgang Lück 

ABC-Analyse 
Die A. ist ein Verfahren zur wertmäßigen 
Klassif ikation von Entscheidungsobjek-
ten; die begrenzten Kapazitäten des Pla-
nungs- und Entscheidungssystems sollen 
beispielsweise für jene Objekte zur Ver-
fügung stehen, die in ihrer Bedeutung 
wesentlich sind. Die A. wird bevorzugt in 
der Beschaffungs- und Lagerwirtschaft 
eingesetzt. 

Erfahrungsgemäß entfällt ein relativ 
großer Anteil des Materialverbrauchwerts 
eines Unternehmens auf relativ wenige 
Materialposit ionen (Materialnummern; 
„items"): diese Materialien werden als 
A-Güter bezeichnet. Die mittelwertigen 
Materialposit ionen machen die Gruppe 
der B-Güter aus. C-Güter haben einen 
verhältnismäßig niedrigen Anteil am 
Materialverbrauchswert . Der Zusammen-
hang zwischen Materialdisposit ion und 
dem Materialverbrauchswert - und zwar 
in seiner relativen Bedeutung - läßt sich 
graphisch mit Hilfe einer Konzentrations-
kurve (Lorenzkurve) verdeutlichen. 

Durchführung einer A.: Zunächst müssen 
die Verbrauchswerte der einzelnen Mate-
rialpositionen (Verbrauchsmenge • Ein-
standspreis) und ihre relative Bedeutung 
am gesamten Materialverbrauchswert 
einer Periode ermittelt werden. Die ein-
zelnen Materialposi t ionen werden dann 
entsprechend ihrer relativen Bedeutung in 
absteigender Ordnung aufgelistet und die 
einzelnen %-Antei le kumuliert . 

Schlußfolgerungen: 

A-Materialien sind die Objekte einer ak-
tiven Beschaffungs- und Lagerhaltungs-
politik; als Maßnahmen kommen bei-

spielsweise sorgfäl t ige Beschaffungs-
marktforschung und exakte Bedarfspla-
nung in Frage. 

Für die C-Teile liegt es nahe, Routine-
programme zu entwickeln (z.B. einfache 
Disposi t ionsverfahren; höhere Sicher-
heits- und Meldebestände; feste Liefe-
rantenbeziehungen). 

Ulli Arnold 

Abgaben, soziale 
S.A. werden in der -» Gewinn- und Ver-
lustrechnung unter direkten -> Personal-
aufwendungen aufgeführ t . Unter diesem 
Posten sind nur gesetzliche S.A., welche 
die Gesellschaft zu tragen hat (Arbeit-
geberanteil) zu buchen (z.B. Arbeitgeber-
anteile für Krankenversicherung, Arbeits-
losenversicherung, gesetzliches Kinder-
geld usw.). Berichtigungen für Vorjahre 
und -» Rückstel lungen sind mit zu er-
fassen. Nicht ausgewiesen werden dürfen 
Arbeitnehmerantei le , welche die Gesell-
schaft lediglich einbehält und abführ t , 
Aufwendungen aufgrund von Tarif-
verträgen oder Betr iebsvereinbarungen 
und freiwill ige Beiträge für soziale 
Einrichtungen, da sie keine s.A. im Sinne 
von gesetzlich vorgeschriebenen Lei-
stungen sind. 

Michael Waas 

Abgabenordnung (AO) 
Die AO ist das bedeutendste Steuergesetz 
(„Steuergrundgesetz", „Mantelgesetz") . 
Die AO bezweckt, die Einzelsteuer-
gesetze zu entlasten, indem sie diejenigen 
gesetzlichen Regelungen tr i ff t , die für 
alle oder jedenfa l l s für mehrere Steuer-
arten gemeinsam Anwendung finden. Die 
AO ist in neun Teile untergliedert . Der 
erste Teil enthält insbesondere steuerliche 
Begri f fsbest immungen sowie Vorschrif-
ten über die Zuständigkeit der Finanz-
behörden und das Steuergeheimnis. Der 
zweite Teil regelt das „Steuerschuld-
recht", der dritte Teil die „allgemeinen 
Verfahrensvorschr i f ten" und die folgen-
den drei Teile die „Durchführung der Be-
steuerung" (vierter Teil), das „Steuererhe-



Abgrenzung der Sache nach 

bungsverfahren" ( fünf te r Teil) sowie die 
„Zwangsvol ls t reckung" (sechster Teil). 
Der siebte Teil kodifiziert das „außerge-
richtliche Rechtsbehelfsverfahren". Im 
achten Teil f inden sich die „Steuerstraf-
und Steuerbußgeldvorschrif ten", im neun-
ten und letzten Teil die „Schlußvorschrif-
ten", insbesondere über das Inkrafttreten. 

Die geltende AO ist am 1.01.1977 in 
Kraft getreten. Sie hat die zuvor geltende 
Reichsabgabenordnung von 1919 abge-
löst. 

Lit.: Tipke, Klaus und Joachim Lang: 
Steuerrecht. 17. Aufl . Köln 2002; Tipke, 
Klaus: Abgabenordnung. 16. Aufl . Mün-
chen 1996. 

Franz Dötsch 

Abgrenzung der Sache nach 
-» Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung (GoB) 

Abgrenzung der Zeit nach 
-> Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung (GoB) 

Abhängige Unternehmen 
-» Verbundene Unternehmen 

Abhängigkeitsbericht 
Häufig gebrauchte Abkürzung für den 
„Bericht des -» Vorstands über Bezie-
hungen zu verbundenen Unternehmen" 
( § 3 1 2 AktG). Der Vorstand einer abhän-
gigen Gesel lschaft (-> abhängige Unter-
nehmen) hat, sofern kein Beherr-
schungsvertrag besteht, in den ersten drei 
Monaten eines Geschäf ts jahrs einen A. 
aufzustellen. Im A. sind aufzuführen 

(1) alle Rechtsgeschäfte , welche die Ge-
sellschaft im vergangenen Geschäfts-
jahr mit dem herrschenden Unterneh-
men oder einem mit ihm verbundenen 
Unternehmen oder auf Veranlassung 
oder im eigenen Interesse dieser 
Unternehmen vorgenommen hat, und 

(2) alle anderen Maßnahmen der Gesell-
schaft , die sie auf Veranlassung oder 
im Interesse dieser Unternehmen im 
vergangenen -» Geschäfts jahr getrof-

Ablauforganisation 

fen oder unterlassen hat (vgl. § 312 
Abs. 1 S. 2 AktG). 

Der Vorstand hat am Schluß des A. zu 
erklären, ob die Gesel lschaft bei jedem 
Rechtsgeschäft eine angemessene Gegen-
leistung erhielt und ob sie dadurch, daß 
die Maßnahme getroffen oder unterlassen 
wurde, nicht benachteil igt worden ist 
(vgl. § 3 1 2 Abs. 3 S. 1 AktG). Sofern 
eine Benachteil igung gegeben ist, hat der 
Vorstand zu erklären, ob die Nachteile 
ausgeglichen wurden (vgl. § 3 1 2 Abs. 3 
S. 2 AktG). Diese sog. Schlußerklärung 
ist in den -» Lagebericht aufzunehmen 
(§ 312 Abs. 3 S. 3 AktG). 

Der A. unterliegt der Prüfungspf l icht 
durch den -» Abschlußprüfer der abhängi-
gen Gesel lschaft ( § 3 1 3 AktG). Sind nach 
dem abschließenden Ergebnis der Prüfung 
keine Einwendungen zu erheben, so hat 
der Abschlußprüfer dies durch einen 
Vermerk zum Bericht über die Beziehun-
gen zu verbundenen Unternehmen zu be-
stätigen (vgl. § 3 1 3 Abs. 3 AktG). Falls 
Einwendungen bestehen oder der Bericht 
unvollständig ist, ist die Bestät igung ein-
zuschränken oder zu versagen (vgl. § 313 
Abs. 4 AktG). 

Darüber hinaus unterliegt der A. auch der 
Prüfung durch den -» Aufsichtsrat ( § 3 1 4 
AktG), der das Ergebnis der Prüfung in 
seinem Bericht an die -» Hauptver-
sammlung mitzuteilen hat (vgl. § 314 
Abs. 2 S. 1 AktG). 

Wolfgang Lück 

Ablauforganisation 
A. und -» Aufbauorganisa t ion sind zwei 
verschiedene Aspekte der organisa-
torischen Gestaltung. Während bei der 
Aufbauorganisat ion die Bildung von 
Aufgabenkomplexen als statische Gebilde 
und ihre aufgabenbezogene Koordination 
im Vordergrund stehen, betrachtet man 
bei der A. die Organisation primär unter 
dynamischen Aspekten als Komplex von 
Aufgabenerfül lungsvorgängen i.S.v. Ar-
beitsprozessen (Arbeit). 

Bei gegebenen Aufgabenträgern und 
Sachmitteln lassen sich ablauforganisato-
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Abmahnung Absatz 

r ische S t ruk tu r i e rungsmaßnahmen auf 
drei Ke rnp rob l eme zu rück füh ren : 

(1) sequent ie l le A n o r d n u n g von Arbei t s -
vorgängen , d.h. Fes t legung der zei t -
l ichen Re ihen fo lge der e inze lnen Ar-
bei t sschr i t te innerha lb eines Auf -
gabene r fü l l ungsvo rganges , 

(2) para l le le A n o r d n u n g mehrerer Auf -
gabene r fü l lungsvorgänge , 

(3) räuml iche Anordnung , d.h. Fes t legung 
der Arbe i t sor te (Arbe i t sp lä tze) und 
der Transpor t ab läu fe . 

Z u s a m m e n f a s s e n d kann als zent ra le 
Aufgabe der A. somit die Kombina t ion 
e inzelner Arbe i t s schr i t t e zu komplexen 
Prozessen sowie die p rozeß in te rne und 
p rozeßübe rg re i f ende Harmonis i e rung 
( insbesondere die Berücks ich t igung und 
A b s t i m m u n g bes tehender In te rdependen-
zen) in ze i t l icher und räuml icher Hins ich t 
be t rachte t werden . 

Erich Frese 

Abmahnung 
Unter der a rbe i t s recht l ichen A. vers teht 
man die Rüge eines konkre ten Fehlver-
hal tens des -> Arbe i tnehmers durch den 

Arbe i tgeber , die mit der Warnung ver-
bunden wird , daß im Fall e ines wei te ren 
Pf l i ch tve r s toßes der Inhalt oder der Be-
stand des Arbe i t sverhä l tn i s ses gefährde t 
ist. 

Nach der Rech t sp rechung des Bundesar -
bei t sger ichts ist bei e inem Fehlverha l ten , 
das der Arbe i tnehmer s teuern kann, insbe-
sondere bei S törungen im sog. Leis tungs-
bereich, vor Ausspruch einer -» Kündi -
gung durch den Arbe i tgeber i .d.R. eine 
vorher ige , vergebl iche A. e r forder l ich . 
Dies gilt a u s n a h m s w e i s e dann nicht , 
wenn besondere Ums tände vor l iegen, die 
die A. entbehr l ich e r sche inen lassen, e twa 
wenn eine A. von vornhere in e r fo lg los 
e rsche inen m u ß oder wenn es sich um 
eine so schwere Pf l i ch tve r le tzung handel t , 
deren Rech t swidr igke i t für den Arbei t -
nehmer ohne wei te res e rkennbar war und 
bei der er nicht damit rechnen dur f te , daß 
der Arbe i tgeber sie h innehmen werde . 

Die A. unter l iegt ke iner bes t immten 
Form. Die V e r w e n d u n g des B e g r i f f e s 
„ A b m a h n u n g " ist weder aus re ichend noch 
er forder l ich . Dami t sie ihren Rüge- und 
Warnzweck er re ichen kann, m u ß der 
Inhalt der A. so konkre t sein, daß der Ar-
be i tnehmer ohne wei te res e rkennen kann, 
auf we lche Pf l i ch tve r le tzung sie s ich be-
zieht . In der A. m u ß desha lb das bean-
s tandete Verha l ten des Arbe i tnehmers so 
präzise und konkre t wie mögl i ch be-
schr ieben sein. Zur A. gehör t fe rner die 
A u f f o r d e r u n g an den Arbe i tnehmer , sich 
zukünf t ig ver t rags t reu zu verhal ten , sowie 
die Warnung , daß im Fal le wei terer 
Pf l i ch tver le tzungen der Inhalt oder der 
Bes tand des Arbe i t sverhä l tn i s ses gefähr -
det ist. Zur A. berecht ig t ist j e d e r Mit-
arbei ter des U n t e r n e h m e n s , der be fug t ist, 
das a rbe i t s rech t l iche -» Di rek t ions rech t 
für den Arbe i tgeber auszuüben . Ein Mit-
bes t immungs rech t des -> Bet r iebsra t s be-
steht bei der A. nicht . 

S tephan Al tenburg 

Absatz 
Der Begr i f f A. wird im ökonomisch 
or ient ier ten Z u s a m m e n h a n g une inhe i t l i ch 
verwendet . Mit A. kann man in einer 
arbei ts te i l ig organis ie r ten Wir t schaf t den 
Aus tausch von Güte rn gegen Entgel t ver-
s tehen; er wird so als K o m p l e m e n t zum 
Begr i f f „-> B e s c h a f f u n g " vers tanden . Die 
Inst i tu t ionen einer Vo lkswi r t scha f t und 
deren Akt iv i tä ten , die s ich mit der 
B e s c h a f f u n g und dem A. von Gütern 
beschä f t igen , werden mit „Absa tzwi r t -
s c h a f t " bezeichnet . Be t r i ebswi r t scha f t l i ch 
gesehen stellt der A. die Sch lußphase des 
be t r iebl ichen Le i s tungse r s te l lungsprozes -
ses dar (Gutenberg ) . A. ist e ine bet r ieb-
liche Haup t funk t ion , wobei der „ V e r k a u f ' 
als e f f ek t ive Ve räuße rung der Ware eine 
wicht ige Te i l funk t ion e inn immt Unkla r -
hei ten treten ge legent l ich in der Praxis 
durch die unpräz ise V e r w e n d u n g der Be-
gr i f fe A. und „ U m s a t z " für den g le ichen 
Tatbes tand auf. A. wird mit der ve rkauf -
ten Menge , aber ebenso mit dem wer t -
mäß igen Ausdruck der v e r k a u f t e n Menge , 
dem Absa tzwer t oder Umsa tz , g le ichge-
setzt. Es gilt fo lgende Grundg le i chung : 
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Absatzanalyse Absatzkartell 

Absatzwert = 
Absatzmenge 

[Mengeneinheit pro Zeiteinheit] 
Absatzpreis 

[Werteinheit pro Mengeneinheit] 

Theoretisch und praktisch schwierige Ab-
grenzungsprobleme ergeben sich bei der 
Festlegung der Komponenten dieser 
einfachen Gleichung, z.B. bei der Ab-
grenzung der Mengeneinheit im Hinblick 
auf den physischen Produktkern und die 
damit verbundenen Dienstleistungen (z.B. 
zeitlich nachgelagerte Service- und 
Garantieleistungen). Im Rahmen der 
„Absatzpoli t ik" steht eine zielgerichtete 
Beeinflussung des Absatzmarkts einer 
Unternehmung im Mittelpunkt. Die Ab-
satzpolitik umfaßt alle Aktivitäten, die 
zur Planung, Realisierung und Kontrolle 
gegenwärtiger und zukünft iger Absatz-
märkte eingesetzt werden können. Durch 
den Einsatz der absatzpolit ischen Instru-
mente (-> Marketing) soll das Verhalten 
der Nachfrager und Anbieter auf dem 
relevanten Markt entsprechend den Zielen 
der Unternehmung beeinflußt werden. Die 
absatzpoli t ischen Aktionsparameter , die 
zu diesem Zweck eingesetzt werden 
können, sind Produkt- und Sortiments-
politik, Preispolitik, Rabattpolit ik, Kun-
dendienstpolit ik, Werbung, Logistik, um 
nur einige wichtige zu nennen (-» Marke-
ting-Mix). In den letzten Jahren werden 
von den meisten Autoren Sachverhalte, 
die tradit ionellerweise unter dem Begriff 
A. diskutiert worden sind, im Rahmen des 
weitergefaßten Begrif fs „Market ing" be-
handelt Diese Tendenz ist allerdings nicht 
einheitlich. 

Lit.: Gutenberg, Erich: Grundlagen der 
Betr iebswirtschaftslehre. Band 2. Der Ab-
satz. 17. Aufl . Berlin, Heidelberg und 
New York 1984. 

Hans-Peter Liebmann 

Absatzanalyse 
Bei der A. als Teilbereich der betriebli-
chen Marktforschung werden im Sinne 
einer statisch-strukturellen Untersuchung 
jene Daten ermittelt , die den -» Absatz 
einer Unternehmung in Vergangenheit , 

Gegenwart und Zukunf t beeinflussen. So-
mit geht es um die Feststellung der Struk-
tur eines Markts zu einem gegebenen 
Zeitpunkt, um im Rahmen einer Moment-
aufnahme den Ist-Zustand eines Absatz-
markts offenzulegen. Da ein Gesamtbild 
des Absatzmarkts mit seinen Wesens-
merkmalen erreicht werden soll, steht die 
Gewinnung von Grundinformat ionen über 
den Markt im Vordergrund. 

Gegenstand einer A. im Sinne einer Zeit-
punktbetrachtung können sein: Marktan-
teile, Bedarfsgebiete, Bedarfsträger, Be-
darfsfaktoren, Bedarfsintensi täten, Ab-
satzwege, Konkurrenten, Absatzpotential 
usw. Da die Ergebnisse einer derartigen 
Untersuchung keine unbegrenzte Gültig-
keit besitzen, ist von Zeit zu Zeit eine 
erneute A. mit ggf. anderen Schwer-
punkten sinnvoll. Bei häuf igerem Vollzug 
geht die A. in eine dynamische Absatz-
beobachtung (Zei traumbetrachtung) über. 

Lit.: Hammann, Peter und Bernd 
Erichson: Marktforschung. 4. Aufl . Stutt-
gart 2000; Schäfer, Erich und Hans Kno-
blich: Grundlagen der Marktforschung. 
5. Aufl . Stuttgart 1978. 

Dirk Möhlenbruch 

Absatzforschung 
-* Market ingforschung 

Absatzkanal 
Absatzweg 

Absatzkartell 
Bei einem A. handelt es sich um ein 
-» Kartell zur Optimierung des gemein-
samen Absatzes der Kartellmitglieder. 
Die wichtigsten Erscheinungsformen 
eines A. sind das Absatzsyndikat und das 
Gebietskartell . Das Absatzsyndikat wird 
auch als Kartell höherer Ordnung be-
zeichnet. Kennzeichen dieser Kartell-
organisation ist, daß sie sich als Institu-
tion mit eigener Rechtspersönlichkeit 
zwischen die Kartellmitglieder und deren 
jeweil ige Absatzmärkte schiebt, um so 
eine Umgehung der Kartel lverpfl ichtun-
gen durch die Kartel lmitglieder zu 
unterbinden. Bei einem Gebietskartell 
wird eine räumliche Abgrenzung der 
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Absatzmittler 

Absatzgebiete der Kartellmitglieder vor-
genommen. Falls keine wesentliche 
Außensei terkonkurrenz besteht, können 
die Kartellmitglieder eine monopolart ige 
Stellung erwerben. 

Karlheinz Küting 

Absatzmittler 
Distr ibutionsaufgaben können von be-
triebseigenen, wir tschaft l ich unselbstän-
digen oder von betr iebsfremden, wirt-
schaftl ich selbständigen Distributionsor-
ganen durchgeführt werden. Die letztge-
nannte Gruppe von Distributionsorganen 
bezeichnet man als A. Davon zu unter-
scheiden sind die sog. Absatzhelfer . Ab-
satzhelfer (z.B. Werbeagenturen, Spedi-
tionen etc.) sind zwar auch wirtschaft l ich 
und rechtlich selbständige Organe, die 
wichtige absatzfördernde, absatzvorbe-
reitende und auftragserledigende Funk-
tionen erfül len, gehören jedoch nicht zu 
den Distr ibutionsorganen. Die A. lassen 
sich, je nachdem, ob sie an der zu dis-
tribuierenden Ware Eigentum erwerben 
(womit best immte Risiken verbunden 
sind), unterscheiden in A. mit Warenrisi-
kobelastung (Handelsbetriebe) und A. 
ohne Warenrisikobelastung (Handelsver-
treter, Kommissionäre, Makler). 

Hans-Peter Liebmann 

Absatzplanung 
Ziel der A. ist die Prognose von mengen-
oder wertmäßigen Absatzvolumina in 
Abhängigkeit von der gewählten Kombi-
nation der absatzpolit ischen Instrumente, 
dem sogenannten Marketing-Mix (—> Ab-
satzpolitisches Instrumentarium). Dazu 
bedarf es zum einen einer Prognose der 
Entwicklung relevanter Umweltgrößen, 
wie z.B. dem zu erwartenden Markt-
wachstum. Zu diesem Zweck können 
quantitative oder qualitative -» Prognose-
verfahren, wie etwa Regressionsanalyse 
oder Szenario-Technik, herangezogen 
werden. Zum anderen ist die Wirkung des 
gewählten Market ing-Mix zu prognosti-
zieren. Die gemeinten Wirkungen bezie-
hen sich sowohl auf Konsumenten (z.B. 
Steigerung der Absatzmenge in Folge von 
Werbung) als auch auf Konkurrenten 

Absatzpolitisches Instrumentarium 

(z.B. Reaktion der Wettbewerber auf eine 
Preissenkung). Formal werden diese 
Marktreaktionen mit Hilfe von Response-
oder Reakt ionsfunkt ionen beschrieben, 
die auf der Grundlage von Marktdaten 
durch im Rahmen von Experimenten 
gewonnene Daten oder anhand von 
Expertenurteilen zu schätzen sind. 

Lit.: Hammann, Peter und Bernd 
Erichson: Marktforschung. 4. Aufl . Stutt-
gart 2000; Hruschka, Harald: Marketing-
Entscheidungen. München 1996; Hüttner, 
Manfred: Prognoseverfahren und ihre An-
wendung. Berlin 1986. 

Bernd Hempelmann 

Absatzpolitisches Instrumentarium 
Das a.I. bezeichnet die Gesamtheit der 
Absatzvariablen („Instrumente") , über die 
ein Unternehmen zur Erreichung seiner 
absatzpolit ischen Zielsetzung zu ent-
scheiden hat. Dabei läßt sich das 
Instrumentarium auf unterschiedlichem 
Abstraktionsniveau kennzeichnen. Einem 
verbreiteten Vorgehen entspricht eine 
erste globale Unterscheidung in die vier 
Instrumentbereiche der Produktpolitik 
und - • Sortimentspolitik, Kontrahierungs-
politik (-» Preispolitik), -» Distributions-
politik, und Kommunikationspolitik, die 
ihrerseits in einem zweiten Schritt detail-
lierter zerlegt werden. Die Entscheidung 
über den Einsatz der Instrumente macht 
die Market ing-Planung aus. Die Planung 
hat den Interdependenzen Rechnung zu 
tragen, die zwischen den Instrumenten 
bestehen. Die Fest legung einzelner Instru-
mente ist deshalb in einer koordinie-
renden Gesamtplanung des a.I. (Planung 
des -> Marketing-Mix) vorzunehmen. Mit 
Bezug auf die Fristigkeit des Entschei-
dungskalküls läßt sich die strategische 
Festlegung der Instrumente, etwa inner-
halb einer globalen Fünf jahresplanung, 
von der operativen Planung des Instru-
menteneinsatzes im einjährigen Marke-
ting-Plan unterscheiden. Für beide Phasen 
der Planung des a.I. liegen theoretische 
Lösungsansätze vor, die von der Anwen-
dung der Inf ini tesimalrechnung über Pro-
grammierungsmodel le (Programmierung) 
bis hin zu heuristischen Vorgehensweisen 
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Absatzprognose Abschlußbuchung 

im Rahmen von Simulationsansätzen 
( - • Simulation) reichen. 

Lit.: Berndt, Ralph: Marketing. Band 2: 
Marketing-Poli t ik. 3. Aufl . Berlin 1995; 
Nieschlag, Robert et al.: Marketing. 
19. Aufl . Berlin 2002. 

Dirk Standop 

Absatzprognose 
Seit der Verlagerung des Schwerpunkts 
der Absatztheorie von der Seite der 
-* Produktion zum Markt ( - • Marketing) 
werden A. immer wichtiger. A. sind 
-> Prognosen des 
- Absatzpotentials , 
- Marktvolumens, 
- Absatzvolumens, 
- Marktanteils. 

Häufig wird unterschieden zwischen 

(1) Wirkungsprognosen und 

(2) Entwicklungsprognosen. 

Wirkungsprognosen gehen von Variablen 
aus, die die bet reffende Unternehmung 
selbst kontrolliert . Dagegen stützen sich 
Entwicklungsprognosen auf durch die Un-
ternehmung selbst nicht kontrollierbare 
Variablen. Selbstverständlich läßt sich in 
der Praxis nicht sauber zwischen diesen 
Prognosetypen unterscheiden: Jede A hat 
beide Komponenten. Der enge Zusam-
menhang zwischen Prognose und Planung 
kommt hierbei deutlich zum Ausdruck. 

Hans-Peter Liebmann 

Absatzweg 
Der A. (Vertr iebsweg, Distributionskanal) 
bezeichnet den Weg eines Produkts vom 
Produzenten bis zur nächsten produktiven 
oder konsumptiven Verwendung. Dieser 
produktbezogenen Begr i f fsauffassung 
entsprechend liegt der Schwerpunkt der 
Betrachtung auf der Kombination von 
Absatzorganen, der Verbindung die durch 
das Produkt best immt ist und mit der 
Veränderung der physischen Produkt-
eigenschaft bzw. der Verwendung endet. 
Die zu A. geschalteten Absatzorgane wer-
den also nicht gesondert institutionell be-
trachtet, sondern als Stationen oder Stu-
fen, die das Produkt bei der -> Distribu-

tion durchläuft . Zu unterscheiden sind 
direkte und indirekte A. Die Unterschei-
dung zwischen beiden Formen knüpft 
daran an, ob die jewei ls betrachtete Un-
ternehmung alle oder zumindest den über-
wiegenden Teil der Distr ibut ionsaufgaben 
durch eigene, rechtlich und wirtschaft l ich 
unselbständige, Distr ibutionsorgane 
durchführt oder die entsprechenden Funk-
tionen zur Gänze oder überwiegend auf 
fremde rechtlich und wir tschaft l ich selb-
ständige Distr ibutionsorgane überträgt . 

Hans-Peter Liebmann 

Abschlagsdividende 
Als A. wird eine Vorauszahlung auf den 
voraussichtl ichen Bilanzgewinn einer 
-» Aktiengesel lschaft bezeichnet. Nach 
§ 59 Abs. 1 AktG kann die -» Satzung den 
Vorstand ermächtigen, nach Ablauf des 
Geschäf ts jahrs auf den voraussichtl ichen 
Bilanzgewinn einen Abschlag an die 
Aktionäre zu zahlen. 

Der Vorstand darf einen Abschlag nur 
zahlen, wenn ein vorläufiger Abschluß für 
das vergangene Geschäf ts jahr einen Jah-
resüberschuß ergibt. Als Abschlag darf 
höchstens die Hälf te des Betrags gezahlt 
werden, der von dem -» Jahresüberschuß 
nach Abzug der Beträge verbleibt die 
nach Gesetz oder Satzung in Gewinn-
rücklagen einzustellen sind. Außerdem 
darf der Abschlag nicht die Hälf te des 
vorjährigen Bilanzgewinns übersteigen 
(§ 59 Abs. 2 AktG). 

Nach § 59 Abs. 3 AktG bedarf die Zah-
lung eines Abschlags der Zust immung des 

Aufsichtsrats. 
Wolfgang Lück 

Abschlußbuchung 
Die beim Abschluß der Konten am Ende 
des -» Geschäf ts jahres in der -* Buchfüh-
rung anfal lenden Buchungen werden als 
A. bezeichnet. Man unterscheidet zwi-
schen vorbereitenden A. und Hauptab-
schlußbuchungen (endgült ige A.). 

Durch die vorberei tenden A. verbleiben 
für die Erstellung des Jahresabschlus-
ses nur die Konten, deren Salden direkt 
auf das Gewinn- und Verlustrechnungs-
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Abschlußprüfer (AP) 

konto oder auf das Sch lußbi lanzkonto 
über t ragen werden müssen . Die vor-
bere i tenden A. selbst berühren weder das 
Sch lußb i lanzkon to noch das GuV-Kon to . 

Vorbere i t ende A.: 

(1) Absch luß von Unte rkon ten auf Haup t -
konten; 

(2) Kor rek tur der -» Erfolgskonten zur 
A b g r e n z u n g von pr iva tem und be-
t r ieb l ichem Bere ich ; 

(3) B u c h m ä ß i g e Korrektur der mengen-
und wer tmäß igen Abweichungen 
zwischen den buchmäß igen und den 
durch -» Inventur fes tges te l l ten End-
bes tänden durch -> Abschreibungen; 

(4) Bi ldung von -» Rückstellungen, um 
zukünf t ige -» A u f w e n d u n g e n zu be-
rücks ich t igen , deren Ursache zum 
Absch lußze i tpunk t fes ts teht , nicht 
aber die genaue Höhe und der genaue 
Zah lungsze i tpunk t ; 

(5) Pe r iodenr ich t ige Er fo lgsabgrenzung 
durch -» Rechnungsabgrenzungspos-
ten oder sonstige Verbindlichkeiten 
bei ze i t l ichen Di f f e renzen von Aus-
gabe und A u f w a n d bzw. E innahme 
und Er t rag; 

(6) D u r c h f ü h r u n g der sachlichen Ab-
grenzung zwischen betr iebl ich be-
d ingten oder sons t igen (neutra len) 
Sachverha l ten . 

Die H a u p t a b s c h l u ß b u c h u n g e n dienen der 
endgül t igen Ers te l lung des Jahresab-
schlusses . Sie vo l lz iehen sich in drei 
Schri t ten: 

(1) Absch luß der Erfolgskonten im GuV-
Konto (Buchungssa tz : GuV-Kon to an 
A u f w a n d s k o n t o oder Er t ragskonto an 
GuV-Kon to ) ; 

(2) Absch luß des GuV-Kontos und Über -
t ragung des Jahrese r fo lgs auf das 
Kapi ta lkonto (Buchungssa tz : im Ge-
winnfa l l G u V - K o n t o an -> Eigenka-
pital oder im Ver lus t fa l l Eigenkapi ta l 
an GuV-Kon to ) ; 

(3) Absch luß der akt iv ischen und passi -
v ischen Bestandskonten und Über-
t ragung ihrer Salden auf das Schluß-

Abschlußprüfer (AP) 

bi lanzkonto (Buchungssa tz : Schluß-
b i lanzkonto an Ak t ivkon to oder Pas-
s ivkonto an Sch lußb i lanzkonto) . 

Bevor alle E inze lkon ten abgesch lossen 
werden , e r fo lg t in der Prax is außerha lb 
der e igent l ichen B u c h f ü h r u n g zunächs t 
ein sogenannter P robeabsch luß in Form 
einer -* Haup tabsch lußüber s i ch t , um Feh-
ler in der V e r b u c h u n g vor der endgül t igen 
Verbuchung fes ts te l len zu können . 

Lit.: Wöhe , Günter und Heinz Kußmaul : 
Grundzüge der B u c h f ü h r u n g und Bi lanz-
technik. 4. Auf l . M ü n c h e n 2002; Z i m m e r -
mann , Werner und Hans-Pe te r Fries: 
Bet r ieb l iches R e c h n u n g s w e s e n . 7. Auf l . 
München und Wien 1998. 

Heinz Kußmaul 

Abschlußprüfer (AP) 
Gem. § 316 Abs . 1 H G B sind der -> Jah-
resabsch luß und der Lageber ich t von 
Kapi ta lgese l l schaf ten , die nicht k le ine 
i .S.v. § 267 Abs. 1 H G B sind, von e inem 
AP zu prüfen . Die Bes te l lung des AP er-
folgt durch dessen Wahl und Beauf t r a -
gung i .S.v. § 3 1 8 Abs . 1 H G B . § 3 1 9 
H G B stellt klar , wer als A P bestel l t wer-
den kann, ob es h i e r fü r Aussch lußg ründe 
gibt und welche Rech t s fo lgen aus der 
N ich tbeach tung dieser Rech t sno rm resul-
t ieren. Demen t sp rechend k o m m t als AP 
fo lgender Personenkreis (Abs. 1) in 
Betracht : 

(1) Wi r t s cha f t sp rü fe r ( W P ) 

(2) W i r t s c h a f t s p r ü f u n g s g e s e l l s c h a f t e n 
(WPG) 

(3) Vere id ig te Buchp rü fe r (vBP) 

(4) B u c h p r ü f u n g s g e s e l l s c h a f t e n (BPG) 

Für v B P / B P G gilt e ine P r ü f u n g s b e s c h r ä n -
kung auf den Jah resabsch luß und Lage-
bericht mi t te lg roßer Kap i t a lgese l l scha f t en 
(§ 267 Abs. 2) und Gese l l s cha f t en i .S.d. 
§ 264a HGB. Die Zu las sungsvoraus -
se tzungen ergeben sich aus der -* Wir t -
s cha f t sp rü fe ro rdnung ( W P O ) . W P G kön-
nen in der -* Rech t s fo rm der AG, KGaA, 
G m b H , O H G und KG sowie als Par tner-
gese l l schaf t anerkannt werden (§ 27 
WPO) . Während eine Sozietä t nicht als 
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Abschlußprüfung 

AP gewählt werden darf, ist dies bei einer 
Partnergesellschaft möglich. 

Die Bestellung zum AP ist nicht in jedem 
Falle möglich. Hierfür gibt es Ausschluß-
gründe für natürliche Personen wie für 
Prüfungsgesel lschaf ten. Auschlußgründe 
für natürliche Personen werden in § 3 1 9 
Abs. 2 HGB genannt. Diese sind im 
wesentlichen: 

(1) Gemeinsame Berufsausübung 

(2) Anteilsbesitz (S. 1 Nr. 1) 

(3) Funktionen in der zu prüfenden 
Kapitalgesel lschaft (S. 1 Nr. 2) 

(4) Funktionen oder Anteilsbesitz bei 
nahestehenden Unternehmen (S. 1 
Nr. 3) 

(5) Arbei tnehmer bei Beteil igungsunter-
nehmen (S. 1 Nr. 4) 

(6) Mitwirkung bei Buchführung oder 
Aufstel lung des Jahresabschlusses 
(S. 1 Nr. 5) 

(7) Mittelbare Mitwirkung (S. 1 Nr. 6) 

(8) Einsatz befangener Personen (S. 1 
Nr. 7) 

(9) Umsatzabhängigkei t (S. 1 Nr. 8) 

(10) Personelle Rotation (S. 2 Nr. 1) 

(11) Kein Nachweis an Teilnahme an der 
Quali tätskontrolle (S. 2 Nr. 2) 

Für Prüfungsgesel lschaf ten gelten folgen-
de Ausschlußgründe nach § 3 1 9 Abs. 3 
HGB: 

(1) Finanzielle Verf lechtung (Nr. 1) 

(2) Gleichstellung mit Einzelprüfern 
(Nr. 2) 

(3) Personelle Verf lechtung (Nr. 3) 

(4) Unzulässige Mitwirkung der gesetz-
lichen Vertreter und/oder Gesell-
schafter (Nr. 4) 

(5) Mitglied des Aufsichtsrates (Nr. 5) 

(6) Personelle Rotation (Nr. 6) 

(7) Kein Nachweis der Teilnahme an der 
Qualitätskontrolle (Nr. 7) 

Analog gelten diese Regelung sinngemäß 
für Konzernabschlußprüfungen (Abs. 4). 
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Abschreibungen 

Bei Nichtbeachtung der Regelungen des 
§ 319 HGB treten folgende Rechtsfolgen 
bei Verstößen ein: 

(1) Nichtigkeit des Bestel lungsaktes: 

(a) Verlust des Vergütungsanspruches 
des AP 

(b) Entfallen der Haftungsbeschrän-
kung des § 323 Abs. 1 HGB. 

(c) Schadensersatzansprüche des 
Mandanten an den AP 

(d) Nichtigkeit des Wahlbeschlusses 

(e) Dri t thaf tungsansprüche 

Wegen des Grundsatzes der Verhältnis-
mäßigkeit hat der BGH jedoch den Be-
stand und die Gültigkeit des geprüften 
Jahresabschlusses sowie des erteilten Te-
stats bejaht. Dies ist aber nicht unum-
stritten. 

Die o.a. Grundsätze sind analog auf frei-
willige Prüfungen anzuwenden. 

Lit.: Hense, Burkhard und Michael 
Veltins: Auswahl der Abschlußprüfer 
(§ 319). In: Beck ' scher Bi lanz-Kommen-
tar. Hrsg. Axel Berger et al. 5. Aufl . 
München 2003; Institut der Wirtschafts-
prüfer in Deutschland (Hrsg.): Wirt-
schaf tsprüfer-Handbuch: Handbuch für 
Rechnungslegung, Prüfung und Beratung. 
Düsseldorf 2000. 

Hanns R. Skopp 

Abschlußprüfung 
Jahresabschlußprüfung 

Abschlußstichtag 
Der A. ist der Tag am Schluß eines 

Geschäf ts jahrs (vgl. § 242 Abs. 1 und 2 
HGB). Der A. ist genau der Zeitpunkt, in 
dem der letzte Tag des Geschäf ts jahrs 
endet (24 Uhr des letzten Tages des 
Geschäfts jahrs) . 

Wolfgang Lück 

Abschreibungen 
Abgänge sind mengenmäßige Verringe-
rungen eines Güterbestands, A. sind da-
gegen Wertminderungen des mengen-
mäßig unveränderten Güterbestandes. A. 
erfolgen bei -» Vermögensgegenständen, 



Abschreibungen, arithmetisch-degressive 

soweit Abschreibungsfähigkei t gegeben 
ist. 

A. auf Vermögensgegenstände sind 
-* Aufwand oder -» Kosten und mindern 
den Vermögenswert ; sie erfolgen als 
handelsrechtl iche A. in der -» Gewinn-
und Verlustrechnung (GuV), als steuer-
rechtliche A. in der steuerlichen GuV und 
als kalkulatorische A. in der -» Kosten-/ 
Erlösrechnung. 

Handels- und steuerrechtliche A. müssen 
im Rahmen nominaler Kapitalerhaltung 
auf Anschaffungswer tbas is erfolgen. Kal-
kulatorische A. können statt dessen auch 
im Rahmen der realen Kapitalerhaltung 
bzw. Substanzerhaltung auf Wiederbe-
schaffungswertbasis erfolgen. 

Planmäßige A. erfolgen nur für abnutz-
bares -» Anlagevermögen im Rahmen 
eines -> Abschreibungsplans, der insbe-
sondere die -> Abschreibungssumme, 
-» Abschreibungsdauer und Abschrei-
bungsmethode festlegt; sie dienen der 
periodengerechten Gewinnermitt lung 
durch Vertei lung der Investi t ionssumme 
auf die -»Nutzungsdauer . Daneben 
können für alle anderen -» Aktiva außer-
planmäßige A. erfolgen (vgl. § 253 
HGB); sie dienen der Anpassung der Bi-
lanzwerte an die niedrigeren Tageswerte. 

Handelsrechtl iche A. werden ausgewiesen 
im -* Anlagengit ter (§ 268 Abs. 2 S. 3 
HGB) und bei Wahl des -» Gesamtkosten-
verfahrens in der GuV (§ 275 Abs. 2 
Nr. 7, 12 HGB). Bei -» Kapitalgesell-
schaften und -> Personenhandelsgesell-
schaften i.S.d. § 264a HGB müssen 
getrennt ausgewiesen werden: außerplan-
mäßige und steuerrechtliche A. (§ 277 
Abs. 3 S. 1; § 281 Abs. 2 S. 1 HGB). 

Direkte A. mindern direkt den Ver-
mögenswert . Indirekte A. lassen den Ver-
mögenswert formell unverändert und 
erfolgen auf einem Wertberichtigungs-
konto der Passivseite. Das Vermögen 
zeigt dann stets den Neuwert , der -» Saldo 
Vermögen - Wertbericht igungen den noch 
nicht abgeschriebenen Restwert. Indirekte 
A. sind nach § 2 8 1 Abs. 1 HGB für 
Kapitalgesellschaften und bestimmte 

Abschreibungsdauer 

Personenhandelsgesel lschaften als Wahl-
recht nur bei steuerrechtl ichen A. zu-
lässig. Neu- und Restwert der Vermö-
gensgegenstände sind aber aus dem 
Anlagengitter erkennbar. 

Wolfgang Lück 

Abschreibungen, arithmetisch-degressive 
Abschreibungsmethoden 

Abschreibungen, außerplanmäßige 
-> Abschreibungsmethoden 

Abschreibungen, degressive 
-> Abschreibungsmethoden 

Abschreibungen, digitale 
-> Abschreibungsmethoden 

Abschreibungen, direkte 
Abschreibungen 

Abschreibungen, geometrisch-degressive 
Abschreibungsmethoden 

Abschreibungen, indirekte 
-> Abschreibungen, -» Wertbericht igung 

Abschreibungen, kalkulatorische 
Abschreibungen 

Abschreibungen, lineare 
-* Abschreibungsmethoden 

Abschreibungen, mengenabhängige 
Abschreibungsmethoden 

Abschreibungen, planmäßige 
Abschreibungsmethoden 

Abschreibungen, progressive 
Abschreibungsmethoden 

Abschreibungen, zeitabhängige 
-> Abschreibungsmethoden 

Abschreibungsdauer 
Die A. regelt die zeit l iche Dauer plan-
mäßiger -» Abschreibungen bei abnutz-
barem -» Anlagevermögen. Die handels-
rechtliche A. wird von der bilanzierenden 
Unternehmung individuell als Grundlage 
des -» Abschreibungsplans festgelegt. 
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Abschreibungsmethoden 

Die A. wird von der -» Nu tzungsdaue r der 
Anlage begrenz t , wobei eine technische 
und wi r t schaf t l i che Nu tzungsdaue r zu 
unterscheiden sind. 

Die A. kann aus recht l ichen oder fak-
t ischen Gründen kürzer als die wir t -
schaf t l i che N u t z u n g s d a u e r sein. Recht l ich 
können Nu tzungs f r i s t en vorgegeben sein, 
die die A. l imi t ieren (z.B. Pa ten t l au f f r i s -
ten, E igen tumsübe rgang einer Aus lands-
anlage an die aus ländische Regie rung 
nach n Jahren kraf t Ver t rag) . Fakt isch 
kann die A. bewußt unter der wi r t schaf t -
l ichen Nu tzungsdaue r fes tge legt werden ; 
dann arbei tet die U n t e r n e h m u n g am Ende 
der wi r t scha f t l i chen Nu tzungsdaue r mit 
voll abgeschr i ebenen Anlagen . 

W o l f g a n g Lück 

Abschreibungsmethoden 
A b s c h r e i b u n g s a u f w a n d kann (anders als 
z.B. M a t e r i a l a u f w a n d ) nicht auf der 
Mengenbas i s nachp rü fba re r Verbrauchs -
e r fassung ermit te l t werden . A. bezwecken 
eine angemessene Ver te i lung der -» Ab-
sch re ibungssumme abutzbarer Anlagen 
auf die Abschre ibungsdaue r , indem 
nach Ersa tzmaßs täben p lanmäßige -> Ab-
schre ibungen im R a h m e n eines Ab-
schre ibungsp lans fes tge leg t werden . Fest-
gelegt werden Quoten der Abschre ibungs-
summe (-> Abschre ibungsquo te ) , die auf 
die e inze lne Per iode en t fa l len und als Ab-
sch re ibungsau fwand z.B. in die j äh r l i che 
-> Gewinn- und Ver lus t r echnung (GuV) 
e ingehen. 

Im Vorde rg rund s tehen zeitabhängige 
Abschreibungen. Am e infachs ten zu er-
mit teln ist die g le ichb le ibende Abschre i -
bung mit kons tan ten Jahresbe t rägen 
(gleich A b s c h r e i b u n g s s u m m e geteil t 
durch Abschre ibungsdauer ) . Bei der ar i th-
met i sch-degress iven (a r i thmet i sch-pro-
gress iven) Absch re ibung fällt (s teigt) der 
j ähr l i che Abschre ibungsbe t r ag nach den 
Regeln einer a r i thmet i schen Reihe. Ein 
Spezia l fa l l der a r i thmet i sch-degress iven 
Abschre ibung ist die digi tale Abschre i -
bung (kons tan te D i f f e r enz der a r i thme-
t ischen Reihe gleich Abschre ibung der 
letzten Per iode) . Die a r i thmet i sch-degres -

Abschreibungsplan 

siven, a r i thmet i sch -p rogress iven und 
g le ichb le ibenden A b s c h r e i b u n g e n haben 
einen l inearen Ver l au f und können des-
halb als l ineare Absch re ibung z u s a m m e n -
gefaß t werden . 

Bei der geomet r i s ch -degres s iven (geome-
t r i sch-progress iven) Absch re ibung fäll t 
(s teigt) der j äh r l i che Absch re ibungsbe t r ag 
nach den Rege ln einer geomet r i schen 
Reihe. Bedeu tung hat vor a l lem die geo-
met r i sch-degress ive Absch re ibung (bei 
der die Quot ien ten a u f e i n a n d e r f o l g e n d e r 
Absch re ibungsquo ten kons tan t s ind) mit 
dem Spezia l fa l l der Buchwer tabschre i -
bung (vom j ewe i l i gen Res tbuchwer t wird 
ein kons tan ter P rozen t sa tz abgeschr ie -
ben) . Sie hat an fangs hohe Abschre i -
bungsbe las tungen und ver r inger t dadurch 
das Ris iko von Feh l schä tzungen der Ab-
schre ibungsdauer ; auße rdem ist sie in 
begrenz tem U m f a n g s teuer l ich zuläss ig . 

Von den ze i t abhäng igen sind mengen-
abhängige Abschreibungen zu unter-
scheiden. Die A b s c h r e i b u n g s s u m m e wird 
durch die während der Abschre ibungs -
dauer e rwar te te P r o d u k t m e n g e dividier t 
(S tückabschre ibung , z.B. j e t ge fö rde r t e s 
Erz oder j e km LKW-Fahr t ) . Werden in 
einer Per iode n P roduk te inhe i t en pro-
duzier t , ergibt sich die Pe r iodenabschre i -
bung aus n S tückabschre ibungen . Formel l 
wird dabei die Absch re ibung zu propor-
t ionalen statt zu fixen Kos ten vorge-
nommen . 

W o l f g a n g Lück 

Abschreibungsplan 
Bei -» V e r m ö g e n s g e g e n s t ä n d e n des 
-> An lageve rmögens , deren N u t z u n g zeit-
lich begrenzt ist, sind die -» A n s c h a f -
fungs - oder Hers te l lungskos ten um plan-
mäßige -» Absch re ibungen zu vermin-
dern. Der Plan m u ß die A n s c h a f f u n g s -
oder Hers te l lungskos ten auf die -» Ge-
schäf t s j ahre ver te i len , in denen der 
Vermögensgegens t and vorauss ich t l i ch ge-
nutzt werden kann (§ 253 Abs . 2 S. 1 und 
2 HGB). 

W o l f g a n g Lück 
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Abschreibungsquote 

Abschreibungsquote 
Die A. ist der relative Anteil (Prozent-
satz) des Abschreibungsbetrages einer Pe-
riode an der -» Abschreibungssumme der 
Totalperiode. Sie kann nach Maßgabe der 
Inanspruchnahme eines Vermögens-
gegenstands (Leistungsabgabe, z.B. 
Maschinenstunden) oder als Funktion der 
Zeit bemessen werden. In letzterem Falle 
stehen unterschiedliche -» Abschrei-
bungsmethoden zur Verfügung. 

Wolfgang Lück 

Abschreibungssumme 
Mit dem Begriff A. wird der während des 
Abschreibungszei traums insgesamt abzu-
schreibende Betrag bezeichnet. Er ergibt 
sich aus der Differenz zwischen den 
-» Anschaf fungs- oder Herstellungskosten 
eines Anlagegegenstands und dem abseh-
baren Restwert (z.B. Schrottwert) am 
Ende des Nutzungszei t raums. Der Rest-
wert kann jedoch auch negativ sein (z.B. 
Abbruchkosten) . In Handels- und Steuer-
recht darf die Summe aller Perioden-
abschreibungen die Anschaffungs- oder 
Herstel lungskosten nicht überschreiten. 
Die kalkulatorischen -» Abschreibungen 
in der -» Kostenrechnung können hin-
gegen insgesamt höher sein als die 
ursprünglichen Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten. 

Wolfgang Lück 

Abschreibungsursachen 
Auf die Abschreibungshöhe wirken ver-
schiedene Ursachen ein, die im -» Ab-
schreibungsplan und insbesondere bei der 
-» Abschreibungsdauer und Abschrei-
bungsmethode angemessen zu berück-
sichtigen sind. 

Im Mittelpunkt steht bei abnutzbaren 
Anlagen der Verschleiß. In erster Linie ist 
der Gebrauchsverschleiß durch Nutzung 
zu berücksichtigen; die Intensität der 
Nutzung (Ein-, Zwei- oder Dreischicht-
betrieb) beeinflußt den Verschleiß. 
Maschinen und andere Anlagen ver-
schleißen aber auch ohne Nutzung durch 
Verrosten oder Verwitterung (Ruhever-
schleiß) oder durch Unglücksfäl le (Katas-
trophenverschleiß). 

Absetzung für Abnutzung (AfA) 

Daneben kann vor Ende der -» Nutzungs-
dauer ein Fristablauf aus gesetzlichen 
oder vertraglichen Gründen auftreten 
(Befristete Konzessionen, Patente). Die 

Abschreibungen hängen dann vom vor-
zeitigen Fristablauf statt vom Verschleiß 
ab. 

Schließlich ist die technisch-wir tschaft-
liche Überholung zu nennen (technischer 
Fortschritt , Dynamik wirtschaft l icher 
-> Innovationen). Sie kann ebenso wie 
Katastrophenverschleiß nur bedingt vor-
hergesehen werden und wird deshalb oft 
nur im Rahmen außerplanmäßiger Ab-
schreibungen der technisch oder wirt-
schaftl ich überholten Anlagen statt im 
Abschreibungsplan berücksichtigt . 

Wolfgang Lück 

Absetzung für Abnutzung (AfA) 
Unter dem steuerlichen Begriff der A f A 
wird die planmäßige Erfassung des 
nutzungsbedingten Wertverzehrs einzel-
ner Wirtschaftsgüter des abnutzbaren 
Anlagevermögens verstanden. Ihre Ziel-
setzung besteht darin, die Anschaf-
fungs- oder Herstel lungskosten der Wirt-
schaftsgüter möglichst periodengerecht 
auf den Zeitraum zu verteilen, in dem das 
Wirtschaftsgut voraussichtl ich genutzt 
wird. In diesem Zusammenhang spielt die 
Marktwertentwicklung der Wirtschafts-
güter nur eine untergeordnete Rolle. Die 
Vornahme planmäßiger Wertherabsetzun-
gen hängt also nicht davon ab, daß das 
Wirtschaftsgut eine Marktwertminderung 
erfahren hat. 

Der Abschreibungszei t raum best immt 
sich grundsätzlich nach Maßgabe der 
betr iebsgewöhnlichen Nutzungsdauer des 
Wirtschaftsguts (§ 7 Abs. 1 S. 2 EStG). 
Um eine gleichmäßige Besteuerung zu 
erreichen und Gewinnver lagerungen 
durch überhöhten oder zu geringen 
Abschreibungsaufwand zu vermeiden, 
werden die AfA-Sätze und betriebs-
gewöhnlichen Nutzungsdauern der einzel-
nen Anlagegüter von der Finanzverwal-
tung in -» AfA-Tabel len zusammen-
gestellt. Lediglich bei Gebäuden (§ 7 
Abs. 4, 5 und 5a EStG) und dem 

11 



Absetzung für außergewöhnliche Abnutzung 

Geschäf t s - oder F i rmenwer t (§ 7 Abs. 1 
S. 3 EStG) ist die A f A - D a u e r gesetz l ich 
geregel t . Eine A b w e i c h u n g von der A f A -
Tabel le ist nur in A u s n a h m e f ä l l e n er laubt . 

Hinsicht l ich der ->• Absch re ibungsme tho -
de geht das E inkommens teue r r ech t grund-
sätzl ich von der l inearen Abschre ibung 
(AfA in gle ichen Jahresbe t rägen) aus (§ 7 
Abs. 1 S. 1 EStG). Daneben ist bei 
bewegl i chen Wir t scha f t sgü te rn des An-
lageve rmögens die (geomet r i sch) degres-
sive Absch re ibung ( A f A in fa l l enden 
Jahresbe t rägen) innerha lb bes t immter 
Grenzen zuläss ig (§ 7 Abs. 2 EStG) . 
Ferner können , sowei t dies wi r t schaf t l i ch 
begründet ist, beweg l i che Wir t scha f t s -
güter des A n l a g e v e r m ö g e n s statt l inear 
nach Maßgabe der Le is tung des Wir t -
schaf t sgu ts abgeschr i eben werden (§ 7 
Abs. 1 S. 4 EStG) . Steuer l ich bes tehen für 
die degress ive sowie für die le is tungs-
abhängige Abschre ibung formale Wahl-
rechte. N a c h d e m s teuerrecht l iche Wahl-
rechte bei der Gewinne rmi t t l ung aber in 
Ube re in s t immung mit dem handels recht -
l ichen E inze labsch luß auszuüben sind 
(-» Maßgeb l i chke i t sp r inzp , § 5 Abs. 1 
S. 2 EStG) , ist die Inanspruchnahme 
dieser Wahl rech te an die Vorausse tzung 
gebunden , daß sie in der Hande l sb i l anz 
en t sprechend ausgeübt werden . Gebäude 
sind dagegen grundsä tz l ich l inear abzu-
schre iben. Die dabei anzuwendenden 
A f A - S ä t z e bes t immen sich nach dem 
Alter und der V e r w e n d u n g des Gebäudes 
für be t r ieb l iche oder pr ivate Zwecke (§ 7 
Abs. 4 EStG). Ein Wechse l der Abschre i -
bungsme thode ist nur von der degress iven 
zur l inearen Methode er laubt (§ 7 Abs. 3 
EStG). 

Wei tere Formen der s teuer l ichen Ab-
schre ibung neben der A f A sind die 

(1) -> Abse tzung für Subs tanzver r inge-
rung (AfS, § 7 Abs . 6 EStG) , 

(2) -» Abse tzung für auße rgewöhn l i che 
Abnu tzung (AfaA, § 7 Abs. 1 S. 5 
EStG) , 

(3) Te i lwer t abschre ibung (§ 6 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 EStG) und 

Absetzung für außergewöhnliche Abnutzung 

(4) Sonderabschre ibungen (normier t im 
EStG und in Nebengese t zen ) . 

Während die A f S bei be s t immten Unter-
nehmen anste l le der r ege lmäß igen A f A 
vo rgenommen werden kann, sind die 
A f a A und die Te i lwer t absch re ibung 
(-» Tei lwer t ) nur bei nachgewiesenen 
auße rgewöhn l i chen W e r t m i n d e r u n g e n an-
wendbar . Sonde rabsch re ibungen sind 
dagegen von der w i r t s cha f t l i chen und 
technischen N u t z u n g s d a u e r des Wir t -
schaf t sgu ts unabhäng ig . Sie werden 
aufgrund ve rsch iedener wi r t schaf t s -
pol i t i scher Z ie l se tzungen gewähr t . 

Lit.: Moxter , Adol f : B i l anzrech t sprech-
ung. 5. Auf l . Tüb ingen 1999, S. 226-246 ; 
Oes t re icher , Andreas : Hande l sb i l anz , 
S teuerb i lanz und in terna t ionaler Ab-
schluss . 6. Auf l . He ide lbe rg 2002; 
Schef f le r , W o l f r a m : Bes t eue rung von 
Unte rnehmen . Band II: S teuerb i l anz und 
Vermögensau f s t e l l ung . He ide lbe rg 1999, 
S. 170-224. 

Chr i s toph Spengel 

Absetzung für außergewöhnliche 
Abnutzung (AfaA) 
Die A f a A berücks ich t ig t Wer tminde run -
gen, die ihre Ursache in auße rgewöhn-
lichen technischen oder wi r t scha f t l i chen 
Gründen haben . Als besondere Gründe fü r 
eine auße rgewöhn l i che t echn i sche Abnut -
zung k o m m e n ein erhöhter Versch le iß 
oder Subs tanzverb rauch bei abnutzbaren 
Wir t schaf t sgü te rn z .B. durch Brand, 
Explos ion , Hochwasse r , Mehrsch ich t -
nutzung u.a. in Betracht . Eine außer-
gewöhnl iche wi r t scha f t l i che A b n u t z u n g 
liegt dann vor, wenn der wi r t scha f t l i che 
Wert e ines Wi r t s cha f t sgu t s z.B. durch 
Vera l te rung , t echn ischen For tschr i t t , 
N a c h f r a g e v e r s c h i e b u n g e n oder den Ver-
lust von Absa tzgeb ie ten u.a. gesunken ist. 
Die e inget re tene W er tminde rung wird be-
rücksicht ig t , indem die no rma le -» Abset -
zung für A b n u t z u n g ( A f A ) e inmal ig um 
einen zusä tz l ichen Absch re ibungsbe t r ag 
ergänzt wird . Daneben kann eine Kor rek-
tur der künf t igen N u t z u n g s d a u e r e r forder -
lich sein, sowei t die auße rgewöhn l i che 
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Absetzung für Substanzverringerung (AfS) 

Abnu tzung eine Verkürzung der wir t -
schaf t l i chen Nu tzungsdaue r zur Folge hat . 

Nach M a ß g a b e der s teuer l ichen Vor-
schr i f ten bes teht für die A f a A ein 
fo rmales Wahl rech t . N a c h d e m steuer-
recht l iche Wahl rech te bei der Gewinn-
ermi t t lung aber in Übe re in s t immung mit 
dem hande ls rech t l i chen Einze labsch luß 
auszuüben sind (-» Maßgeb l ichke i t s -
pr inzip, § 5 Abs. 1 S. 2 EStG) , ist diese 
Abschre ibung an die Vorausse tzung 
gebunden , daß das Wahl rech t zum Ansa tz 
des gegebenenfa l l s nur s teuerl ich zu-
lässigen Wer tes in der Hande lsb i lanz 
en t sprechend ausgeübt wird. Umgekehr t 
kann auf die Abschre ibung nur insowei t 
verz ichte t werden , als handels recht l ich 
die F o r t f ü h r u n g der u rsprüngl ichen Wer t -
ansätze zuläss ig ist. A u f dieser Grund lage 
ist die A f a A immer dann zwingend 
vo rzunehmen , wenn in der Hande l sb i l anz 
auße rp lanmäß ig abgeschr ieben wird oder 
au fgrund des s t rengen Nieders twer t -
pr inzips abzuschre iben ist. 

In der Ver rechnung von Wer tminde-
rungen ist die A f a A mit der Teilwert-
abschre ibung verg le ichbar . Beide berück-
sicht igen Wer tminde rungen , die auf der 
Grund lage des -> Impar i tä t spr inz ips durch 
auße rp l anmäß ige Abschre ibungen zu 
berücks ich t igen sind. Daneben führen die 
A f a A und die Te i lwer t abschre ibung zum 
grundsä tz l ich gle ichen Ergebnis . Denn 
rege lmäßig sind die Gründe , die zu einer 
A f a A füh ren , zugle ich geeignet , die 
Te i lwer tve rmutungen der Rech t sp rechung 
zu wider legen , der Tei lwer t 
abnutzbarer Gegens t ände des Anlage-
ve rmögens en t spreche den fo r tge führ t en 
Kos tenwer ten . Sie un te rsche iden sich 
j edoch in ihrem Anwendungsbe re i ch . 
Während Te i lwer tabschre ibungen bei 
allen b i l anz ie rungs fäh igen Wir t schaf t s -
gütern mögl ich sind, ist die AfaA nur bei 
abnutzbaren Wir t scha f t sgü te rn des -» An-
lagevermögens zuläss ig , soweit d iese 
nicht degress iv abgeschr ieben werden . 
Hier kann die A f a A bei s te igenden 
W i e d e r b e s c h a f f u n g s k o s t e n zu Wer tan-
sätzen füh ren , die unter dem Tei lwer t 
l iegen. Auße rdem ist die Tei lwer tab-

Absetzung für Substanzverringerung (AfS) 

Schreibung nur im R a h m e n der Gewinn-
ermi t t lung durch Bes tandsverg le ich (§ 4 
Abs. 1, § 5 ES tG) er laubt . Die A f a A 
dagegen ist auch bei anderen Me thoden 
der Ermi t t lung von E inkünf t en , insbe-
sondere bei Vermie tung und Verpach tung , 
zuläss ig . 

Lit.: Oes t re icher , Andreas : Hande l sb i l anz , 
S teuerb i lanz und in terna t ionaler Ab-
schluss . 6. Auf l . He ide lbe rg 2002; 
Schef f l e r , W o l f r a m : Bes teue rung von 
Unte rnehmen . Band II: S teuerb i lanz und 
Vermögensauf s t e l lung . He ide lbe rg 1999, 
S. 206-212 . 

Chr i s toph Spengel 

Absetzung für Substanzverringerung (AfS) 
Bei Be rgbauun te rnehmen , S te inbrüchen 
und anderen Gewinnungsbe t r i eben (Ton-
gruben, Kiesg ruben , Erdgas - und Erdöl -
un te rnehmen) , aber auch im R a h m e n der 
Verpach tung von Bodensubs tanz , ist an-
stelle der l inearen -» Abse t zung fü r Ab-
nutzung ( A f A ) eine A f S zuläss ig (§ 7 
Abs. 6 EStG). Eine Subs tanzve r r inge rung 
liegt vor, wenn Bodenschä tze oder die 
Erdober f l äche durch A u s b e u t u n g verzehr t 
werden. Durch die A f S werden die 
-> A n s c h a f f u n g s - oder Hers te l lungskos ten 
(AHK) , die für die ausgebeu te te Subs tanz 
au fgewende t wurden , nach M a ß g a b e des 
Subs tanzverzehrs (Fö rde rmenge ) vertei l t . 
Diese Methode entspr ich t - ähnl ich wie 
bei der l e i s tungsabhäng igen A f A bei 
bewegl i chen Anlagegü te rn (§ 7 Abs . 1 
S. 4 EStG) - den wi r t scha f t l i chen 
Gegebenhe i t en r ege lmäß ig besser als die 
zei t l iche Ver te i lung durch die l ineare 
A f A . Dennoch ist bei der Ver te i lung der 
A H K auf die Dauer der Abnu tzung 
abzus te l len . Dies wird gewähr le i s te t , 
indem m a n den Subs tanzve rzehr einer 
Per iode zu der beim Erwerb vorhandenen 
Gesamtsubs t anz ins Verhä l tn i s setzt , und 
dieses Verhäl tn is auf die A H K bzw. die 
A f A - B e m e s s s u n g s g r u n d l a g e anwende t : 

Jährlicher Substanzverzehr 
Gesamtsubstanz 

Besondere Schwier igke i ten bere i te t die 
Ermi t t lung der Gesamtsubs t anz . Im 
a l lgemeinen kann die Menge des 
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vorhandenen Bodenschalzes nur durch 
Schätzungen ermittelt werden. Hier 
verbleiben Ermessensspielräume, selbst 
wenn die Substanz auf der Grundlage 
geologischer Gutachten ermittelt wird. In 
gleicher Weise ist auch die Ermitt lung der 
Anschaffungskosten nicht immer 
unproblematisch. Denn die Ausgaben für 
die auszubeutende Substanz sind von den 
Ausgaben für die Aufbauten und 
Förderanlagen (Betriebsvorrichtungen) zu 
trennen, selbst wenn diese rechtlich 
wesentl iche Bestandteile des Grund und 
Bodens sind. Besonderheiten bestehen bei 
der Entdeckung eines unbekannten Bo-
denschatzes. Für die Inanspruchnahme 
von AfS ist hierbei entscheidend, ob sich 
die Entstehung des Wirtschaftsguts 
(Entdeckung und Aufschl ießung) und die 
spätere Verwendung im Betriebs- oder 
Privatvermögen vollzieht. 

Lit.: Oestreicher, Andreas: Handelsbilanz, 
Steuerbilanz und internationaler Ab-
schluss. 6. Aufl . Heidelberg 2002; Strunk, 
Günther und Bert Kaminski: Steuerliche 
Gewinnermit t lung bei Unternehmen. 
Neuwied und Kriftel 2001, S. 152-153. 

Christoph Spengel 

Abteilung 
A. sind für unbegrenzte Zeit eingerich-
tete, ständig tätige Zusammenfassungen 
von -» Stellen (-> Aufbauorganisat ion) 
unter einer gemeinsamen Leitungsstelle 
(-> Instanzen). Grundsätzl ich kann jeder 
Mitarbeiter nur einer A. angehören. Glie-
derungskriterien zur Bildung von A. sind 
üblicherweise Verrichtungen (-> Verrich-
tungsprinzip) oder Objekte (-» Objekt-
prinzip), aber auch regionale Aspekte 
(-» Organisationsstruktur, regionale). 

Erich Frese 

Abteilungsbildung 
Unter dem betr iebswirtschaft l ichen 
Begriff Abteilung wird ein hierarchisch 
gegliedertes, kompaktes Stel lengefüge in 
multipersonalen Unternehmen verstanden. 
Charakterisiert wird dieses Stel lengefüge 
durch die personale Besetzung und die 
sachliche Ausstat tung eines abgegrenzten 
Aufgabensystems. Die A. repräsentiert 

eine Kernaufgabe bei der aufbauorganisa-
torischen Gestaltung des Unternehmens. 
Sie wird von einer Vielzahl von Entschei-
dungsgrößen, wie z.B. aufgaben- , perso-
nen- oder sachmittelorientierte Kriterien 
sowie durch die Gestal tungsr ichtung „top-
down" oder „bot tom-up" beeinflußt . 

Lit.: Bühner, Rolf: Betr iebswirtschaft-
liche Organisationslehre. 9. Auf l . 
München und Wien 1999; Kieser, Alfred: 
Stichwort „Abtei lungsbi ldung". In: Hand-
wörterbuch der Organisation. Hrsg. Erich 
Frese. 3. Aufl . Stuttgart 1992, Sp. 57-72; 
Wildemann, Horst: Die Modulare Fabrik: 
Kundennahe Produktion durch Ferti-
gungssegmentierung. 5. Aufl . , München 
1998; Wildemann, Horst: Auftrags-
abwicklungssegmente: Kundenorien-
tierung und Teambi ldung in der 
Auftragsabwicklung. TCW-repor t Nr. 11. 
München 1999. 

Horst Wildemann 

Accounting, international 
Im angelsächsischen Sprachraum wird das 

Rechnungswesen von Unternehmen all-
gemein mit accounting bezeichnet. In 
seiner Bedeutung umfaßt accounting 
sowohl die Theorie als auch die Praxis 
des Rechnungswesens. I.A. bezog sich 
ursprünglich auf eine wissenschaf t l iche 
Disziplin, die sich theoretisch mit dem 
Vergleich verschiedener nationaler Rech-
nungslegungssysteme auseinandersetzt . 
Mit zunehmenden Bemühungen zur inter-
nationalen Harmonisierung nationaler 
Rechnungslegungssysteme steht i.A. nun-
mehr in der Praxis für eine Bilanzierung 
nach international anerkannten Rech-
nungslegungsgrundsätzen, hierzu gehören 
-> IAS/IFRS und US-GAAP. Ent-
sprechend der Informat ionsfunkt ionen des 
Rechnungswesens kann wie folgt unter-
schieden werden: 

(1) International financial accounting als 
internationales Rechnungswesen mit 
vorwiegend externem Adressatenkreis 
(Finanzbuchhaltung); 

(2) International management accounting 
als internationales Rechnungswesen 
mit vorwiegend internem Adressaten-
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kreis ( - • Kostenrechnung, Budgetie-
rung); 

(3) International auditing als Prüfungs-
wesen eines internationalen Rech-
nungswesens; 

(4) International tax als betriebswirt-
schaft l iches Instrument zur Berück-
sichtigung von Steuerwirkungen im 
internationalen Rechnungswesen; 

(5) Informat ionswesen als Unterstüt-
zungsinstrument zur Datenbereitstel-
lung entsprechend den Anforderungen 
internationaler Rechnungslegungsnor-
men. 

Die Informationsversorgung internationa-
ler Kapitalanleger mit umfassenden Un-
ternehmensinformationen für ihre -» In-
vesti t ionsentscheidungen gilt als vorwie-
gende Zielsetzung einer internationalen 
Rechnungslegung. Somit werden den Ka-
pitalanlegern zunehmend auch Informa-
tionen aus dem Bereich des management 
accounting zugänglich. 

Peter Wollmert /Thomas Wagner 

Accrual Principie 
Das A.P. ist ein zentraler Grundsatz der 
periodengerechten Gewinnermit t lung im 
Rahmen der internationalen Rechnungs-
legung. Nach FASB, SFAC No. 134 und 
139 erfolgt die Gewinnermit t lung nicht 
aufgrund von Ein- und Auszahlungen, 
sondern - entsprechend der wirtschaft-
lichen Entstehung - auf der Grundlage 
periodisierter Ein- und Auszahlungen, 
d.h. auf der Grundlage von Aufwen-
dungen und Erträgen. Bezüglich der 
Periodisierung unterscheidet der Accrual-
Grundsatz zwischen dem realization 
principie und dem matching principie. 

Nach dem realization principie sind 
Erträge dann in der GuV zu erfassen, 
wenn sie realisiert (realized) oder zu-
mindest realisierbar (realisable) sind. Das 
-» Realisationsprinzip gem. § 252 Abs. 1 
Nr. 4 HGB ist enger erfaßt, da es noch 
nicht wirklich realisierte Erträge von der 
Erfassung ausschließt. 

Die Erfassung der Aufwendungen in der 
jeweils zutreffenden Periode erfolgt nach 

AICPA 

dem matching principle. Danach sind die 
Auszahlungen der Periode als Aufwand 
zuzuordnen, in der die aufwandsver-
ursachende Leistung erbracht wurde und 
die korrespondierenden Erträge, für die 
die Leistung erbracht wurde, in der GuV 
erfaßt werden. 

Lit.: International Account ing Standards 
Committee: Framework for the prepara-
tion and Presentation of Financial State-
ments. London 1989; Pellens, Bernhard: 
Internationale Rechnungslegung. 3. Aufl . 
Stuttgart 1999. 

Gerhart Förschle 

AfA 

Absetzung für Abnutzung (AfA) 

AfaA 
->• Absetzung für außergewöhnl iche Ab-
nutzung (AfaA) 

AfS 
-> Absetzung für Substanzverr ingerung 
(AfS) 

AG 

-» Aktiengesel lschaft (AG) 

AG&Co. KG 
-> Aktiengesel lschaft und Co. KG (AG& 
Co. KG) 

Agio 
Differenzbetrag zwischen dem -> Nenn-
betrag und dem höheren Ausgabebetrag 
von -> Wertpapieren (Aufgeld) . 

Das bei -» Aktien bzw. GmbH-Stamm-
einlagen erzielte A. ist nach § 272 Abs. 2 
Nr. 1 HGB in die -» Kapitalrücklagen 
einzustellen. 

Wolfgang Lück 

AICPA (American Institute of Certifled 
Public Accountants) 
Nationale Berufsstandsorganisat ion der 
US-amerikanischen -> Wir tschaf tsprüfer 
(-» CPA-Cert i f ied Public Accountants) . 
2002: 337.867 Mitglieder (ohne Studen-
ten und sonstige Gruppen), davon 
130.995 öffent l ich bestell te Wirtschafts-
prüfer. Hiervon sind die meisten Wirt-
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schaf tsprüfer Mitglied des AICPA. Bis 
zur Gründung des -» FASB (Financial 
Accounting Standards Board) war dem 
Accounting Principles Board als Haupt-
fachausschuß des AICPA die Formulie-
rung und Erarbeitung von Bilanzierungs-
grundsätzen GAAP (Generally Accepted 
Accounting Principles) vorbehalten. Das 
AICPA setzt sich im Wesentl ichen aus 
folgenden Organen zusammen: Governing 
Council (Festlegung von Zielsetzung und 
Arbeitsrichtl inien), Board of Directors 
(Geschäf ts führung des Governing Coun-
cil) und Joint Trial Board (Über-
wachungsorgan zur Einhaltung von be-
rufsstandsverpfl ichtenden Prüfungsstan-
dards). Ausführende Organe der Fachar-
beit sind verschiedene Boards und Com-
mittees. Das ASB (Auditing Standards 
Board) erarbeitet und veröffentl icht die 
Prüfungsnormen SAS (Statements on 
Auditing Standards), das ARSC (Accoun-
ting and Review Services Committee) 
übernimmt z.B. die Erarbeitung von 
Rechnungslegungs- und Prüfungsgrund-
sätzen für nicht prüfungspf l icht ige Unter-
nehmen. 

Das AICPA gibt folgende Fachschrif ten 
heraus: 

(1) monatlich: „Journal of Accountancy", 

(2) 14-tägig: „The CPA Letter" sowie 

(3) weitere Fachpublikationen. 

Das AICPA hat mit Gründung des FASB 
im Jahre 1972 wichtige Kompetenzen an 
das FASB abgegeben. Der Einflußbereich 
des AICPA besteht jedoch dahingehend, 
daß es am Entwicklungsprozeß von Rech-
nungslegungsvorschrif ten des FASB be-
teiligt ist. Zum Aufgabenbereich des 
AICPA gehören weiterhin die Entwick-
lung und Herausgabe der Jahresabschluß-
prüfungsnormen GAAS (Generally Ac-
cepted Auditing Standards), der Berufs-
grundsätze für Wir tschaf tsprüfer sowie 
die Interessenvertretung des Berufsstands, 
die Abnahme von Berufsexamina CPA 
und die Durchführung der berufsfach-
lichen Fortbildung. 

Lit.: AICPA (Hrsg.): AICPA Annual Re-
port 2001-2002. New York 2002. 

Peter Wollmert 

Akkordarbeit 
A. liegt vor, wenn in einem Arbeitsver-
hältnis der -» Lohn nach dem erzielten 
Arbeitsergebnis bemessen wird. Man dif-
ferenziert zwischen dem Stückakkord 
oder Geldakkord, bei dem die Vergütung 
von der Anzahl der gefert igten Stücke ab-
hängt (sog. Stücklohn), oder dem Zeit-
akkord, bei dem mit Hilfe von Zeitmes-
sungen die von einem durchschnit t l ichen 

Arbeitnehmer für die bet reffende Ar-
beitsleistung normalerweise benötigte 
Zeit vorgegeben und für j ede Minute der 
vorgegebenen Zeit ein best immter Geld-
betrag bezahlt wird. Der tatsächliche Ver-
dienst ergibt sich im Geldakkord aus der 
Multiplikation der tatsächlich gefert igten 
Stücke mit einem best immten Geldbetrag 
je Stück, beim Zeitakkord aus der Multi-
plikation der als normal vorgegebenen 
Minutenzahl (Zeitfaktor) mit dem für die 
Minute festgesetzten Geldbetrag (Geld-
faktor) und der fert iggestell ten Stückzahl. 
Der Arbeitnehmer kann damit in A. durch 
ein gesteigertes Arbei ts tempo einen höhe-
ren Lohn erzielen (-» Gruppenakkord) . 

Gem. § 23 Abs. 1 JArbSchG dürfen Ju-
gendliche unter 18 Jahren nicht im Ak-
kord beschäft igt werden. Gleiches gilt für 
werdende und stillende Mütter gem. § 4 
Abs. 3 und § 6 Abs. 3 MuSchG 
(-> Arbeitsschutz). 

Die Festsetzung der Akkordsätze erfolgt 
entweder im -» Arbeitsvertrag, durch 
-> Tarifvertrag oder durch -> Betriebs-
vereinbarung. Zu einer einseit igen Ein-
führung von A. ohne Vereinbarung mit 
den betroffenen Arbei tnehmern oder dem 
Betriebsrat ist der -> Arbei tgeber nicht 
berechtigt. Umgekehrt darf der Arbeitge-
ber einen Arbei tnehmer in A. auch nicht 
gegen seinen Willen durch Ausübung sei-
nes -> Direktionsrechts vom Akkord- in 
den Zeitlohn überführen. Hierzu muß er 
vielmehr eine Änderungskündigung erklä-
ren. Bei der Einführung und Anwendung 
von A., bei der Aufste l lung von Ent-
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lohnungsgrundsätzen sowie der Festset-
zung von Akkordsätzen einschließlich der 
Geldfaktoren hat ein im Betrieb gebilde-
ter -» Betriebsrat ein Mitbest immungs-
recht nach § 87 Abs. 1 Nr. 10 und Nr. 11 
BetrVG. 

Stephan Altenburg 

Akkordlohn 
-» Lohnformen 

Akkreditiv 
Ein A. ist eine vertragliche Verpfl ich-
tungserklärung eines -» Kreditinstituts, 
im Auftrag, für Rechnung und nach 
Weisung eines Kunden (Akkreditivsteller) 
gegen Übergabe spezifizierter Dokumente 
und bei Erfül lung bestimmter Bedingun-
gen eine best immte Geldzahlung oder an-
dere f inanziel le Leistungen an einen Be-
günstigten (Akkredit ierten) zu erbringen. 

Unterscheidung nach Inhalt und Form: 
- Widerrufliches/unwiderrufliches A. 

Das widerrufl iche A. kann vom Auf-
traggeber bzw. der Akkredit ivbank 
jederzei t zurückgezogen werden. Das 
unwiderrufl iche A. bedeutet für Auf-
traggeber und Akkredit ivbank die un-
eingeschränke Verpfl ichtung zur Er-
fül lung der Vertragsleistung. 

- Befristetes/unbefristetes A. 
Die Geltungsdauer des A. ist befristet . 
Unwiderruf l iche A. sind immer be-
fristet . Nicht befris tete A. erlöschen 
sechs Monate nach ihrer Avisierung. 

- Bestätigtes/unbestätigtes A. 
Bei Bestät igung des A. übernimmt 
auch die Zahlstelle eine Garantiever-
pf l ichtung gegenüber dem Akkredi-
tierten. Die Bestätigung erfolgt nur 
für unwiderruf l iche, befristete A. 

- Revolvierendes A. 
Der Auft raggeber gestattet die wie-
derholte Inanspruchnahme des A. in 
gewissen Zeitabständen. 

Christian Weiß 

AktG 

-» Aktiengesetz (AktG) 

Aktie Dem Begriff der A. kommt dreifache 

Bedeutung zu: Eine A. repräsentiert eine 
Beteil igungsquote am Gesel lschaftsver-
mögen, sie verbrieft das Mitgl iedschafts-
recht eines Aktionärs und ist ein Wert-
papier. Das Grundkapital jeder -» Aktien-
gesellschaft (AG), dessen Mindestnenn-
betrag sich auf 50.000 Euro belaufen 
muß, ist notwendigerweise in A. zerlegt. 
Eine A. steht für einen Bruchteil des 
-» Grundkapitals (GK), wobei zwischen 
den traditionellen Nennbetragsakt ien und 
den 1998 durch das gleichnamige Gesetz 
e ingeführten Stückaktien zu unter-
scheiden ist. Nennbetragsakt ien lauten auf 
einen konkreten Nennbetrag, Stückaktien 
repräsentieren den verhältnismäßigen, 
gleichen Anteil j eder A. am GK. Der 
Mindestnennbetrag beläuft sich auf 1 €, 
diesen Wert darf auch der auf eine 
Stückaktie entfal lende Anteil am GK 
nicht unterschreiten. Eine Unterpari-
emission ist aus Gläubigerschutzgründen 
zur Sicherstellung des GK unzulässig. Als 
wertpapiermäßige Verbr ie fung der Mit-
gliedschaft können A. auf den Inhaber 
lauten (Inhaberaktien) oder auf den 
Namen (Namensaktien) , was in der 
->• Satzung festzulegen ist. Inhaberaktien 
werden durch Einigung und Übergabe 
übertragen, Namensakt ien als Order-
papiere hingegen entweder durch Indossa-
ment gem. § 68 Abs. 1 AktG oder durch 
Abtretung des verbrief ten Rechts nach 
§§ 413, 398ff . BGB. Bei einer vinku-
lierten Namensakt ie ist zur Übertragung 
die Zust immung der Gesel lschaft nötig. 
A. werden an der -» Börse gehandelt , der 
jeweil ige A.-kurs st immt regelmäßig 
nicht mit dem Nennwert überein. Zu den 
verbrief ten Mitgl iedschaftsrechten des 
Aktionärs gehören Stimmrechte (Aus-
nahme st immrechtslose Vorzugsaktien) 
und Dividendenansprüche. Mehrst imm-
rechte sind seit 1998 unzulässig, bis dato 
genehmigte laufen am 1.06.2003 aus. 

Lit.: Ekkenga, Jens: Vorzüge und Nach-
teile der nennwertlosen Aktie. In: Wert-
papiermittei lungen. Frankfurt am Main 
1997, S. 1645; Peltzer, Martin: Die Ab-
schaffung von Mehrst immrechten und 
St immrechtsbeschränkungen im 
KonTraG-Entwurf . In: Die Aktienge-
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se l l schaf t 1997. Sonde rhe f t Augus t , S. 90. 
An ja Hucke 

Aktienarten 
1 . N a c h dem U m f a n g der durch Akt ien 
gewähr ten Rech te werden u.a. fo lgende 
A. un te rsch ieden: 

(1) S tammakt i en : 
Sie sind die gewöhnl iche Form der 
Akt ien , die ihrem Inhaber die norma-
len Mi tg l i edschaf t s rech te , wie S t imm-
und Div idendenrech t , Antei l am Li-
qu ida t ionser lös und -» Bezugsrech t , 
gewähren . 

(2) Vorzugsak t i en (Pr ior i tä tsakt ien) : 
Sie gewähren besondere Ansprüche , 
z.B. bei der Gewinnver te i lung (-» Di-
v idende) oder dem Liquidat ionser lös , 
nicht j e d o c h bezügl ich des S t imm-
rechts . Mehr s t immrech t e sind unzu-
lässig (§ 12 Abs. 2 AktG) . 

2. Nach der Art der Bete i l igung am 
Grundkapi ta l we rden fo lgende A. un-

te rschieden: 

(1) Nennbe t ragsak t i en : 
Nennbe t r agsak t i en müssen auf min-
des tens e inen Euro lauten (§ 8 Abs. 2 
S. 1 AktG) . 

(2) S tückakt ien: 
S tückakt ien lauten auf keinen Nenn-
betrag. Die S tückakt ien einer Gesel l -
schaf t sind am Grundkapi ta l in glei-
chem U m f a n g betei l igt . Der auf die 
e inze lne Akt ie en t fa l l ende antei l ige 
Bet rag des Grundkap i t a l s darf e inen 
Euro nicht un terschre i ten (§ 8 Abs. 3 
S. 1-3 AktG) . 

3. Nach den Kri te r ien Inhaberschaf t und 
Über t r agungsmögl i chke i t lassen sich fol-
gende A. un te rsche iden : 

(1) Inhaberakt ien : 
Die Akt ien können auf den Inhaber 
oder auf N a m e n lauten (§ 10 Abs. 1 
AktG) . Inhaberak t ien sind in der Pra-
xis der Rege l fa l l ; sie lauten auf den 
Inhaber und können wie andere be-
wegl iche Sachen durch Ein igung und 
Übergabe über t ragen werden. 

Aktiengesellschaft (AG) 

(2) Namensak t i en : 
Namensak t i en lauten auf den N a m e n 
des Akt ionärs . Sie sind unter A n g a b e 
des Namens , Gebu r t sda tums und der 
Adresse des Inhabers sowie der 
Stückzahl oder der A k t i e n n u m m e r 
und bei Nennbe t r agsak t i en des Be-
trags in das Akt ienreg i s te r der Ge-
se l l schaf t e inzu t ragen (§ 67 Abs . 1 
AktG) . Im Verhä l tn i s zur Gese l l scha f t 
gilt als Akt ionär nur , wer als solcher 
im Akt ienreg is te r e inge t ragen ist 
(§ 67 Abs. 2 AktG) . Geht die Na-
mensakt ie auf e inen anderen über , so 
e r fo lgen Löschung und Neue in t r agung 
im Akt ienregis te r auf Mi t te i lung und 
Nachwe i s (§ 67 Abs. 3 AktG) . Die 
sog. v inkul ie r ten N a m e n s a k t i e n sind 
eine S o n d e r f o r m der Namensak t i en 
und dadurch gekennze ichne t , daß eine 
Über t ragung nur bei Z u s t i m m u n g der 
Gese l l schaf t e r fo lgen kann. 

W o l f g a n g Lück 

Aktiengesellschaft (AG) 
Die AG gehört als -* Kap i t a lgese l l scha f t 
zu den - » j u r i s t i s c h e n Per sonen des Pri-
va t rechts mit e igener Rech t spe r sön l i ch -
keit und n immt unter e iner -» F i rma am 
Rechtsverkehr teil . Ihre Rech t sg rund lage 
f indet sich im -» Ak t i engese t z (AktG) . 
Für die Verb ind l ichke i t en der A G haf te t 
den Gläubigern nur das Gese l l scha f t sve r -
mögen , e ine D u r c h g r i f f s h a f t u n g auf an 
der Gese l l schaf t bete i l ig te Personen ist 
nur in A u s n a h m e f ä l l e n unter sehr engen 
Vorausse tzungen mögl ich . Die A G ist 
F o r m k a u f m a n n nach §§ 6 Abs . 2 HGB, 3 
Abs. 1 AktG und f inde t insbesondere Ver-
wendung für kap i ta l in tens ive Geschä f t s -
tä t igkei ten. N a m e n s g e b e n d für die AG ist 
das in -» Akt ien zer legte -> Grundkap i ta l , 
das sich auf e inen Mindes tnennbe t r ag von 
50.000 € be laufen muß . Akt ien können 
als Nennbe t rags - oder S tückak t ien be-
gründet werden , welche der oder die 
Gründer nach Fes ts te l lung der -> Sa tzung 
gegen Ein lagen übe rnehmen . Vor Ab-
schluß des Gese l l scha f t sve r t r ags kann 
eine V org ründungsge se l l s cha f t bes tehen , 
die als -> Gese l l scha f t bürger l i chen 
Rechts (GbR) oder bei Be t re iben eines 
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Hande l sgewerbes als -> O f f e n e Handels -
gese l l schaf t ( O H G ) auf den Absch luß des 
Gese l l schaf t sve r t rags abziel t und mit 
einer pe r sön l i chen H a f t u n g der Betei-
ligten v e r k n ü p f t sein kann. Zwischen 
Ver t ragssch luß und Ein t ragung ins 

Handels reg is te r , mit der die AG 
Rech ts fäh igke i t er langt , besteht no twen-
dig eine Vor -AG gem. § 41 AktG. Bleibt 
au fg rund e ingegangener Verb indl ich-
keiten bei E in t ragung das ta tsächl iche Ge-
se l l scha f t sve rmögen hinter dem Betrag 
des Nennkap i t a l s zurück , kann dies e ine 
Di f fe renz- oder Un te rb i l anzha f tung der 
Gese l l schaf te r im Innenverhä l tn is zur AG 
auslösen. N e b e n Bare in lagen sind bei der 
-» G r ü n d u n g Sache in lagen sowie Sach-
übe rnahmen zuläss ig . Die Gründer beru-
fen den ers ten -» Aufs ich t s ra t (AR), der 
wiede rum den -» Vors tand bestel l t , und 
den -» Absch lußprü fe r . Im ersten AR sind 
die -* Arbe i tnehmer (AN) nicht ver t re ten , 
wesha lb die Amtsze i t begrenzt ist. Die 
Gründer haben einen Gründungsber i ch t 
zu ve r fassen , der alle wesent l ichen Um-
stände im Z u s a m m e n h a n g mit der Grün-
dung en tha l ten muß . Der Gründungs -
bericht ist Bas is für die Gründungs -
p rü fung , deren Ergebnis dem Regis ter -
gericht übermi t te l t wird . In e inigen Fäl len 
wird die P r ü f u n g nicht durch Vors tand 
und AR du rchge füh r t , sondern durch vom 
Gericht bes te l l te Gründungsp rü fe r (z.B. 
bei Sache in lagen) , um eine o rdnungsge-
mäße Er r ich tung der AG s icherzus te l len , 
§ 33 Abs. 2-5 AktG. 

Zum Schutze der Gläub iger wird die AG 
durch besondere Sa tzungss t renge gem. 
§ 23 Abs. 5 Ak tG gekennze ichne t , d.h. 
die Sa tzungsau tonomie ist stark begrenzt . 
Insbesondere N o r m e n zum Minderhe i ten-
schutz, zur Zus tänd igke i t der Organe , zu 
Verschwiegenhe i t s - und Sorgfa l t sp f l i ch -
ten sind zwingend . A u s n a h m e n von der 
Sa tzungss t renge f inden s ich für die sog. 
kleine AG, die seit 1994 in Deutsch land 
zuläss ig ist. Sie soll als Al ternat ive zur 
-» G m b H vor a l lem d e m -» Mit te ls tand 
o f fen s tehen. Zur Verme idung von Förm-
l ichkei ten exis t ieren z .B. ve re in fach te 
Vorschr i f t en zur E i n b e r u f u n g und Durch-
füh rung der -» H a u p t v e r s a m m l u n g (HV). 

Eine A G besteht aus den drei no twen-
digen Organen Vors tand , A R und HV, 
deren Tät igkei t s ich seit S o m m e r 2002 am 
-> Deutschen Corpora te Governance Ko-
dex als Verha l t enskodex or ient ieren soll , 
zu dessen E inha l tung die A G gem. § 161 
AktG jähr l i ch S te l lung nehmen muß . Dem 
ein- oder m e h r k ö p f i g e n Vors tand obl iegt 
die Le i tung der AG in e igener Veran twor -
tung, er vertr i t t die Gese l l scha f t ger icht-
lich und außerger ich t l i ch , wobe i seine 
Ver t r e tungsbe fugn i s gegenüber Dri t ten 
nicht beschränkt werden kann. Besonder s 
wicht ig im Bere ich der Vor s t andsau f -
gaben ist die Pf l icht zur E inr ich tung e ines 
R i s i k o f r ü h e r k e n n u n g s s y s t e m s (-» Ris iko-
managemen t sys t em) gem. § 91 Abs. 2 
AktG, um den For tbes tand der A G zu 
s ichern. Bei seiner Le i tungs tä t igke i t hat 
der Vors tand die Sorgfa l t e ines ordent-
l ichen und g e w i s s e n h a f t e n Geschä f t s -
leiters anzuwenden . Für schu ldha f t e 
Pf l i ch tver le tzungen ha f t e t er der AG, im 
Einzelfa l l (d r i t t schützende N o r m ) auch 
Dri t ten gegenüber , wesha lb der Absch luß 
einer D & O - V e r s i c h e r u n g (D i r ec to r ' s and 
O f f i c e r ' s Liabi l i ty Insurance) empfeh -
lenswer t ist. Dem AR k o m m t vor rang ig 
die Ü b e r w a c h u n g der G e s c h ä f t s f ü h r u n g 
sowie die Bes te l lung und A b b e r u f u n g der 
Vors tandsmi tg l i ede r zu. Die Z u s a m m e n -
se tzung des Ü b e r w a c h u n g s o r g a n s wird 
nach § 96 Ak tG wesen t l i ch durch Mitbe-
s t immungsvor sch r i f t en bee in f luß t . Zahl -
re iche Vorsch r i f t en des Ak tG bezwecken 
eine e f f i z i en te A u f g a b e n e r f ü l l u n g durch 
den AR, wie Eins ich ts - und Kontrol l -
rechte der AR. -mi tg l ieder . Die Über t ra-
gung von Geschä f t s l e i t ungs - und Über-
w a c h u n g s a u f g a b e n auf zwei ge t rennte 
Organe ist typisch fü r das dua le System 
wie es außer in Deu t sch land nur noch in 
wen igen Ländern der Wel t bekannt ist 
(z.B. Ös te r re ich und Skandinav ien) . Da-
gegen arbei ten in Ländern mit Board -Sys -
tem externe Di rek toren mit Über-
w a c h u n g s a u f g a b e n (Outs ide Direc tors ) 
und Unte rnehmens le i t e r (Execu t ive Di-
rectors) geme insam im Board of Direc-
tors. Als dri t tes Organ fung ie r t die HV, in 
der die -» Akt ionä re als E igen tümer der 
Gese l l scha f t ihre Verwa l tungs rech te 
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ausüben. Zu den wichtigsten Rechten der 
HV gehören nach § 1 1 9 AktG die 
Bestellung des AR und der Abschluß-
prüfer sowie die Verwendung des Bilanz-
gewinns. Von der Leitung der AG sind 
die Aktionäre ausgeschlossen, da sie als 
reine Kapitalgeber fungieren. Der Aus-
schluß geht mit einer fehlenden persön-
lichen Haftung für Gesel lschaftsverbind-
lichkeiten einher. Im Hinblick auf die 
Finanzverfassung der AG kommt der 
Kapi ta laufbringung und -erhaltung im 
Interesse der Gläubiger besondere Bedeu-
tung zu, weil diese im Gegensatz zur 
Haftungssi tuat ion in einer Personenge-
sellschaft nicht auf das Privatvermögen 
der Gesel lschafter zugreifen können. Der 
Kapi ta laufbr ingung dienen die Vorschrif-
ten des Verbots der Unterpariemission, 
die strengen Voraussetzungen der Er-
bringung von Sacheinlagen und Sachüber-
nahmen sowie die Folgen der Nichter-
bringung versprochener Leistungen, die 
u.a. in einer Kaduzierung (Ausschluß des 
säumigen Aktionärs) bestehen kann. Der 
Kapitalerhaltung dient das Verbot der 
Einlagenrückgewähr sowie die beschränk-
te Zulässigkeit des Erwerbs ->• eigener 
Aktien. Eine Nachschußpfl icht der Aktio-
näre besteht nicht. Anders als bei der 
GmbH existieren keine Vorschrif ten zum 
eigenkapitalersetzenden Darlehen. Dieses 
kann nur ausnahmsweise angenommen 
werden bei einer Mindestbeteil i-
gungsquote des Aktionärs und Einfluß-
möglichkeiten auf die Geschäf ts führung. 
§§ 182-221 AktG enthalten die Möglich-
keiten einer -» Kapitalerhöhung. Bei der 
effekt iven Kapitalerhöhung werden neue 
Aktien ausgegeben und die Einlagen ent-
sprechend erhöht, eine nominelle Kapital-
erhöhung ist aus Gesel lschaftsmit teln zu 
erbringen (Umwandlung von Gewinn-
rücklagen in Grundkapital) . Beide For-
men beruhen auf einem HV-Beschluß und 
müssen ins Handelsregister eingetragen 
werden. 

In der Praxis ist die Einzelgesel lschaft 
weitgehend vom Unternehmensverbund 
verdrängt worden. §§ 15-22 sowie 
§§ 291 ff. AktG enthalten spezielle Rege-
lungen für -> verbundene Unternehmen, 

unter denen der - » K o n z e r n i.S.d. § 1 8 
Abs. 1 AktG, der durch ein Über-Unter-
ordnungsverhältnis von mindestens zwei 
Gesel lschaften unter einheit l icher Leitung 
gekennzeichnet wird, die größte Bedeu-
tung besitzt. Der -» Jahresabschluß der A. 
besteht gem. § 264 i.V.m. § 242 HGB aus 
Bilanz und GuV-Rechnung, die von 
Anhang und Lagebericht ergänzt und von 
unabhängigen Abschlußprüfern nach 
§ § 3 1 6 f f . HGB risikoorientiert geprüft 
werden. Der -» Konzernabschluß nach 
§§ 290ff . HGB kann unter best immten 
Voraussetzungen bis Ende 2004 nach 
§ 292a HGB befreiend nach international 
anerkannten Rechnungslegungsgrund-
sätzen vorgenommen werden. Durch die 
EG-Verordnung bet reffend die Anwen-
dung internationaler Rechnungslegungs-
standards vom 19.07.2002 haben auch 
deutsche Muttergesel lschaften bis spätes-
tens 2007 die Konzernrechnungslegung 
nach -» IAS vorzunehmen. 

Lit.: Beuthien, Volker: Die Vorgesell-
schaft im Privatrechtssystem. In: Zeit-
schrift für Wirtschaftsrecht 1996. S. 305 
und S. 360; Emmerich, Volker et al.: 
Konzernrecht. 7. Aufl . München 2001; 
Hölters, Wolfgang et al.: Die kleine AG. 
2. Aufl. München 2002; Schmidt , Kar-
sten: Gesel lschaftsrecht . 4. Auf l . Köln 
2002, §§ 26-31. 

Anja Hucke 

Aktiengesellschaft und Co. KG 
(AG&Co. KG) 
Die AG & Co.KG gehört zu den -» Perso-
nengesel lschaften des Handelsrechts . Bei 
ihr handelt es sich um eine Mischform 
aus AG und -» Kommandi tgesel lschaf t 
(KG), wobei die AG die Rolle des 
persönlich haf tenden Gesel lschaf ters 
(Komlementär) der KG übernimmt, wäh-
end der AG--» Vorstand die Gechäf te der 
KG führt . In der Praxis weiter verbreitet 
ist die -» GmbH & Co. KG, da sie ein-
acher zu gründen und wegen fehlender 
Satzungsstrenge flexibler auszugestalten 
ist. 

Lit.: Rose, Gerd und Cornelia Glorius-
Rose: Unternehmen, Rechtsformen und 
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Verindungen. 3. Aufl . Köln 2001, 
Rz. 274; Schmidt, Karsten: Gesellschafts-
recht. 4. Aufl . Köln 2002, § 56. 

Anja Hucke 

Aktiengesetz (AktG) 
Im AktG ist das Recht der - »Ak t i en -
gesel lschaften (AG) und der -» Komman-
ditgesel lschaften auf Aktien (KGaA) 
geregelt. Es wurde im Jahr 1937 aus dem 

HGB ausgegliedert , das noch die Rech-
nungslegungsvorschrif ten für AG enthält. 
Das AktG wurde seither mehrfach refor-
miert, am umfassendsten 1965, als schär-
fere Rechenschaf ts- und Publizitätsnor-
men für mehr Transparenz sorgen sollten, 
das Aktienvertragskonzernrecht kodifi-
ziert und die Rechte der -» Aktionäre 
sowie die Position der -> Hauptversamm-
lung gestärkt wurden. Weitere Modif i-
zierungen resultieren aus der Umsetzung 
europäischer Richtlinien und dem Be-
treben des deutschen Gesetzgebers, das 
Aktienrecht zu modernisieren (auf der 
Basis der Vorschläge der Regierungs-
kommission Corporate Governance), so 
daß sich das AktG unter Berücksichtigung 
internationaler Standards und der Anfor-
derungen des Kapitalmarktes in perma-
nentem Wandel befindet . 

Lit.: Klunzinger, Eugen: Grundzüge des 
Gesellschaftsrechts . 12. Aufl . München 
2002. § 8 III; Schmidt, Karsten: Gesell-
schaftsrecht. 4. Aufl . Köln 2002. § 26 II. 

Anja Hucke 

Aktienindex 
A. sind Instrumente zur Messung von ag-
regierten Aktienkursveränderungen. Sie 
können als „Barometer" für das „Bören-
kl ima" angesehen werden. Wichtige inter-
nationale Beispiele sind der Dow Jones 
Industriais, der S&P 500, der Euro-
Stoxx 50 und in Deutschland der DAX. 

Ein A. faßt die Vielzahl der Kursinfor-
mationen einer best immten Menge von 
Unternehmen in einer Kennzahl zu-
sammen, die als Zeitreihe for tgeführt 
wird. Die Gewichtung des zugrunde-
liegenden Portfolios von Unternehmen 
kann beispielsweise nach dem Marktwert 

oder der Anzahl der frei handelbaren 
Aktien (free float) erfolgen. Mit dem 

Index läßt sich die Wertentwicklung des 
Portfolios und damit die Kursentwicklung 
des Gesamtmarktes darstellen. Dies ge-
schieht unter bewußtem Verzicht auf die 
zahlreichen Einzel informationen der im 
Index enthaltenen Unternehmen. 

A. finden ihre Hauptanwendung in Hin-
blick auf folgende Funktionen: die Infor-
mationsfunkt ion bezüglich der allge-
meinen Kursentwicklung, die Funktion 
als Meßlatte und Musterportfol io zum 
Vergleich der Rendite von Portfol ios 
(Benchmarkfunkt ion) und die Funktion 
als Grundlage für den Handel mit deri-
vativen Finanzprodukten wie -» Futures 
und Optionen. 

Lit.: Bleymüller, Josef: Theorie und 
Technik der Aktienkursindizes. Wies-
baden 1966; Schmitz-Esser, Valerio: 
Aktienindizes im Port fol iomanagement . 
Funktionen, Konstrukt ionsmerkmale und 
Indexeffekte. Eschborn 2001; Wagner, 
Niklas: Tracking des DAX. Lohmar 1998. 

Christoph Kaserer/Niklas Wagner 

Aktienregister 
Das bei einer -» AG zu führende Register, 
in das Namensaktien (-> Aktienarten) un-
ter Angabe des Namens, Geburtsdatums 
und der Adresse des Inhabers sowie der 
Stückzahl oder der Akt iennummer und bei 
Nennbetragsakt ien des Betrags einzutra-
gen sind (§ 67 Abs. 1 AktG). Geht die 
Namensaktie auf einen anderen über, so 
erfolgen Löschung und Neueintragung im 
A. auf Mittei lung und Nachweis (§ 67 
Abs. 3 AktG). 

Wolfgang Lück 

Aktionäre 
A. sind die Eigentümer einer -» Aktien-
gesellschaft (AG), deren Mitgl iedschafts-
rechte in der -* Aktie verkörpert sind. Die 
Stellung als A. wird durch Mitwirkung an 
der -» Gründung, Tei lnahme an eine 
->• Kapitalerhöhung bzw. durch späteren 
Aktienerwerb begründet . A. üben ihre 
Verwaltungsrechte in der -» Hauptver-
sammlung (HV) aus (§§ 118ff. AktG). 
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Zent ra le A. - rechte sind Vermögensrechte 
(Bezugsrech te und Div idendenansp rüche ) 
und Verwaltungsrechte ( In format ions -
und Kont ro l l rech te , Te i lnahme- und 
S t immrech te sowie Auskunf t s r ech t e und 
A n f e c h t u n g s b e f u g n i s s e ) , wobei ein 
Gleichbehandlungsgebot bes teht . Zudem 
exis t ieren zwischen den A. untere inander 
und im Verhä l tn i s zur AG Treupflichten, 
deren Inhalt e inze l f a l l abhäng ig ist, wobei 
insbesondere der Minderheitenschutz zu 
beachten ist. Die A. sind von der 
Un te rnehmens le i tung ausgesch lossen , es 
sei denn , der -» Vors tand ver langt e ine 
Entsche idung von der HV, und ha f t en 
generel l nicht mit ihrem Pr iva tve rmögen 
für Gese l l schaf t sve rb ind l i chke i t en . Es 
besteht ke ine Nachschußpf l i ch t bei 
F inanzbedar f der AG, e ine en t sp rechende 
Fes t legung in der -> Sa tzung ist unzu-
lässig. Al le rd ings sind die A. verpf l i ch te t , 
die ü b e r n o m m e n e Ein lage zu leisten und 
können bei N ich te rb r ingung unter den 
Vorausse tzungen des § 64 AktG ausge-
schlossen werden . 

Lit.: Michalsk i , Lutz: Gese l l schaf t s rech t 
2. Auf l . He ide lberg 2001, S. 141-146; 
Schmidt , Kars ten: Gese l l schaf t s rech t . 
4. Auf l . Köln 2002. § 28 I. 

An ja Hucke 

Aktionärsschutz 
Hierbei handel t es sich um Rege lungs-
Schu tzvorschr i f t en zur In te ressenswah-
rung bei abhäng igen Un te rnehmen oder 
bei Un te rnehmensve r t r ägen . Die Rege lun-
gen der § § 3 1 1 - 3 1 8 be t re f fen Abhäng ig -
kei t sverhäl tn isse i .S.v. § 17 AktG, die 
nicht im Rahmen eines Beher r schungs-
ver t rages ( § 2 1 9 AktG) oder einer Ein-
g l iederung ( § 3 1 9 f f . Ak tG) real is ier t 
wurden , sondern auf anderen recht l ichen 
oder ta t sächl ichen Sachverha l ten beruhen 
(faktischer -* Konzern) Im Interesse der 
schu tzwürd igen Be lange der (Minder -
he i t s - )Akt ionäre und der Gläubiger der 
abhängigen Gese l l scha f t soll e ine nach-
hal t ige Benach te i l igung durch einen f r em-
den Un te rnehmenswi l l en ausgesch lossen 
werden. Das Gese tz verbie te t dabei nicht 
j eg l i che E i n f l u ß n a h m e , sondern sieht 
v ie lmehr einen Ausgle ich der Nachte i le 
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vor ( § 3 1 1 Abs. 1 AktG) . Den so gene-
rierten Rech t sansp rüchen , s tehen bei 
N ich t e r fü l l ung Schadense r sa t zansp rüche 
( § 3 1 7 Ak tG) gegenüber . Wesen t l i che 
Schu tz funk t ion ist die gese tz l ich vor-
geschr iebene Aufs t e l lung des Abhän -
gigkei t sber ich ts und dessen P r ü f u n g . 

Lit.: Insti tut der Wi r t s cha f t sp rü fe r in 
Deutsch land (Hrsg. ) : Wi r t s cha f t sp rü fe r -
Handbuch : H a n d b u c h fü r Rechnungs le -
gung, P r ü f u n g und Bera tung . Düsse ldor f 
2000. 

Hanns R. Skopp 

Aktiva 
S u m m e der V e r m ö g e n s g e g e n s t ä n d e , der 
akt iven R e c h n u n g s a b g r e n z u n g s p o s t e n und 
der B i l anz ie rungsh i l f en e ines Unter-
nehmens . Die Akt ivse i te e iner Bi lanz um-
faßt e inersei ts das be t r ieb l iche V e r m ö g e n 
(Mi t t e lve rwendung) , unter te i l t in Anlage-
ve rmögen , U m l a u f v e r m ö g e n , andererse i t s 
Rechnungsabg renzungspos t en und Bilan-
z ie rungsh i l fen , ggf . e rgänzt durch den 
„nicht durch Eigenkapi ta l gedeck ten Fehl-
be t rag" sowie evt l . durch auss tehende 
Ein lagen auf das geze ichne te Kapi ta l als 
Kor rek tu rpos ten z u m geze ichne ten Kapi-
tal (-» Bi lanz, G l i ede rung der) . 

W o l f g a n g Lück 

Aktivierung 
Unter A. vers teht man die Bi lanz ie rung 
dem Grunde nach auf der Akt ivse i te einer 
-> Bi lanz. Hande l s rech t l i ch werden 
-» Vermögensgegens t ände , -» Bi lanzie-
rungsh i l fen und -» R e c h n u n g s a b g r e n -
zungspos ten akt iv ier t , s teuer l ich pos i t ive 
Wir t schaf t sgü te r sowie Rechnungsab -
grenzungspos ten . 

Grundsä tz l ich gilt für die A. von Vermö-
gensgegens tänden bzw. pos i t iven Wirt -
schaf t sgü te rn au fg rund des Vol l s tän-
d igke i t sgebots (§ 246 Abs . 1 S. 1 HGB, 
s teuer l ich i .V.m. § 5 Abs . 1 S. 1 EStG) 
eine Aktivierungspflicht. Ein Aktivie-
rungswahlrecht bes teht handelsb i lanz ie l l 
z .B. für den der iva t iven -» G e s c h ä f t s - und 
F i rmenwer t oder das -» Disag io bei 
-<• Verb ind l ichke i t en (§ 250 Abs. 3 HGB) ; 
s teuerbi lanzie l l sind dagegen j ewe i l s 



Aktivierungsgrundsatz 

Bilanzierungspfl ichten anzunehmen. Han-
dels- wie steuerbilanziell zu berück-
sichtigende Aktivierungsverbote betreffen 
z.B. -* immateriel le Vermögensgegen-
stände/Wirtschaftsgüter des -> Anlagever-
mögens, sofern sie nicht entgeltlich er-
worben worden sind (§ 248 Abs. 2 HGB, 
§ 5 Abs. 2 EStG). 

Ulrich Döring/Dietrich Jacobs 

Aktivierungsgrundsatz 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-

rung (GoB) 

Aktivseite der Bilanz 
-» Aktiva 

Akzept (lat. Annahme) 
Annahme einer Anweisung, durch die 
sich der Angewiesene zur Leistung 
gegenüber dem Anweisungsempfänger 
verpflichtet . Durch die Annahme entsteht 
ein unmittelbares selbständiges Forde-
rungsrecht gegenüber dem Angewiesenen. 

Doppelte Bedeutung des Wortes: 

(1) Schrif t l iche Annahmeerklärung des 
Bezogenen (Akzeptant), durch die er 
sich zur Bezahlung des -» Wechsels 
bei Fälligkeit wechselrechtl ich ver-
pflichtet . 

(3) Bezeichnet den akzeptierten Wechsel 
selbst. 

Christian Weiß 

Akzeptkredit 
Ein -» Kreditinstitut gewährt durch Ak-
zeptierung eines Wechsels einen A. 
Die Bank übernimmt als Hauptschuld-
nerin die volle wechselrechtl iche Haf-
tung. 

Der A. ist der Kreditleihe zuzuordnen, bei 
der durch die Paraphe eines Kredit-
instituts die Bonität des Institutes auf 
einen Wechsel (Kredit- oder Finanz-
wechsel), dem kein Handelsgeschäft 
zugrunde liegt, übertragen wird. Das 
entstandene Bankakzept wird üblicher-
weise direkt vom Kreditinstitut diskon-
tiert, so daß eine Verbindung von Kredit-
und Geldleihe gegeben ist und dem 
Kunden eine zinsgünstige -» Finanzierung 

Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) 

(Barkredit) mit fester Laufzeit gewährt 
wird. 

Der A. ist derzeit durch Veränderung ge-
setzlicher und wir tschaft l icher Rahmen-
bedingungen in der Praxis jedoch kaum 
noch von Bedeutung. 

Christian Weiß 

Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) 
Durch das Schuldrechtsmodernisie-
rungsgesetz sind die materiellrechtlichen 
Bestimmungen des AGB-Gesetzes als 
§§ 305-310 in das BGB übernommen 
worden, während die verfahrensrechtl i -
chen Best immungen des AGB-Gesetzes 
mit angereichertem Inhalt in das Unter-
lassungsklagengesetz Eingang gefunden 
haben. 

Nach der gesetzlichen Defini t ion (§ 305 
Abs. 1 BGB) sind AGB „alle für eine 
Vielzahl von Verträgen vorformulier ten 
Vertragsbedingungen, die eine Vertrags-
partei (Verwender) der anderen Vertrags-
partei bei Abschluß eines Vertrags stellt", 
und zwar unabhängig davon, ob sie einen 
äußerlich gesonderten Bestandteil des 
Vertrags bilden oder in die Vertragsur-
kunde selbst aufgenommen werden. Den 
Gegensatz zu AGB bilden Individual-
abreden; sie gehen den AGB vor (§ 305b 
BGB). 

AGB werden nur Bestandteil des Ver-
trags, wenn der Verwender bei Vertrags-
schluß: 

(1) die andere Vertragspartei ausdrück-
lich oder durch deutlich sichtbaren 
Aushang am Ort des Vertragsschlus-
ses auf die AGB hinweist , und 

(2) der anderen Vertragspartei die Mög-
lichkeit verschaff t , in zumutbarer 
Weise von ihrem Inhalt Kenntnis zu 
nehmen, und wenn 

(3) die andere Vertragspartei mit ihrer 
Geltung einverstanden ist (§ 305 
Abs. 2 BGB). 

Ausnahmen von den Erfordernissen zu 
1 und 2 gelten nach § 305a BGB für AGB 
im Eisenbahn-, Verkehrs- und Post- und 
Telekommunikat ionsbereich. Überra-
schende Klauseln werden nicht Vertrags-
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bes tandte i l , mehrdeutige Klauseln gehen 
zu Lasten des Verwender s (§ 305e BGB) . 

Werden A G B ganz oder te i lweise nicht 
Ver t ragsbes tandte i l , bleibt der Ver t rag im 
übr igen wi rksam. An die Stelle von nicht 
Ver t ragsbes tandte i l gewordenen oder von 
unwi rksamen Klause ln treten die gese tz-
l ichen Vorsch r i f t en (§ 306 Abs. 1 und 2 
BGB) . 

Werden A G B Ver t ragsbes tand te i l , unter-
l iegen sie der Inhaltskontrolle im Hin-
blick auf ihre Wirksamke i t : 

(1) nach der Genera lk lause l des § 307 
BGB, wonach A G B unwirksam sind, 
wenn sie den Ver t ragspar tner des Ver-
wenders en tgegen den Geboten von 
Treu und Glauben unangemessen be-
nachte i l igen (§ 307 BGB); 

(2) nach § 308 B G B (Klause lverbote mit 
Wer tungsmögl i chke i t ) oder 

(3) nach § 309 B G B (Klause lverbo te ohne 
Wer tungsmögl i chke i t ) . 

§ 3 1 0 BGB t r i f f t e ine d i f fe renz ie r te Re-
gelung über den Anwendungsbe re i ch j e 
nachdem, ob es sich um -» Verbraucher -
ver t räge , Ver t räge gegenüber e inem 
-» Unte rnehmer oder um Ver t räge mit 
Elektr iz i tä ts- , Gas- , Fe rnwärme- und 
Wasse rve r so rgungsun te rnehmen handel t . 

§ 306a B G B schreibt vor , daß die Vor-
schr i f ten über A G B auch dann A n w e n -
dung f inden , wenn sie durch anderwei t ige 
Ges ta l tungen u m g a n g e n werden (Um-
gehungsverbot). 

Bernd Rebe 

Alternative Substitution 
Subst i tu t ional i tä t 

Alternativinvestition 
Zu j ede r Inves t i t ion gibt es grundsä tz-
lich die Al te rna t iven der Unte r l a s sung 
und der Kapi ta lan lage in anderen Pro jek-
ten innerhalb und außerha lb des Unter-
nehmens . Die Unterlassungsalternative 
(Nicht- oder Nul l - Inves t i t ion) dient als 
genere l le Verg le ichsbas i s bei der Beur-
te i lung der abso lu ten Vor te i lhaf t igke i t 
von Inves t i t ionspro jek ten . Das Problem 
der Ermi t t lung einer re la t iven Vor te i lha f -

t igkei t stellt sich bei der Auswah l zwi-
schen mehre ren gleich gear te ten Inves-
titionsalternativen (z .B. un te r sch ied l i che 
maschine l le An lagen zur Hers te l lung des 
gle ichen Produkts ) . Das gewäh l t e Invest i -
t ionspro jek t m u ß mindes t ens die Op-
por tun i tä t skos ten (Nu tzenen tgang) der 
verdrängten A. e rbr ingen . U m -» Invest i -
t ionsa l te rna t iven bezüg l i ch ihrer Lebens-
dauer , der Struktur der R ü c k f l ü s s e und 
des Kapi ta le insa tzes ve rg le ichbar zu 
machen , m u ß gegebenenfa l l s eine Dif-
fe renz inves t i t ion e inge führ t werden , so-
weit keine Anlage der D i f f e r enzbe t r äge 
zum -> Ka lku l a t i onsz in s fuß unters te l l t 
werden kann. Bei der Differenzinvestition 
werden die Zah lungen der Inves t i t ion mit 
der zunächs t ger ingeren Kap i t a lb indung 
von den Zah lungen der Inves t i t ion mit der 
zunächs t höheren Kap i t a lb indung abge-
zogen. 

M a n f r e d Ste iner 

Altersteilzeit 
Ältere Arbe i tnehmer , die vor Erre ichen 
der regulären Al te r sgrenze „g le i t end" 
vom Erwerbs leben in den Ruhes tand 
übergehen wol len , können mit ihrem 
-> Arbe i tgeber A. ve re inbaren . Die A. ist 
im Al ters te i lze i tgese tz vom 23 .07 .1996 
(ATG - BGBl . I S. 1078) geregel t . Die A. 
wird von der Bundesans ta l t fü r Arbei t 
geförder t , wenn der Arbe i t nehmer das 55. 
Lebens jahr vol lendet hat, se ine Arbei ts -
zeit spätes tens ab dem 31 .12 .2009 ver-
minder t und h ie rdurch die Eins te l lung 
e ines sonst a rbe i t s losen Arbe i tnehmers 
ermögl icht wird. 

Die Ver te i lung der Arbe i t sze i t ist den 
Ver t ragspar te ien über lassen . In der be-
t r iebl ichen Praxis haben s ich zwei A . -Mo-
delle herausgeb i lde t : Im Kont inu i tä t s -
model l ve rminder t sich die b i sher ige Ar-
beitszei t . Es wird wei te r bis zum Ende der 
vere inbar ten A. gearbei te t . Im Block-
model l ve rminder t sich dem gegenüber 
die Arbei t sze i t zunächs t nicht . Der Ar-
be i tnehmer arbei te t in Vol lze i t wei ter 
(Arbe i t sphase) und setzt dann vol l s tändig 
aus (Fre i s te l lungsphase) . Während der 
Arbe i t sphase erwirb t der Arbe i t nehmer 
ein Wer tgu thaben , das er dann in der 
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Altersversorgung, betriebliche 

Fre is te l lungsphase abfe ier t . Das Arbei ts -
entgel t ist während des gesamten A.-Zei t -
raums - im Kont inu i tä t smodel l ebenso 
wie im Blockmode l l - en t sprechend der 
Reduz ie rung der Arbei t sze i t verminder t . 
Die Förde rung der A. setzt voraus, daß 
der Arbe i tgeber das A.-Entgel t des Ar-
be i tnehmers während der gesamten Dauer 
der A. auf mindes tens 70% des b isher igen 
N e t t o e i n k o m m e n s aufs tockt . Dieser 
Auf s tockungsbe t r ag ist lohns teuer f re i . 

Stephan Al tenburg 

Altersversorgung, betriebliche 
Die b .A. dient der pr iva ten Al te r svorsorge 
neben den Ren tenansp rüchen des Be-
schäf t ig ten gegen die soziale -» Renten-
vers icherung , indem der Arbe i tgeber 
dem -» Arbe i t nehmer für dessen Versor-
gungsfa l l aus Anlaß des Arbe i t sverhä l t -
nisses Leis tungen der Alters- , Inval idi-
täts- oder Hin te rb l i ebenenverso rgung zu-
sagt. Ansp ruchsg rund lage für eine derar-
tige Bet r iebsren te ist r ege lmäßig der Ein-
ze larbei t sver t rag . Ruhege ldzusagen f in-
den sich auch of t in Tar i fve r t rägen 
oder -» Be t r i ebsve re inbarungen . In der 
Praxis e r fo lgen die Ruhege ldzah lungen 
entweder durch eine unmi t te lbare Ver-
sorgung durch den Arbe i tgeber oder 
durch Zah lungen aus einer Direktver-
s icherung, e iner Pens ionskasse , e inem 
Pens ions fonds oder einer be t r iebl ichen 
Unte rs tü tzungskasse . 

Die b.A. unter l iegt dem Gese tz zur 
Verbesse rung der be t r iebl ichen Alters-
versorgung vom 19.12.1974 (BGBl . I 
S. 3610 - „Be t r iebs ren tengese tz" ) . Da-
nach bleibt e inem Arbe i tnehmer die 
Anwar t s cha f t auf zugesag te Le is tungen 
aus der b.A. erhal ten (sog. „unver fa l lbare 
Anwar t s cha f t " ) , wenn das Arbei t sverhä l t -
nis vor Eintr i t t des Verso rgungs fa l l s 
(Alter , Inval idi tä t , Tod) , j edoch nach 
Vo l l endung des 30. Lebens jahrs des 
Arbe i tnehmers endet und die Versor-
gungszusage für ihn zu d iesem Zei tpunkt 
mindes tens fünf Jahre bes tanden hat . 
Nach Eintr i t t des Verso rgungs fa l l s hat der 
Arbe i tgeber alle drei Jahre eine An-
passung der l aufenden Leis tungen der 
b.A. zu p rü fen und h ierüber nach bi l l igem 

Amoroso-Robinson-Relation 

Ermessen zu en tsche iden , wobei er seine 
e igene wi r t schaf t l i che Lage gegen die Be-
lange des V e r s o r g u n g s e m p f ä n g e r s abzu-
wägen hat. 

Die Ve r so rgungsansp rüche sind insol-
venzges icher t . Wird über das V e r m ö g e n 
des Arbe i tgebers oder se ines Nach las ses 
das Inso lvenzve r fah ren e rö f fne t und wer-
den desha lb die Ansp rüche der Versor -
g u n g s e m p f ä n g e r (Be t r i ebs ren tner oder 
Hin te rb l iebene) nicht e r fü l l t , haben diese 
ab dem Monat , der auf das Insolvenz-
ere ignis folgt , e inen d i rekten Ansp ruch 
gegen den Pens ionss i che rungsve re in als 
Träger der Inso lvenzs icherung . Der An-
spruch bes teht in Höhe der Le i s tungen , 
die der Arbe i tgeber au fg rund der Ver-
so rgungszusage zu erbr ingen hät te , wenn 
das Inso lvenzver fahren nicht e rö f fne t 
worden wäre . 

S tephan Al tenburg 

Amoroso-Robinson-Relation 
In der Theor ie des Hausha l t s gibt die A. 
an, we lchen E in f luß P re i sänderungen auf 
die Ausgaben e ines Hausha l t e s fü r das 
be t r e f f ende Gut haben , in der Theor ie der 
Un te rnehmung zeigt sie, wie Pre i sände-
rungen auf den Umsa tz der U n t e r n e h m u n g 
wirken. Die A. wird im fo lgenden fü r den 
zwei ten Fall abgele i te t . Beze ichne t p den 
Absa tzpre is für ein Gut , x die abgese tz te 
Menge , U den erz ie l ten Umsa tz und hängt 
die abgese tz te Menge vom Preis ab 
(x = f(p) bzw. p = f(x)) , dann gilt: 
U = p 'x . Der Grenzumsa t z in bezug auf 
die Absa t zmenge (dU/dx) läßt sich aus 
der Umsa tz funk t ion ermi t te ln : 

dU/dx = p + x d p / d x . 

Dies läßt sich u m f o r m e n zu: 

dU/dx = p ( l + x / p ' d p / d x ) . 

Bei x/p dp/dx handel t es sich um den 
Kehrwer t der Pre ise las t iz i tä t dx /dp p/x, 
die kurz mit ex p geschr ieben wird . Die 
Gle ichung für den G r e n z u m s a t z läßt sich 
j e tz t vere infach t schre iben als: 

dU/dx = p ' ( 1 + l / s ) . 

Dieser Ausdruck wird als A. beze ichne t . 
Es läßt sich ablesen , daß der Grenzumsa tz 
gleich Null ist, wenn E = -1 ist. Ist E < -1 
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Amortisation 

(bzw. absolut größer 1 = elastische 
Nachfrage) , so steigt der Umsatz, d.h. der 
Grenzumsatz ist positiv. Ist E > -1 (ab-
solut kleiner als 1 = unelastische Nach-
frage), so ist der Grenzumsatz negativ. 
Die A. verdeutlicht, wie der Grenzumsatz 
in bezug auf die Absatzmenge von der 
Preiselastizität abhängt. 
Lothar Müller-Hagedorn/Marcus Schuckel 

Amortisation 
Eine -» Investition hat sich amortisiert , 
wenn die Rückflüsse die Anfangsaus-
gaben der Investition ausgleichen. Die 
statische Amortisationszeit (-» Amortisa-
t ionsrechnung, statische) stellt sich als 
der Zeitraum dar, in dem das eingesetzte 
Kapital gerade wieder aus den Kapital-
rückflüssen gewonnen werden kann. 
Sämtliche Rückf lußkomponenten, wie 
Gewinne, Abschreibungen und kalku-
latorische Zinsen, f inden dabei zunächst 
für Zwecke der A. Verwendung. Unter 
dynamischer Amortisationszeit (-* Amor-
t isat ionsrechnung, dynamische) ist der 
Zeitraum zu verstehen, in dem das für ein 
Investi t ionsprojekt eingesetzte Kapital 
zuzüglich einer Verzinsung in Höhe des 
-» Kalkulat ionszinsfußes gerade wieder 
erwirtschaftet ist. 

Die Amortisat ionszeit dient in der Inves-
t i t ionsrechnung als Risikokriterium, das 
ergänzend zu Wirtschaft l ichkei tsrechnun-
gen zur Beurteilung von Investit ionspro-
jekten herangezogen werden kann. Je kür-
zer die Amortisat ionszeit , desto sicherer 
ist die Prognose hinsichtlich der Rück-
gewinnung des eingesetzten Kapitals. 

Manfred Steiner 

Amortisationsrechnung, dynamische 
Die d.A. (auch Pay-off -Rechnung) ist ein 
Verfahren zur Beurtei lung der Vorteil-
haft igkeit von Investi t ionsprojekten. Be-
urteilungskriterium ist die Amortisat ions-
zeit (Pay-off-Zei t ) , also die Zeit, die be-
nötigt wird, bis die Anschaf fungs-
ausgaben einer -» Investi t ionsalternative 
durch die Rückflüsse wieder gedeckt 
werden. Ein Investi t ionsprojekt gilt als 
vortei lhaft , wenn die Amortisationszeit 

Amortisationsrechnung, dynamische 

eine vorgegebene Höchstzeit nicht über-
schreitet. 

Im Gegensatz zu den anderen Verfahren 
der -» Investi t ionsrechnung, die die In-
vesti t ionsobjekte direkt oder indirekt 
nach dem Ziel der Gewinnmaximierung 
beurteilen, steht bei der d.A. das Ziel der 
Risikominimierung im Vordergrund. Es 
liegt der Gedanke zugrunde, daß Prog-
nosen um so unsicherer sind, j e weiter die 
prognostizierten Daten in der Zukunf t 
liegen. Folglich ist die Rückgewinnung 
des eingesetzten Kapital um so sicherer, 
je kürzer die Amort isat ionszei t ist. Aller-
dings stellt die Amortisat ionszei t einen 
sehr groben Risikomaßstab dar. 

Aufgrund dieses Beurtei lungskri ter iums 
können von der d.A. keine Auskünf te 
über die -» Rentabili tät einer Investit ions-
alternative getroffen werden. 

Bei der d.A. best immt sich die Amortisa-
tionszeit t* für die e infache sog. Kumula-
t ionsrechnung nach der Formel 

t' 

t=i 

mit ao = Anschaf fungsausgabe , 
R t = Rückf luß des Jahres t. 

Hieraus ist t* zu ermitteln, indem man die 
prognostizierten Rückflüsse j e Periode 
über so viele Perioden aufaddier t , bis ihre 
Summe die Anschaf fungsausgaben er-
reicht. 

Um die unterschiedlichen zeitlichen 
Strukturen der Rückflüsse in die Rech-
nung miteinzubeziehen, können die Rück-
flüsse diskontiert werden. Die Amortisa-
tionszeit t* best immt sich dann nach der 
Formel 

t' 
a c - ^ R . q " = 0 

i= I 

Die Amortisat ionszeit unter Berücksichti-
gung von Zinsen ist immer länger als 
die ohne Zinsen. Sie gibt den Zeitpunkt 
an, an dem der -> Kapitalwert der Investi-
tion positiv wird. 

Michael Heinhold 
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Amortisationsrechnung, statische 

Amortisationsrechnung, statische 
Wie bei der dynamischen Amortisations-
rechnung wird die Vortei lhaft igkeit einer 
-» Investi t ionsalternative an ihrer Amorti-
sationszeit gemessen. Bei der s.A. wird 
jedoch von konstanten durchschnit t l ichen 
Rückflüssen R j e Periode ausgegangen, so 
daß sich der Amortisat ionszeitpunkt (Pay-
off-Zei tpunkt) t* einfach analytisch 
best immen läßt: 

t* = — 
R 

wobei ao = Anschaffungsausgabe , 
R = durchschnitt l icher konstanter 

Rückf luß j e Periode. 

Gegenüber der kumulativen dynamischen 
Version der Amort isat ionsrechnung weist 
dieses Vorgehen den Nachteil auf, daß 
zeitliche Verlagerungen in den Rück-
flüssen durch die Durchschnit tsbi ldung 
nivelliert werden. Insbesondere ist es 
problematisch, den Rückf luß der ersten 
Nutzungsperiode als repräsentativ für alle 
Nutzungsperioden anzusehen. 

Im übrigen gelten für die s.A. dieselben 
grundsätzlichen Einwendungen bezüglich 
des zugrundel iegenden Beurteilungs-
kriteriums, wie sie unter dem Stichwort 
-> Amortisat ionsrechnung, dynamische, 
bereits aufgeführ t wurden. 

Michael Heinhold 

Andlersche Losgrößenformel 
Das Grundmodell zur Best immung der 
optimalen -» Losgröße im Fertigungsbe-
reich ist in seiner Formulierung identisch 
mit dem Grundmodell der -» optimalen 
Bestellmenge. In beiden Fällen geht es 
um die Optimierung von gegenläufigen 

Kostenarten, die Interdependenzen 
zwischen ihrer Zeit- und Mengenkompo-
nente aufweisen. 

Stellt ein Unternehmen lagerfähige Er-
zeugnisse her, dann kann häufig die 
geplante Fert igungsmenge einer Serie 
(-» Serienfert igung) in unterschiedliche 
Aufträge oder Fert igungslose zerlegt wer-
den. Das Entscheidungsproblem richtet 
sich auf die Best immung der Anzahl der 
Fertigungslose und der dazugehörigen 

Andlersche Losgrößenformel 

Stückzahl (Losgröße) für eine beist immte 
Planungsperiode. Die optimale Losgröße 
ist dann realisiert, wenn die Kosten j e 
Einheit der geplanten Menge am gering-
sten sind. 

Das Optimierungsproblem wird durch fol-
gende, gegenläufige Kostenarten struktu-
riert: 

(1) mengenabhängig bzw. „losvariabel" 
sind die reinen Fert igungsstückkosten 
sowie die durch die Kapitalbindung 
und Lagerhaltung verursachten Zins-
und Lagerkosten. Zunehmende 
Losgröße führt zu einem pro-
portionalen Anwachsen dieser Kosten; 

(2) das Streben nach Verringerung der 
losvariablen Kosten bedeutet die 
Aufspli t terung in viele (kleine) Fer-
tigungslose; das Auflegen eines Fer-
t igungsloses ist jedoch mit Still-
standzeiten, Maschineneinrichtung 
usw. verbunden. Zwischen den extre-
men „ein" Fert igungslos und „viele" 
kleine Fert igungslose liegt of fen-
sichtlich ein Opt imum 

Mathematische Ableitung 

a = fixe Kosten eines Fert igungsloses 
(„Auflegungskosten") 

b = losproportionale Herstellkosten 
x = Menge der zu einem Los gehörenden 

Leistungseinheiten 

p = Lagerkostensatz 

u = geplante Fert igungsmenge 

t = Lagerzeit eines Loses; t = — 
u 

Unterstellt man einen gleichmäßigen Ab-
satz bzw. Zugang des produzierten Loses 
auf das Lager, dann entspricht der durch-
schnittliche Lagerbestand der Hälf te eines 
Fertigungsloses. Für die Lagerhaltungs-
kosten Z gilt dann: 

Für die durchschnit t l ichen Lagerkosten 
gilt dann: 

z = ^ 
2u 
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Angestellte 

Die gesamten Herstellkosten K eines 
Loses betragen: 

K = a + b x 

Für die durchschnit t l ichen Herstellkosten/ 
Stück gilt: 

k = - + b 
x 

Die gesamten Stückkosten s setzten sich 
zusammen aus: 

• a u P s = k + z = — + b + — x 
x 2u 

Differenziert nach x folgt: 

ds _ a p 

dx x2 2u 

Setzt man, 

^ = 0 
dx 

dann ergibt die Umformung der Glei-
chung die: 

Lit.: Günther, Hans-Otto und Horst Tem-
pelmeier: Produktion und Logistik. 
3. Aufl . Berlin und Heidelberg 1997. 

Ulli Arnold 

Angestellte 
Eine gesetzliche Definit ion des A. 
existiert nicht. Für die Zuständigkeit der 
Bundesversicherungsanstal t für Ange-
stellte beschreibt § 133 Abs. 2 SGB VI 
einige typische Berufsbilder. Nach der 
Verkehrsanschauung ist regelmäßig A., 
wer kaufmännische oder büromäßige 
Arbeit als -» Arbei tnehmer leistet. Da-
neben kann auch A. sein, wer eine 
überwiegend leitende oder beaufsich-
tigende Tätigkeit ausübt oder bei dessen 
verrichteten Arbeiten nach dem Gesamt-
bild eine geistige Leistung im Vorder-
grund steht. Zu den praktischen Aus-
wirkungen der Unterscheidung zwischen 
A. und -» Arbeitern siehe die Aus-
führungen zum Arbeitnehmer. 

Stephan Altenburg 

Anlagengitter 

Anhang 
Die gesetzlichen Vertreter einer Kapi-
talgesellschaft und -> Personenhandels-
gesellschaften i.S.d. § 264a HGB haben 
den - Jahresabschluß (§ 242 HGB) um 
einen A. zu erweitern, der mit der -» Bi-
lanz und der -> Gewinn- und Verlust-
rechnung (GuV) eine Einheit bildet 
(§ 264 Abs. 1 HGB). Der A. hat die 
Aufgabe, die Bilanz und die GuV so zu 
ergänzen, daß der Jahresabschluß ins-
gesamt unter Beachtung der GoB ein 
den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens- , 
Finanz- und Ertragslage der Kapital-
gesellschaft vermittelt (-» Generalnorm 
des § 264 Abs. 2 HGB). Die in ihm 
geforderten Angaben und Erläuterungen 
ergeben sich aus den über viele Para-
graphen verstreuten Einzelvorschrif ten 
zur Bilanz und zur GuV sowie aus den 
§§ 284-288 HGB und aus rechtsform-
spezifischen zusätzl ichen Vorschrif ten 
(wie z.B. § 42 Abs. 3 GmbHG oder § 160 
AktG). 

Größenabhängige Erleichterungen werden 
kleinen und mittelgroßen Gesel lschaf ten 
sowohl bei der Aufstel lung des A. (§ 288 
HGB) als auch bei seiner Veröffent-
lichung (§§ 325-327 HGB) gewährt . Die 
-> Schutzklausel des § 286 HGB bein-
haltet zudem ein Berichterstat tungsver-
bot zum Schutz öffent l icher Interessen. 

Wolfgang Lück 

Anlagengitter 
Nach § 268 Abs. 2 HGB muß in der 
-» Bilanz oder im -> Anhang die Ent-
wicklung der einzelnen Posten des 
-» Anlagevermögens sowie des Postens 
„Aufwendungen für die Ingangsetzung 
und Erweiterung des Geschäf tsbet r iebs" 
dargestellt (A. bzw. Anlagenspiegel) 
werden. Dabei sind, ausgehend von den 
gesamten -» Anschaf fungs- und Herstel-
lungskosten (AHK), die Zugänge, 
Abgänge, Umbuchungen, -» Zuschrei-
bungen des Geschäf ts jahres sowie die 
-» Abschreibungen in ihrer gesamten 
Höhe jeweils gesondert aufzuführen . Die 
Angaben zu den Abschreibungen des 
Geschäfts jahres (§ 268 Abs. 2 S. 3 HGB), 
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Anlagengitter 

die ebenfal ls für jeden einzelnen Posten 
des Anlagevermögens und für die 
Aufwendungen für die Ingangsetzung und 
Erweiterung des Geschäftsbetr iebes ge-
macht werden müssen, sind ebenfalls in 
Bilanz oder Anhang anzugeben. Zweck 
des Anlagengit ters ist es, das insgesamt 
im Anlagevermögen gebundene Kapital, 
die Altersstruktur der Anlagengegen-
stände und die Entwicklung im abge-
laufenen Geschäf ts jahr zu zeigen. 

Die vertikale Untergliederung richtet sich 
nach der in der Bilanz tatsächlich vorge-
nommen Gliederung (-» Bilanz, Glie-
derung der). Die Erleichterungen für 
kleine Kapitalgesel lschaften (§ 266 
Abs. 1 S. 2 HGB) gelten auch für das A., 
insofern als von ihnen auch in der Bilanz 
Gebrauch gemacht wurde. § 268 Abs. 2 
HGB läßt als horizontale Gliederung nur 
noch die sog. direkte Bruttomethode zu, 
die von den ursprünglichen AHK ausgeht. 
Zweckmäßig und üblich ist das folgende 
9-Spalten-Schema. 

(1) Ursprüngliche AHK. Diese Spalte er-
faßt die gesamten ursprünglichen 
(historischen) AHK sämtlicher Anla-
gengegenstände, die in früheren Ge-
schäfts jahren angeschaff t oder herge-
stellt und zu Beginn des Geschäfts-
jahres noch vorhanden waren. Aus-
nahme: Sind bei der erstmaligen 
Anwendung der Vorschrif ten über das 
A. die AHK nicht ohne unverhältnis-
mäßige Kosten oder Verzögerungen 
feststellbar, dürfen die Buchwerte 
dieser Anlagegegenstände als ur-
sprüngliche AHK übernommen und 
for tgeführt werden (Art. 24 Abs. 6 
EGHGB). 

(2) Zugänge. Unter Zugang ist j ede 
tatsächliche mengenmäßige Erhöhung 
des Bestands des Vermögens zu 
verstehen. Er ist mit den ungekürzten 
AHK anzusetzen. Zu den Zugängen 
gehören auch die nachträglichen AHK 
auf bereits vorhandene Anlagen-
gegenstände, die Nachaktivierung auf 
Zugänge früherer Geschäfts jahre so-
wie die Umgliederungen aus dem 

Umlaufvermögen in das Anlage-

Anlagengitter 

vermögen. Maßgebender Zeitpunkt 
für den Ausweis angeschaff ter Zu-
gänge ist grundsätzlich der Übergang 
der Verfügungsgewal t . 

(3) Abgänge. Abgang ist j ede mengen-
mäßige Bestandsminderung von An-
lagegegenständen, z.B. wegen Ver-
äußerung, Verschrottung oder aus 
sonstigen Gründen (z.B. Brand, Ent-
eignung). Abgänge sind mit den 
ursprünglichen (historischen) AHK zu 
erfassen. Nachträgl iche Minderungen 
von AHK sowie Umgliederungen vom 
Anlage- in das Umlaufvermögen sind 
ebenfalls Abgänge. Maßgebender 
Zeitpunkt für den Ausweis als Abgang 
ist grundsätzlich der Verlust der 
Verfügungsgewal t . Ein Abgang muß 
fingiert werden, z.B. bei den 
-*• geringwertigen Wirtschaftsgütern 
(GWG) (i.d.R. bereits im Zugangs-
jahr) oder weil der Abgangszei tpunkt 
nicht oder nur unter großen 
Schwierigkeiten feststellbar ist, wie 
bei einzelnen immateriel len Anlage-
gegenständen, z.B. Kundenstämmen 
(üblicher Abgangszei tpunkt : Ablauf 
der betr iebsgewöhnlichen Nutzungs-
dauer). 

(4) Umbuchungen. Sie stellen Ausweis-
änderungen innerhalb des Anlage-
vermögens bzw. vom Umlauf- in das 
Anlagevermögen dar. Am häufigsten 
kommen sie bei den Anzahlungen/ 
Anlagen im Bau vor. Umbuchungen 
sind wegen des Bruttoprinzips mit den 
gesamten ursprünglichen AHK 
auszuweisen. Ggf. zwischenzeit l ich 
vorgenommene Abschreibungen bzw. 
Zuschreibungen sind deshalb in die 
entsprechenden Spalten (5) bzw. (6) 
umzugliedern. 

(5) Zuschreibungen des Geschäf ts jahres . 
Zuschreibungen sind werterhöhende 
Korrekturen an bilanzierten Anlage-
gegenständen im laufenden Geschäfts-
jahr ; sie heben i.d.R. eine frühere 
Abschreibung auf. Die Zuschrei-
bungen aus Vorjahren sind mit den 
kumulierten Abschreibungen zu 
verrechnen. 
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(6) Kumulierte Abschreibungen. Mit den 
kumulierten Abschreibungen werden 
die in Vorjahren verrechneten und die 
laufenden Abschreibungen auf die am 
Bilanzstichtag noch zum Anlage-
vermögen zählenden Anlagen-
gegenstände (d.h. ohne die Abschrei-
bung auf Abgänge) erfaßt. Hierunter 
fallen nicht nur die handelsrechtlich 
begründeten planmäßigen und 
außerplanmäßigen Abschreibungen, 
sondern auch die nur steuerrechtlich 
zulässigen Abschreibungen sowie die 
Übertragungen von steuerfreien Rück-
lagen (z.B. nach § 6b EStG). Für die 
nur steuerrechtlich zulässigen Ab-
schreibungen besteht auch die 
Möglichkeit, sie in den -» Sonder-
posten mit Rücklageanteil gemäß 
§ 2 8 1 Abs. 1 HGB einzustellen (= 
indirekte Abschreibung). 

(7) Restbuchwert am Bilanzstichtag. Der 
Buchwert am Bilanzstichtag ergibt 
sich rechnerisch aus den Spalten (1) 
bis (6). 

(8) Abschreibungen des Geschäftsjahres. 
Die Abschreibung des Geschäftsjahres 
umfaßt nur dann sämtliche Abschrei-
bungen der Periode, wenn auch die 
Abschreibungen auf Abgänge und die 
Abschreibungen auf GWG hierunter 
subsumiert werden. 

(9) Restbuchwert am Bilanzstichtag des 
Vorjahres. Die Angabe der Vergleich-
zahl des Vorjahres ist nach § 265 
Abs. 2 HGB vorgeschrieben. 

Gerhart Förschle 

Anlagevermögen 
Zum A. gehören alle -» Vermögens-
gegenstände auf der Aktivseite einer 

Bilanz, die bestimmt sind, dauernd 
dem Geschäftsbetrieb zu dienen (§ 247 
Abs. 2 HGB). Das A. wird nach § 266 
Abs. 2 HGB wie folgt unterteilt: 

I. Immaterielle Vermögensgegenstände, 

II. Sachanlagen und 

III. Finanzanlagen. 

Wolfgang Lück 

Anlagevermögen, Bewertung des 

Anlagevermögen, Bewertung des 
Bei der Bewertung von Vermögensge-
genständen und Schulden wird festge-
legt, welcher in der gesetzlichen Währung 
lautende Betrag den Vermögensgegen-
ständen und den Schulden zuzuweisen ist. 
Es ist zwischen zwingend vorgeschrie-
benen Wertansätzen (Bestimmtheit des 
Wertansatzes) und Bewertungswahlrech-
ten zu unterscheiden. Die Bewertung wird 
auch als die Bilanzierung der Höhe nach 
bezeichnet. 

Es gelten bei der Bewertung des -»• An-
lagevermögens Vorschriften für alle 

Kaufleute und ergänzende Vorschriften 
für -> Kapitalgesellschaften. 

1. Vorschriften für alle Kaufleute 

Vermögensgegenstände des Anlagever-
mögens sind höchstens mit den -» An-
schaffungskosten oder -»Herste l lungs-
kosten, vermindert um -» Abschreibungen 
nach § 253 Abs. 2 HGB anzusetzen 
(Wertobergrenze, § 253 Abs. 1 S. 1 
HGB). 

Die Bewertung kann für bestimmte Ver-
mögensgegenstände mit Hilfe von Bewer-
tungsvereinfachungsverfahren nach § 240 
Abs. 3 S. 1 und Abs. 4 HGB vorgenom-
men werden ( - • Anschaffungs- und Her-
stellungskosten, Vereinfachungsverfahren 
bei der Ermittlung von). 

Bei Vermögensgegenständen des Anlage-
vermögens, deren Nutzung zeitlich be-
grenzt ist, sind die Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten um planmäßige Ab-
schreibungen (-» Abschreibung, plan-
mäßige) zu vermindern (vgl. § 253 Abs. 2 
S. 1 und 2 HGB). 

Für außerplanmäßige Abschreibungen 
(-» Abschreibung, außerplanmäßige) auf 
Vermögensgegenstände des Anlagever-
mögens gelten folgende Vorschriften: 
- Ohne Rücksicht darauf, ob ihre Nut-

zung zeitlich begrenzt ist, können bei 
Vermögensgegenständen des Anlage-
vermögens außerplanmäßige Ab-
schreibungen vorgenommen werden, 
um die Vermögensgegenstände mit 
dem niedrigeren Wert anzusetzen, der 
ihnen am Abschlußstichtag beizulegen 
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ist (-» beizulegender Wert, § 253 
Abs. 2 S. 3, 1. Halbsatz HGB). 

- Außerplanmäßige Abschreibungen auf 
den niedrigeren beizulegenden Wert 
sind vorzunehmen bei einer voraus-
sichtlich dauernden Wertminderung 
(§ 253 Abs. 2 S. 3, 2. Halbsatz HGB). 

- Abschreibungen sind außerdem im 
Rahmen vernünftiger kaufmännischer 
Beurteilung zulässig (§ 253 Abs. 4 
HGB). 

Ein niedrigerer Wertansatz nach § 253 
Abs. 2 S. 3 oder Abs. 4 HGB darf 
beibehalten werden, auch wenn die 
Gründe dafür nicht mehr bestehen 
(-» Beibehaltungswahlrecht, § 253 Abs. 5 
HGB). 

Abschreibungen können auch vorge-
nommen werden, um Vermögensgegen-
stände des Anlagevermögens mit dem 
niedrigeren Wert anzusetzen, der auf 
einer nur steuerrechtlich zulässigen 
Abschreibung beruht (§ 254 S. 1 HGB). 

2. Ergänzende Vorschriften für Kapital-
gesellschaften 

Kapitalgesellschaften haben bei der Be-
wertung des Anlagevermögens folgende 
ergänzende Vorschriften zu beachten: 
- Abschreibungen im Rahmen ver-

nünftiger kaufmännischer Beurteilung 
sind nicht zulässig (§ 279 Abs. 1 S. 1 
i.V.m. § 253 Abs. 4 HGB). 

- Die außerplanmäßigen Abschreibun-
gen auf den niedrigeren beizulegen-
den Wert dürfen, wenn es sich nicht 
um eine voraussichtlich dauernde 
Wertminderung handelt, nur auf 
Vermögensgegenstände, die Finanz-
anlagen sind, vorgenommen werden 
(§ 279 Abs. 1 S. 2 i.V.m. § 253 Abs. 2 
S. 3 HGB). 

- Steuerrechtliche Abschreibungen dür-
fen nur insoweit vorgenommen wer-
den, als das Steuerrecht ihre An-
erkennung bei der steuerrechtlichen 
Gewinnermittlung davon abhängig 
macht, daß sie sich aus der Bilanz 
ergeben (umgekehrte Maßgeblichkeit, 
§ 279 Abs. 2 i.V.m. § 254 HGB). 
Diese Vorschrift führt aufgrund der 

Festschreibung der umgekehrten 
Maßgeblichkeit im Steuerrecht (§ 5 
Abs. 1 S. 2 EStG) zu keiner 
nennenswerten Einschränkung der 
Abschreibungsmöglichkeiten. 

Die steuerrechtlich zulässigen Ab-
schreibungen dürfen auch in der 
Weise vorgenommen werden, daß der 
Unterschiedsbetrag zwischen der 
planmäßigen Abschreibung nach Han-
delsrecht und der steuerrechtlich zu-
lässigen Abschreibung in den -» Son-
derposten mit Rücklageanteil einge-
stellt wird (§ 281 Abs. 1 S. 1 HGB). 
So mindern die steuerrechtlich zu-
lässigen Abschreibungen das Ergeb-
nis, ohne den Wertansatz der Vermö-
gensgegenstände zu beeinflussen. 

Wird bei einem Vermögensgegenstand 
eine Abschreibung nach § 253 Abs. 2 S. 3 
oder § 254 S. 1 HGB vorgenommen und 
stellt sich in einem späteren Geschäftsjahr 
heraus, daß die Gründe dafür nicht mehr 
bestehen, so ist der Betrag dieser Ab-
schreibung im Umfang der Werterhöhung 
unter Berücksichtigung der Abschrei-
bungen, die inzwischen vorzunehmen 
gewesen wären, zuzuschreiben (-» Wert-
aufholungsgebot, § 280 Abs. 1 S. 1 
HGB). Von dieser Zuschreibung kann 
abgesehen werden, wenn der niedrigere 
Wertansatz bei der steuerrechtlichen 
Gewinnermittlung beibehalten werden 
kann und wenn Voraussetzung für die 
Beibehaltung ist, daß der niedrigere 
Wertansatz auch in der Bilanz beibehalten 
wird (§ 280 Abs. 2 HGB). Mit dem 
Wegfall des steuerrechtlichen Wertauf-
holungswahlrechts (vgl. § 6 Abs. 1 Nr. 1 
S. 4 EStG) wurde § 280 Abs. 2 HGB 
gegenstandslos. 

Wolfgang Lück 

Anleihe 
Ein durch die Ausgabe von Schuldver-
schreibungen am -» Kapitalmarkt aufge-
nommener langfristiger Kredit. Vor der 
-> Emission ist die Ausstattung der A. 
festzulegen. Dazu zählen der Gesamtbe-
trag, die Stückelung, die Zinskonditionen, 
die Tilgungs- und Kündigungsmodalitä-
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ten, der Emiss ionskurs und Rückzah-
lungskurs sowie e twaige Sonder rech te 
(-» Opt ionsschu ldver schre ibung , -> Wan-
de l schu ldve r schre ibungen) . Die Verz in-
sung der A. r ichtet sich bei der Ausgabe 
nach dem Kapi ta lmark tz inssa tz . Der Zins-
satz kann bei en t sprechender Vere inba-
rung nach e in igen Jahren an veränder te 
Kap i t a lmark tbed ingungen angepaßt wer-
den (-» Konvers ion) . An den in terna-
t ionalen F inanzmärk ten haben sich neben 
den t rad i t ione l len A. F inanz innova t ionen 
(-> Ze ro -Bonds , F loa t ing-Ra te -Notes , 
Doppel Währungsanle ihen) durchgese tz t . 

Hi lmar Siebert 

Annuität 
Rege lmäßige Jahresra te von Ein- und 
Auszah lungen (-» Rechnungswesen , 
G r u n d b e g r i f f e des) . Fes te A., a lso gle ich-
ble ibende Zah lungs re ihen (Renten) sind 
übl ich. Bei g le ichb le ibenden Bet rägen 
er rechnet sich die Höhe der A. in 
Abhängigke i t von Laufze i t und Zinssa tz . 

Die zei t l ich begrenz te /nachschüß ige A. 
ergibt sich aus der Div is ion des Barwer t s 
mit dem Ren tenba rwer t f ak to r . 

B(o)p(l + p)n = B ( o ) = p 

(1 + p)n - 1 RBF 
(-» Annui tä tenfak to r ) . 

Die zei t l ich unbegrenz te / ewige Jahresra te 
er rechnet sich aus -> Barwer t mal Zins-
satz a = B(o) • p. 

Tors ten Henze lmann 

Annuitätenfaktor 
-» Wiede rgewinnungs fak to r 

Annuitätenmethode 
Die A. gehört zu den -> dynamischen 
Ver fahren der Inves t i t ions rechnung . Sie 
stellt e ine Var ian te der -» Kapi ta lwer t -
me thode dar. Während der Kapi ta lwer t 
e iner -» Invest i t ion den Uberschuß der 
Rückf lüs se über die Kapi ta lamor t i sa t ion 
und die Verz insung angibt , wird durch die 
-» Annui tä t der Inves t i t ion die Höhe des 
durchschni t t l i chen kons tan ten Per ioden-
überschusses unter Berücks ich t igung aller 
Z inswi rkungen ausgedrück t . Die vari ier-
enden Ein- und Auszah lungsd i f f e r enzen 

pro Per iode ersetzt man durch die kon-
stante Annui tä t derar t , daß der Kapi ta l -
wert der Zah lungs re ihe erhal ten bleibt . 

Es handel t sich bei der A. im wesent l ich-
en um eine andere ma thema t i s che Dar-
s te l lungs form der Kap i t a lwer tme thode : 

K = £ ( e , - a , ) q " = X A q - ' 
t=0 1=0 

Wegen 

q " ( q - l ) 

er rechnet sich die Annui tä t A aus dem 
Kapi ta lwer t zu 

A = K * - q " - 1 

q " ( q - 0 

Hierbei beze ichnen: 

A = Annui tä t 
K = Kapi ta lwer t 

Annuitätenmethode 

— = Annu i t ä t en fak to r 
q n ( q - 0 

e,, a, = Ein- bzw. A u s z a h l u n g e n , in 
Per iode t 

q = A b z i n s u n g s f a k t o r 

Beur t e i lungsmaßs tab für die Vor te i lha f -
t igkei t e iner Inves t i t ion ist die Annui tä t . 
Ein Inves t i t ionsobjek t ist vor te i lhaf t , 
wenn seine Annui tä t posi t iv ist. Dies er-
gibt sich direkt aus dem Kapi ta lwer t -
kr i ter ium. Da der Annu i t ä t en fak to r immer 
posi t iv ist, haben Annui tä t und Kapi ta l -
wert stets dasse lbe Vorze ichen . Beim 
Vergle ich mehre re r -> Inves t i t ionsa l te rna-
t iven gilt d ie jen ige mit der größten 
Annui tä t als die vor te i lha f tes te . 

Wegen der d i rekten Abhäng igke i t von der 
Kap i t a lwer tme thode gel ten al le E inwen-
dungen gegen die Kap i t a lwer tme thode 
hier g le ichermaßen . Insbesondere sind bei 
abweichenden Kapi ta le insä tzen und 
-> Nu tzungsdaue rn zweier Inves t i t ions-
a l te rnat iven d iese lben Über l egungen be-
zügl ich der D i f f e renz inves t i t i on anzu-
stel len, wie bei der Kap i t a lwer tme thode 
ausge führ t wurde . Wei te rh in bes teh t auch 
hier als zent ra les Problem die Frage der 
Bes t immung des gee igne ten Kalku la -
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t i onsz ins fußes . 
Michael He inhold 

Anschaffungs- und Herstellungskosten, 
Vereinfachungsverfahren bei der 
Ermittlung von 
Bei der Ermi t t lung von -> A n s c h a f f u n g s -
und -» Hers te l lungskos ten bes t immter 
-» V e r m ö g e n s g e g e n s t ä n d e können Ver-
e in f achungsve r f ah ren he rangezogen wer-
den; zu un te r sche iden sind: 

(1) Ver fah ren der -» G r u p p e n b e w e r t u n g 
und -» Fes tbewer tung bei a r tverschie-
denen Vermögensgegens t änden . 

(2) Sammelbewer tungsve r f ah ren bei 
g le ichar t igen Vermögensgegens t änden 
(-» Sammelbewer tung ) . 

Wol fgang Lück 

Anschaffungskosten 
§ 255 Abs. 1 H G B beze ichnet als A. „die 
A u f w e n d u n g e n , die geleis te t werden, um 
einen Ve rmögensgegens t and zu e rwerben 
und ihn in e inen be t r iebsbere i ten Zus tand 
zu verse tzen , sowei t sie dem Vermögens -
gegens tand e inzeln zugeordne t werden 
können . " 

Die A. e ines -» Ve rmögensgegens t andes 
setzen sich nicht nur aus dem Anschaf-
fungspreis (Rechnungspre i s ) , sondern 
auch aus al len Nebenkosten zu sammen , 
die mit der B e s c h a f f u n g im Z u s a m m e n -
hang s tehen, bis die Be t r i ebsbere i t schaf t 
des V e r m ö g e n s g e g e n s t a n d e s erreicht ist. 

Die A. sind ein Vergangenhe i t swer t . Nur 
im Momen t der A n s c h a f f u n g sind die 
gleich den W i e d e r b e s c h a f f u n g s k o s t e n 
bzw. dem Tageswer t ( - • Börsenpre i s oder 

Marktpre is ) . Durch Wer tminde rungen 
oder P re i sänderungen im Laufe der Zei t 
en tsprechen die ta t säch l ichen Werte der 
Ve rmögensgegens t ände gewöhnl ich nicht 
mehr ihren A. Sowei t Wer tminde rungen 
durch p l anmäß ige Abschre ibungen er faßt 
werden und die A. mindern , spricht man 
von fo r tge füh r t en A. bzw. Anschaffungs-
werten. Zu den Anschaffungsnebenkosten 
gehören alle A u f w e n d u n g e n , die e r forder -
lich sind, um den e rworbenen Ver-
mögensgegens tand in Dienst zu stel len 
(Masch inen) , bzw. wenn er zur Wei ter -

Anschaffungswertprinzip 

Verarbeitung (-» Roh- , Hi l f s - und Be-
triebsstoffe) oder zum Verkau f (Waren) 
bes t immt ist, auf Lager zu nehmen . 

Der Zweck der E inbez iehung der Neben-
kosten in die A. ist die periodenrichtige 
Verteilung des ->• Aufwands. Die A n s c h a f -
fungsnebenkos t en werden ebenso wie der 
A n s c h a f f u n g s p r e i s bei Gütern des -> An-
lagevermögens , die der A b n u t z u n g unter-
l iegen, mi t te ls der -» Absch re ibung über 
die Jahre der Gesamtnu tzung ver te i l t , da-
mit verhinder t wird , daß der -> Gewinn 
einer Wi r t s cha f t spe r iode besonder s stark 
reduzier t wird , wenn die N e b e n k o s t e n im 
Jahre der A n s c h a f f u n g voll als A u f w a n d 
in der E r fo lg s r echnung ver rechne t wur-
den. 

In der -* Handels - und -» S teuerb i l anz 
besteht eine Ak t iv i e rungspf l i ch t fü r die 
Nebenkos ten (§ 255 Abs . 1 S. 2 H G B , 32a 
Abs. 1 S. 2 EStR) . 

Lit.: Wöhe , Günter : E i n f ü h r u n g in die 
Al lgemeine Be t r i ebswi r t scha f t s l eh re . 21. 
Auf l . München 2002; Eisele , W o l f g a n g : 
Techn ik des be t r ieb l ichen Rechnungs -
wesens . 7. Auf l . München 2002. 

Günte r Wöhe 

Anschaffungsnebenkosten 
-» A n s c h a f f u n g s k o s t e n 

Anschaffungspreis 
-> A n s c h a f f u n g s k o s t e n 

Anschaffungswert 
A n s c h a f f u n g s w e r t p r i n z i p 

Anschaffungswertprinzip 
Das A. besagt , daß die -> A n s c h a f f u n g s -
kosten eines -* V e r m ö g e n s g e g e n s t a n d e s 
bei abnutzbaren Anlagegü te rn verminder t 
um p lanmäß ige -> Absch re ibungen auch 
dann nicht überschr i t ten werden dür fen , 
wenn sein Wert (bzw. seine Wiederbe -
scha f fungskos t en ) über die A n s c h a f f u n g s -
kosten ges t iegen ist. Diese bi lden die 
obere Grenze der -» Bewer tung . 

Das in der -» Hande l sb i l anz und 
-» S teuerb i lanz vo rgesch r i ebene A. ver-
hindert e inersei ts den A u s w e i s und damit 
die Bes teuerung und Ausschü t tung von 

33 



Anstalt Anteilscheine 

Wertsteigerungen (-» Gewinnen), die 
noch nicht durch Umsatz realisiert sind 
(-» Realisat ionsprinzip), es führt anderer-
seits, da die planmäßigen Abschreibungen 
von den Anschaffungskosten und auch in 
Zeiten steigender Preise nicht von den 
Wiederbeschaffungskosten vorzunehmen 
sind, lediglich zur nominellen -* Kapital-
erhaltung, jedoch nicht zur Substanzer-
haltung. 

Aufgrund der Beachtung des A. ergibt 
sich der Gewinn als Differenz zwischen 
den -» Umsatzerlösen und den zur Erzie-
lung dieser Erlöse eingesetzten und zu 
Anschaffungskosten bewerten Produk-
t ionsfaktoren (Aufwendungen) . Bei ge-
stiegenen Wiederbeschaffungskosten ent-
hält dieser nominelle Gewinn Beträge, die 
zur Wiederbeschaf fung der verbrauchten 
Produktionsfaktoren erforderlich wären, 
d.h., der Gewinn ist teils „echter" Um-
satzgewinn, teils Preissteigerungsgewinn 
(-> Scheingewinn). 

Dieser Nachteil des A. kann nur durch 
eine entsprechende Rücklagenpolitik 
(-» Rücklagen) ausgeglichen oder vermin-
dert werden. Zur Substanzerhaltung 
benötigte Teile des Nominalgewinns 
sollten nicht ausgeschüttet werden. 

Lit.: Eisele, Wolfgang: Technik des 
betrieblichen Rechnungswesens. 7. Aufl . 
München 2002; Wöhe, Günter: Die 
Handels- und Steuerbilanz. 4. Auf l . 
München 2001. 

Günter Wöhe 

Anstalt 
Die A. gehört wie die -> Körperschaft zu 
den Organisat ionsformen des öffent l ichen 
Rechts. Als Verwaltungseinrichtung ver-
folgt die A. dauerhaft einen best immten 
(öffent l ichen) A.-zweck, wobei sie eine 
jurist ische Person des öffent l ichen Rechts 
sein kann. Die Rechtsfähigkeit wird durch 
einen staatlichen Hoheitsakt erlangt und 
gewährt der A. partielle Selbstverwal-
tungsrechte wie eigene Satzungsbefugnis . 
Die Beziehungen zwischen der A. und 
ihren Benutzern regelt eine A.-Ordnung, 
die wiederum im öffent l ichen Recht 
verankert ist. Daneben treten auch teil-

rechtsfähige A. auf, die zwar zur mittel-
baren Staatsverwaltung gehören, aber 
gegenüber Dritten im Rechtsverkehr 
Rechtsfähigkeit besitzen. Nichtrechts-
fähige A. bilden organisatorische Einhei-
ten der mittelbaren Staatsverwaltung. 

Lit.: Wolff , Hans J. et al.: Verwaltungs-
recht I. 11. Aufl . München 1999. § 34. 

Anja Hucke 

Anteile 
A. sind die Grundlage der Eigentums-
rechte der -> Gesel lschaf ter an -» Perso-
nenhandelsgesel lschaften (Einlagen), 
-> Kapitalgesel lschaften (Stammeinlagen, 

Aktien), -» Genossenschaf ten (Ge-
schäftsanteile) und an Sondervermögen. 

Hilmar Siebert 

Anteilinhaber 
A. sind Einleger bei -> Kapitalanlage-
gesellschaften, indem sie diesen Unter-
nehmen Geld zur Kapitalanlage zur Ver-
fügung stellen. Die hieraus resultierenden 
Rechte werden in Urkunden (-» Anteil-
scheine) verbrieft . Gegen Rückgabe des 
Anteilscheines kann der A. verlangen, 
daß ihm unter Beachtung von § 36 des 
Gesetzes über Kapitalanlagegesel lschaf-
ten (KAGG) sein Anteil an dem 
Sondervermögen aus diesem ausgezahlt 
wird. 

Karlheinz Küting 

Anteilscheine 
A. sind gemäß § 18 des Gesetzes über 
Kapitalanlagegesel lschaften (KAGG) jene 
-> Wertpapiere, die die Ansprüche von 
-> Anteil inhabern gegenüber einer -» Ka-
pitalanlagegesel lschaft verbr iefen; es 
können Inhaber- oder Namenspapiere 
sein. Lauten A. - al lgemein auch -» In-
vestmentzert i f ikate genannt - auf den 
Namen, gelten für sie die §§ 67, 68 des 
Aktiengesetzes. A. können über einen 
oder mehrere Anteile desselben Sonder-
vermögens (= das bei einer Kapital-
anlagegesel lschaft gegen Ausgabe von A. 
eingelegte Geld und die damit ange-
schaff ten Vermögensgegenstände) ausge 
stellt werden. A. dürfen nur gegen volle 
Leistung des Ausgabepreises ausgegeben 
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werden; der Gegenwert ist unverzüglich 
dem Sondervermögen zuzuführen. Der 
Ausgabepreis für einen A. muß dem Wert 
des Anteils am Sondervermögen zuzüg-
lich eines in den Vertragsbedingungen 
festzulegenden Aufschlags entsprechen, 
wobei sich der Wert eines Anteils aus der 
Teilung des Wertes des Sondervermögens 
durch die Zahl der Anteile ergibt. Befin-
den sich eigene A. im Sondervermögen, 
so werden diese bei der Ermittlung des 
Wertes des Sondervermögens und der 
Zahl der ausgegebenen Anteile nicht mit-
gerechnet. 

Karlheinz Rüting 

Anteilseigner 
Der Begriff stammt aus dem Mit-
bestimmungsrecht. Als A. werden nach 
§ 2 MitbestG 1976 die Inhaber von 
Gesellschaftsantei len bezeichnet, so die 
-» Aktionäre einer -> Aktiengesel lschaft 
(AG), die -» Gesel lschafter einer 
-» GmbH, die Genossen einer -» Genos-
senschaft und die Kommanditakt ionäre 
einer -» Kommandi tgesel lschaf t auf 
Aktien (KGaA). A. im weiteren Sinne 
sind Eigentümer und Gesellschafter einer 
Gesellschaft . Im Anteil verkörpert sich 
das Mitgl iedschaftsrecht . Ein Anteilser-
werb erfolgt durch Mitwirkung an der 
-> Gründung der Gesel lschaft , der Teil-
nahme an einer -<• Kapitalerhöhung oder 
im Wege der Veräußerung durch einen 
Dritten. Eine Übertragung/Vererbung von 
Gesellschaftsantei len ist auch bei -> Per-
sonengesel lschaften zulässig, erfordert als 
Grundgeschäf t jedoch die Zust immung 
der übrigen Gesellschafter . GmbH-An-
teile und -» Aktien sind hingegen frei 
übertragbar und vererblich (Ausnahme 
Vinkulierung). 

Anja Hucke 

Antibilanzkonzeptionen 
A. sehen vor, daß die Bilanz durch 
andere, vor allem zahlungsstromorien-
tierte Rechnungen ersetzt bzw. ergänzt 
werden. Ausgangspunkt ist die Kritik an 
der Qualität von in der klassischen Bilanz 
bereitgestell ten Informationen. Insbeson-
dere der in der Bilanz ausgewiesene 

Periodengewinn wird als Indikator für die 
wirtschaft l iche Lage eines Unternehmens 
abgelehnt. Anstelle der Offenlegung von 
Aufwendungen und Erträgen wird die 
Offenlegung von Zahlungsströmen befür-
wortet (-» Kapitalf lußrechnung). A. 
werden auch mit dem Begriff „infor-
mat ionsbezogene" -» Bi lanzauffassungen 
belegt. 

Lit.: Lück, Wolfgang: Einführung in die 
Rechnungslegung. 11. Aufl . München und 
Wien 2002. 

Wolfgang Lück 

Antizipative Posten 
Aktive und passive Posten der Bilanz 
für -» Erträge bzw. -» Aufwendungen vor 
dem -» Abschlußst ichtag, die erst nach 
dem Abschlußst ichtag zu Einnahmen 
bzw. zu -» Ausgaben führen. A.P. sind in 
der Bilanz als sonstige Forderungen bzw. 
sonstige Verbindlichkei ten auszuweisen. 
Der Begriff entstammt dem lat. anticipare 
= vorwegnehmen (vgl. -» t rans i tor i sche 
Posten; -» Rechnungsabgrenzungsposten) . 

Wolfgang Lück 

AO 
-» Abgabenordnung (AO) 

Approximationsregeln 
In der -» Betr iebswir tschafts lehre werden 

Wahrscheinl ichkeitsvertei lungen vor 
allem bei der Planung, bei -» Stichpro-
beninventuren (gem. § 241 Abs. 1 HGB) 
oder bei St ichprobenprüfungen (vgl. Stel-
lungnahme HFA 1/1988) verwendet. Zur 
Best immung der notwendigen Stichpro-
benumfänge bzw. der Konfidenzinterval le 
benötigt man die Quanti le (daß sind die 
Werte der Umkehrfunkt ion einer Vertei-
lungsfunktion in Abhängigkei t von einem 
vorzugebenden Vertrauensgrad bzw. 
Risiko). Wenn die numerische Bestim-
mung der Quanti le für die ausgewählte 
Verteilung zu aufwendig ist, greift man 
zu ihrer näherungsweisen Best immung 
auf andere Vertei lungen zurück, die 
numerisch besser zu handhaben sind. 

Lit.: Bleymüller, Josef et al.: Statistik 
für Wirtschaftswissenschaft ler . 13. Aufl . 
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AR Arbeitnehmer 

München 2002, S. 68. 
Ludwig Mochty 

AR 
-» Aufsichtsrat (AR) 

Arbeiter 
Im Sinne einer Negat ivabgrenzung sind 
diejenigen abhängig beschäft igten Arbeit-
nehmer A., die keine -» Angestell ten (vgl. 
§ 133 Abs. 2 SGB VI) oder Auszubilden-
den sind. Traditionell bringt man den 
Status eines A. mit überwiegend körper-
licher Arbeit in Verbindung. Angesichts 
zunehmend ausdifferenzier ter Berufs-
bilder und breiterer Tätigkeitsfelder ist 
eine Abgrenzung über die Art der Arbeit 
(körperlich vs. geistig) kaum noch ziel-
genau. So erfordern beispielsweise viele 
der im Zuge der Tertiärisierung neu 
entstandenen Aufgaben in der Dienst-
leistungsgesellschaft körperlichen Ein-
satz, jedoch gleichermaßen EDV- oder 
kaufmännische Kenntnisse. Nicht zuletzt 
vor diesem Hintergrund wird über die 
Abschaffung der Lohnformentrennung 
( - • Lohn für A., Gehalt für Angestell te) 
diskutiert. 

Stefan Kaduk 

Arbeitgeber 
A. im arbeitsrechtl ichen Sinne ist jeder , 
der einen anderen - auch vorübergehend -
als Arbei tnehmer beschäft igt . Auf die 
Rechtsform des A. kommt es nicht an. A. 
kann eine natürliche oder eine jurist ische 
Person (-> AG, -» GmbH, eingetragener 
Verein), eine Privatperson oder eine 
Person des öffent l ichen Rechts (z.B. 
Gemeinde) sein. Bei Personengesamt-
heiten ( - • GbR, KG, OHG) ist jeder 
Gesel lschafter A. 

Stephan Altenburg 

Arbeitgeberverbände 
A. sind sozialpolit ische Organisationen 
der Arbeitgeber zur Wahrung ihrer 
gemeinschaft l ichen, sozialpolit ischen und 
arbeitsrechtlichen Belange. A. werden 
regelmäßig in der Rechtsform des 
eingetragenen oder nicht eingetragenen 
Vereins geführt ; die Mitgliedschaft ist 

freiwill ig. Ursprünglich als Berufs-
verbände des Arbeitsrechts (= Sozial-
partner der Gewerkschaf ten) gegründet, 
hat sich die Aufgabenste l lung zwischen-
zeitlich erheblich erweitert . Fragen des 
Arbeitsmarktes, der Berufsbi ldung, der 
Bildungspolit ik, der betrieblichen Perso-
nalpolitik und der gesel lschaftspol i t ischen 
Bildungs- und Jugendarbeit zählen hier 
ebenso dazu wie Fragen der sozialen 
Sicherung, der Wirtschafts- und 
Sozialverfassung und der internationalen 
Sozialpolitik. Vertreten A. kollektive 
Arbeitgeberinteressen, so können sie 
gemäß § 2 TVG (Tarifvertragsgesetz) 
Tarifvertragspartei sein. A. sind fachlich 
und regional gegliedert. Die Fachver-
bände und die Landesverbände ihrerseits 
sind wiederum in der -» Bundes-
vereinigung der Deutschen Arbeitgeber-
verbände zusammengefaßt . 

Karlheinz Küting 

Arbeitnehmer 
Eine gesetzliche Defini t ion des A.begr i f fs 
fehlt. Nach der Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts ist A., wer 
aufgrund eines privatrechtl ichen Vertrags 
im Dienste eines anderen zur Leistung 
weisungsgebundener , f remdbest immter 
Arbeit in persönlicher Abhängigkei t 
verpfl ichtet ist (BAG, Urteil vom 
11.10.2000 - 5 AZR 289/99). Demgegen-
über ist selbständig, wer im wesentl ichen 
frei seine Tätigkeit gestalten und seine 
Arbeitszeit best immen kann (so die 
gesetzliche Defini t ion des selbständigen 
Handelsvertreters in § 84 Abs. 1 S. 2 
HGB). Der A. ist durch die Bestim-
mungen des -> Arbeitsrechts sozial ge-
schützt. 

Klassischerweise werden die A. nach 
-» Arbeitern und -» Angestel l ten unter-
schieden, wobei in der Praxis diese 
Differenzierung zunehmend an Bedeutung 
verliert. Während nämlich bis zum Jahr 
1993 noch unterschiedliche Kündigungs-
fristen für Arbeiter und Angestell te 
galten, sind diese durch das „Gesetz zur 
Vereinheit l ichung von Kündigungs-
fr is ten" (KündFG vom 7.10.1993 -
BGBl. I S. 1668) mit Wirkung zum 
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Arbeitsbeschreibung Arbeitsentgelt 

15.10.1993 vereinheitl icht worden und 
sind nun in § 622 BGB für alle A. 
einheitlich geregelt. Die bis 1994 besteh-
enden Unterschiede bei der Entgelt-
fortzahlung im Krankheitsfal l wurden 
vom Gesetzgeber durch das Entgeltfort-
zahlungsgesetz (EFZG vom 26.05.1994 -
BGBl. I S. 1014) ebenfalls beseitigt. 
Auch im -» Betr iebsverfassungsgesetz 
wurde durch eine umfassende Reform im 
Juli 2001 das bis dahin geltende Gruppen-
prinzip ersatzlos abgeschaff t . Das BAG 
steht im übrigen auf dem Standpunkt, daß 
vor allem die unterschiedliche Behand-
lung von Arbeitern und Angestell ten bei 
der Gewährung von sozialen Nebenleis-
tungen (Sonderzuwendungen oder be-
triebliche Altersversorgung) gegen den 
Gleichheitssatz verstößt, wenn hierfür 
kein sachlich rechtfert igender Grund 
besteht. 

Bedeutung hat die Unterscheidung 
zwischen Arbeitern und Angestell ten im 
Arbeitsrecht jedoch noch im Zusammen-
hang mit der Eingruppierung in eine 
tarif l iche Lohn- oder Gehaltsgruppe und 
im Sozialrecht bei der rentenver-
sicherungsrechtl ichen Einordnung. 

Stephan Altenburg 

Arbeitsbeschreibung 
Der Begriff der A. wird primär in drei 
Kontexten verwandt: 1. in der arbeits-
wissenschaft l ichen Arbeitsanalyse, 2. bei 
der arbei tspsychologischen Messung von 
Arbeitszufr iedenheit , 3. in der Gestaltung 
von (Werk- und Dienstleistungs-) Ver-
trägen. Die arbeitswissenschaftliche Be-
griffsverwendung zielt auf die Beschrei-
bung von auszuführenden (Routine-) 
Tätigkeiten und deren Umwelteinf lüsse 
(z.B. an einem Arbeitsplatz), um damit 
eine Grundlage zur produktionswirt-
schaft l ichen Arbeitsplanung oder zur 
personal wirtschaft l ichen Personalplanung 
und Entgeltgestaltung zu erhalten. In der 
arbei tswissenschaft l ichen A. werden das 
Arbeitssystem (Aufgabe, Ablauf, Be-
triebsmittel, Umwelteinf lüsse) und dessen 
Organisat ionsbeziehungen formal be-
schrieben. Hier werden also (ex ante) 
Erwartungshaltungen an zu leistende 

Arbeit formuliert . Der arbeitspsycholo-
gische Begriff zielt dagegen auf die (ex 
post) Beschreibung der situativen 
Zufriedenheit mit Arbei tsbedingungen 
(insbesondere Arbei ts-Beschreibungs-
Bogen) im Rahmen empirisch-standar-
disierter Datenerhebung. In der Ge-
staltung von Verträgen ( insbesondere als 
Werk- oder Dienstleistungsvertrag) kann 
die A. sowohl (ex ante) als Teil eines 
Angebots, wie auch (ex post) als Teil 
einer Rechnung Verwendung f inden. 

Martin Elbe 

Arbeitsdirektor 
Mitbest immungsregelungen (-> Mitbe-
st immung) haben Auswirkungen auf die 
Zusammensetzung von -»Vors t and und 
-» Aufsichtsrat (AR) einer Aktienge-
sellschaft (AG), -» GmbH und bergrecht-
lichen Gewerkschaf t . Sowohl § 13 Abs. 1 
MontanmitbestG, § 13 Montanmitbest-
ErgG, die für Bergbauunternehmen und 
die Eisen und Stahl erzeugende Industrie 
gelten, als auch § 33 Abs. 1 S. 1 MitbestG 
1976 best immen, daß in Unternehmen mit 
mind. 1000 bzw. 2000 -» Arbei tnehmern 
(AN) ein A. in den Vorstand zu berufen 
ist, der die AN vertritt und für Personal-
und Sozialfragen zuständig ist. Wie die 
übrigen Vorstandsmitgl ieder wird der A. 
vom AR bestellt , er kann jedoch nur mit 
der Mehrheit der St immen der AN im AR 
abberufen werden. In allen mitbest immten 
AG besteht der Vorstand daher mindes-
tens aus zwei Personen, die das Unter-
nehmen gleichberechtigt leiten. 

Lit.: Büdenbender, Ulrich: Mitbest im-
mungsrechtl icher Besitzstand im Gesell-
schaftsrecht. In: Zeitschrif t für Wirt-
schaftsrecht 2000, S. 385ff ; Schaub, 
Günter: Arbei tsrechts-Handbuch. 9. Aufl . 
München 2000. §§ 259, 260. 

Anja Hucke 

Arbeitsentgelt 
Unter A. versteht man die Summe der 
Leistungen, die der -» Arbei tgeber als Ge-
genleistung für die Arbeitsleistung seiner 

Arbeitnehmer erbringt. Hierzu zählen 
die Vergütung in Form des Lohns oder 

Gehalts ebenso wie sonstige Leistun-
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Arbeitsgemeinschaft Arbeitslosenq uote 

gen als Geld- (Prämie , Bonus , Weih-
nachts- und Ur laubsge ld etc.) oder Sach-
bezug (Diens t f ah rzeug o.a.) . Ob auch eine 
-» Gra t i f ika t ion den Charak te r e ines A. 
hat, hängt von der Aus legung des Ver-
trags ab: Soll mit ihr ledigl ich die Be-
t r iebs t reue be lohnt werden , ist ihr Ent-
ge l tcharakter zu verne inen . 

Die Zah lung von A. führ t beim Ar-
be i tnehmer s teuer l ich zu E inkünf t en aus 
n ich tse lbs tändiger Arbei t gem. § 19 
Abs. 1 ES tG und unter l iegt damit dem 
Lohns teue rabzug gem. §§ 38f f . EStG. 
Sachbezug ist mit se inem Geldwer t zu 
bes teuern . 

In der Soz ia lve r s icherung führ t d ie Zah-
lung von A. im R a h m e n der Bei t rags-
bemessungsg renzen zur Be i t ragspf l i ch t in 
der Renten- , Kranken- , Pf lege- und Ar-
be i t s losenvers icherung . 

Stephan Al tenburg 

Arbeitsgemeinschaft 
-* Konsor t ium 

Arbeitsgruppen, autonome/teilautonome 
Die mit -» Job En la rgement und Job 
Rotat ion bzw. -> Job Enr ichment ve r fo lg -
ten Erwei t e rungen des Tät igkei t ssp ie l -
raums bzw. des En t sche idungs - und Kon-
t ro l l sp ie l raumes e ines Arbe i tnehmers 
werden durch die Bi ldung ( te i l - )autono-
mer A. um die E rhöhung des Kontakt -
sp ie l raumes ergänzt . Mehre Mi tarbe i te r 
gemeinsam erhal ten Au tonomie hins icht -
lich der A u f g a b e n a u s f ü h r u n g und Aufga -
benver te i lung sowie die Mögl ichke i t zum 
Arbe i t sp la tzwechse l innerha lb der Gruppe 
und zur Mi tges ta l tung von Arbei t s -
inhal ten, Arbe i t sbed ingungen und - > Ar-
be i t sp lä tzen . Der Au tonomieg rad , über 
den die Gruppe ve r füg t , kann nach der 
Bedeu tung und Reichwei te der zu 
t r e f f enden En t sche idungen d i f fe renz ie r t 
werden . 

Die ( t e i l - )au tonome A. erfül l t insbeson-
dere eine P rob lemlöse - und Qual i f ika -
t ions funkt ion , da sie we i tgehend selb-
s tändig sowohl zu Lösungen von 
Prob lemen im Arbe i t sab lauf und zu einer 
kont inuier l ichen Verbesse rung bei trägt 

als auch j e d e s Gruppenmi tg l i ed seine 
indiv iduel len Kenntn i sse , Fäh igke i ten und 
Fer t igkei ten l aufend erwei ter t . Dabei 
k o m m t der En twick lung „soz ia le r Kompe-
tenz" eine besondere Bedeu tung zu. 

Mögl i chen pos i t iven E f f e k t e n auf die 
Mi ta rbe i te rmot iva t ion , die E f f i z i e n z der 
Arbe i t sab läufe und die Flexibi l i tä t der 
Organ isa t ion s tehen Konf l ik tpo ten t i a l e 
durch die A u f l ö s u n g h ie ra rch i scher Struk-
turen und das A u s ü b e n soz ia len Drucks 
z.B. auf Le i s tungsschwäche re gegenüber . 

Ho lge r Mor ick 

Arbeitsleistung 
Unter A. wird das Ergebnis mensch l i che r 
Erwerbsarbe i t ve rs tanden . Nich t er faßt 
wird mit d ieser B e g r i f f s b e s t i m m u n g z.B. 
die Le i s tungse rb r ingung im ehrenamt-
l ichen oder f ami l i ä ren Kontex t . Aus 
be t r i ebswi r t schaf t l i cher Sicht ist Arbei t 
somit ein Produktionsfaktor, dessen 
ökonomische E f f i z i enz s ich aus der 
Relat ion der A. zu den durch die Arbei t 
en t s tandenen Kos ten ergibt . Gemessen 
wird die A. g rundsä tz l ich in Le is tungs-
e inhei ten (z.B. S tück) pro Ze i te inhe i ten , 
wobei e ine Quan t i f i z i e rung der Leis tungs-
e inhei ten insbesondere bei d i spos i t iver 
oder kreat iver Arbei t v i e l f ach proble-
mat i sch ist. Einflußgrößen auf die A. sind 
neben den o rgan i sa to r i schen Rahmen-
bed ingungen insbesondere die Le is tungs-
fähigkei t (z.B. Qua l i f ika t ion , phys i sche 
und psych i sche Belas tbarke i t ) und die 
Le i s tungsbere i t schaf t (-» Mot iva t ion) . 
Während M a ß n a h m e n de r A u f b a u - und 
Ablau fo rgan i sa t ion die o rgan i sa to r i schen 
R a h m e n b e d i n g u n g e n ges ta l ten , werden im 
Rahmen der Personalwirtschaft die 
Le i s tungs fäh igke i t (mit te ls Persona len t -
w i c k l u n g s m a ß n a h m e n ) und die Le is tungs-
bere i t schaf t (durch Führungsp rozes se und 
Anre izpol i t ik ) bee in f luß t . 

Mar t in Elbe 

Arbeitslosenquote 
Die A. ist e ine Kennzahl fü r die kon junk -
turel le En twick lung des Arbe i t smark tes 
die durch das auf e ine Zei te inhei t 
bezogene Verhä l tn i s zwischen der Anzahl 
der Arbeitslosen und der Anzahl aller 
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Arbeitsmarkt 

(abhängigen) zivilen Erwerbspersonen 
gebildet wird. Als arbeitslos im Sinne der 
amtlichen Statistik gilt, wer ohne Arbeit 
ist bzw. nur eine ger ingfügige Beschäfti-
gung ausübt, sich als arbeitssuchend 
registrieren läßt und für eine Vermitt lung 
zur Ver fügung steht. Bei einem inter-
nationalen Vergleich sind unterschied-
liche Defini t ionen sowohl des Zählers 
(Arbeitslose) als auch des Nenners 
(Gesamtheit der Erwerbspersonen) der A. 
zu berücksichtigen. 

Karin Steiner 

Arbeitsmarkt 
A. in volkswir tschaf t l icher Sicht („objek-
tiver" A.): Darunter versteht man die Ge-
samtheit der ökonomischen Beziehungen 
zwischen Anbietern von und Nachfragern 
nach Arbeitsleistungen. Den Anbietern als 
NichtUnternehmern stehen Wirt-
schaftsbetr iebe (-> Organisationen i.w.S.) 
als Nachfrager gegenüber. 

In der reinen Theorie sind A. spezielle 
Faktormärkte. Die Lohnbildung (Preis-
bildung) wird als preistheoretisches Son-
derproblem betrachtet und mit Hilfe nach-
frage* und angebotstheoretischer Über-
legungen erklärt. Anderersei ts werden A. 
aber auch zu den „unvollkommensten 
Märkten" überhaupt gezählt. Folgende 
Charakterist ika sind dafür maßgeblich: 

- Der einzelne Arbei tnehmer ist aus 
Existenzgründen zum Angebot seiner 
Arbeitsleistung gezwungen. Dem 
prinzipiell starren Angebot steht des-
halb eine prinzipiell elastische Nach-
frage gegenüber. 

- Extrem sinkende Löhne führen theo-
retisch zu einer inversen Anpassungs-
reaktion der Anbieter. Von selbst 
kommt der Markt in keinen Gleich-
gewichtszustand. 

- Die Anpassungsmöglichkei ten von 
Anbietern und Nachfragern sind z.B. 
wegen ihrer Standortgebundenheit 
eingeschränkt. 

Um das „natürliche Nachfragemonopol" 
beeinflussen zu können, versuchen Ar-
beitnehmer, durch Zusammenschluß orga-
nisierte Gegenmacht ausüben zu können. 

Arbeitsplatz 

A. sind dann durch die Beziehungen zwi-
schen Arbeitgeber- und Arbei tnehmerver-
bänden geprägt (bilaterales -* Monopol) . 

A. in betr iebswirtschaft l icher Sicht (un-
ternehmenssubjekt iver A.); Gedankliche 
Zusammenfassung aller externen Bezie-
hungen zu und Interaktionen mit mög-
lichen Arbei tnehmern, die tatsächlich be-
stehen (effektiver A.) bzw. grundsätzl ich 
realisierbar sind (potentieller A.). Diese 
Marktbeziehungen können aus der Sicht 
einer best immten Wirtschaftsorganisat ion 
nach qualitativen, räumlichen und zeitli-
chen Aspekten segmentiert werden. Der 
A. setzt sich also aus zahlreichen konkre-
ten/potentiellen Teilmärkten zusammen. 

Ulli Arnold 

Arbeitsplanung 
A. dient der Organisat ion der Arbeit 
durch gedankliche Vorstrukturierung der 
Arbei tsaufgaben, der Arbei tsvorberei tung, 
der Arbeitsvertei lung sowie des Arbeits-
inhalts. 

Die Ergebnisse der Arbei tsvorberei tung 
werden in Arbeitsunterlagen zusammen-
gefaßt , z.B. im Arbei tsablaufplan, dem 
Materialbereitstel lungsplan, dem Maschi-
nenbelegungsplan, dem Arbeitsplatz-
besetzungsplan etc. 

Ziel der Arbei tsvorberei tung ist die 
Koordination von -» Arbeitsleistungen im 
Rahmen der Terminplanung z.B. einer 
Abteilung. 

Michael Waas 

Arbeitsplatz 
Im allgemeinsten Sinn ist unter A. eine 
Örtlichkeit , an der Arbeit verrichtet wird, 
zu verstehen. In Zuge zunehmender 
Arbeitsteilung und Industrial isierung wird 
der A. als vom privaten Haushalt 
getrennter Ort der Berufstät igkeit gedacht 
und ist als solcher Gegenstand rechtlicher 
Vorgaben (z.B. im Rahmen des Arbeits-
schutzes oder der Mitbest immung) und 
betriebswirtschaftlicher Analyse (insbe-
sondere Arbeitsplatzgestal tung). Organi-
satorisch ist der A. verbunden mit der 
Stellenbildung (Aufbauorganisat ion) , wie 
auch mit der Analyse des Arbeits-

39 



Arbeitsproduktivität 

Prozesses (Ablaufo rgan i sa t ion) . Aus 
arbeitspsychologischer Sicht werden 
insbesondere Le is tungs- und Belas tungs-
de te rminan ten (z.B. Umwel t e in f lü s se , 
Streß) sowie In t e rak t ionsphänomene (z.B. 
Mobb ing , sexuel le Beläs t igung) analy-
siert. Die Arbeitssoziologie beschä f t ig t 
sich zunehmend mit P rob lemen der 
„En tg renzung von Arbe i t " - wobei neue 
Formen der He imarbe i t den be t r ieb l ichen 
A. e rgänzen oder e rse tzen - , also mit 
A u f h e b u n g s t e n d e n z e n der Trennung von 
Haushal t und Betr ieb . 

Mart in Elbe 

Arbeitsproduktivität 
A. bedeute t die a n g e w a n d t e Fähigkei t des 
Menschen , durch se inen Arbe i t se insa tz 
Güter und Diens te her- bzw. berei t -
zustel len. Als Kennzah l wird sie als das 
auf e ine Zei te inhei t bezogene Verhä l tn i s 
zwischen den ers te l l ten Leis tungen (Pro-
dukt ionsergebnis oder Wer t s chöp fung ) 
und dem dafür e ingese tz ten Arbei ts -
e insatz (Arbe i t s s tunden) def inier t . Die 
betriebswirtschaftliche Forschung kon-
zentr ier t sich im Z u s a m m e n h a n g mit A. 
auf drei P rob lemkre i se : 

- die Bes t immung von E in f lußgrößen 
der be t r ieb l ichen A. und des men-
schl ichen Arbe i t sverha l t ens (betr ieb-
liche Produkt iv i t ä t sana lysen) , 

- die Messung der be t r iebl ichen A. als 
s ta t is t ische K e n n g r ö ß e für Zei t - und 
Be t r i ebsverg le iche sowie 

- die En twick lung von Ins t rumenten zur 
S teuerung und Verbesse rung der A. 

Dabei werden die De te rminan ten der 
be t r iebl ichen A. von drei S tandpunkten 
aus untersucht . Während in der Produk-
t ions theor ie der mensch l iche Arbei ts -
e insatz vorwiegend mechanisch- ins t ru -
mental analys ier t wird, versuchen die 
Arbe i t swi s senscha f t en und die verha l tens-
wissenschaf t l i ch or ient ier te -» Betr iebs-
wi r t schaf t s l ehre durch psycho log i sch 
begründe te Mode l l e des a rbe i tenden 
Menschen Konzep te fü r die Analyse und 
Bee in f lussung von Produkt iv i t ä t sde te rmi -
nanten zu en twicke ln . 

Arbeitsrecht 

Im volkswirtschaftlichen Kontex t 
(-> vo lkswi r t scha f t l i che G e s a m t r e c h n u n g ) 
ist A. eine M e ß g r ö ß e fü r die En twick lung 
der Produkt ion (gemessen am Produk-
t ionswer t ) im Verhä l tn i s zum Arbei ts -
e insa tz (gemessen an der Zahl der 
Beschäf t ig t en oder an den gele is te ten 
Arbe i t s s tunden) fü r die G e s a m t w i r t s c h a f t 
bzw. für e inze lne Wi r t scha f t sbe re i che . 

Kar in Steiner 

Arbeitsrecht 
A. ist die S u m m e al ler Rech t s rege ln , d ie 
sich mit der in abhäng ige r Tät igkei t 
ge le is te ten Arbei t be schä f t i gen . Es be-
t r i f f t damit p r imär das Verhä l tn i s von 
-» Arbe i tgebern und -» Arbe i tnehmern , 
das typ i scherweise im Einze la rbe i t s -
ver t rag seine Grund lage hat . Daneben 
regel t das A. auch die B e z i e h u n g e n der 
im gle ichen Bet r ieb z u s a m m e n g e f a ß t e n 
Mi tarbe i te r sowie die Verhä l tn i s se der 

Gewerkscha f t en und Arbe i tgeberve r -
bände und deren Rech t sbez i ehungen 
zueinander . Schl ießl ich bez ieh t sich das 
A. auch auf das Verhä l tn i s der Arbei ts -
ver t ragspar te ien und ihrer Ve rbände zum 
Staat. Das A. bes teh t dami t sowohl aus 
pr iva tem als auch aus ö f f en t l i chem Recht . 

A. ist Arbe i tnehmerschu tz rech t . Es trägt 
dem Umstand Rechnung , daß der Arbei t -
nehmer persönl ich abhäng ig ist, wei l er 
den Weisungen des Arbe i tgebe r s unter-
wor fen und rege lmäß ig zur Bes t re i tung 
seines Lebensun te rha l t s auf die Ver-
wer tung seiner Arbe i t sk ra f t angewiesen 
ist. Diese persön l iche und wi r t scha f t l i che 
Abhängigke i t wird vom A. durch einen 
besonderen Schu tz des Arbe i tnehmers 
ausgegl ichen . Zu den ö f fen t l i ch - rech t -
l ichen Schu tzvorsch r i f t en gehören die 
Rege lungen zum Betr iebs- , Daten- , 
Gefah ren - und -» Arbe i t s schu tz . Dem 
gegenüber ist der ind iv idue l le Schutz des 
Arbe i tnehmers gegen den Ver lus t se iner 
Ex i s t enzgrund lage pr iva t rech t l ich -
insbesondere durch das -» Künd igungs -
schutzgese tz - ausges ta l te t . 

Das A. unter l iegt dem pe rmanen ten 
gese l l schaf t spo l i t i schen Wande l . Seine 
En twick lung hängt von den pol i t i schen 
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Arbeitsschutz Arbeitsvertrag 

Verhältnissen ab. Durch den Einigungs-
vertrag vom 31.08.1990 (BGBl. II S. 889) 
ist dem gesamtdeutschen Gesetzgeber 
aufgegeben worden, das Arbeitsvertrags-
recht, das öffentl ich-rechtl iche Arbeits-
zeitrecht sowie den Arbeitsschutz mög-
lichst bald „zei tgemäß" und einheitlich 
neu zu regeln. Dieses Vorhaben hat sich 
in der jüngeren Vergangenheit nicht 
verwirklichen lassen. Ungeachtet dessen 
wird das A. zu einem überwiegenden Teil 
durch Tarifverträge, die richterliche 
Rechtsfortbi ldung und insbesondere durch 
Rechtsvorschrif ten der Europäischen 
Union determiniert . 

Stephan Altenburg 

Arbeitsschutz 
Der A. umfaßt alle Normen, die 
öffentl ich-rechtl iche Pflichten zum 
Schutz der -» Arbei tnehmer begründen. 
Adressat dieser Normen ist typischer-
weise der -» Arbeitgeber, jedoch können 
sich auch für den Arbei tnehmer Ver-
pfl ichtungen zum A. ergeben. Je nach 
Inhalt der Schutzbest immungen ist zu 
differenzieren zwischen dem Schutz vor 
Gefahren bei Ausübung der Arbeit (durch 
Arbeitsstätten Verordnung, Betriebsschutz) 
und den Vorschrif ten über die Arbeitszeit 
(-> Arbeitszeitrecht) . Darüber hinaus 
existieren besondere Schutzbestim-
mungen für besonders geschützte Perso-
nengruppen (Mutterschutzgesetz, Jugend-
arbeitsschutzgesetz, Bundeserziehungs-
geldgesetz, Heimarbeitsgesetz, Schutzbe-
stimmungen zugunsten der Schwer-
behinderten im SGB IX, Sonderkündi-
gungsschutz). 

Die Regelungen des. A. sind zwingend 
und unabdingbar. Sie können durch 
Parteivereinbarung zum Nachteil der 
Arbeitnehmer nicht geändert werden. Sie 
sind darüber hinaus Schutzgesetze i.S.v. 
§ 823 Abs. 2 BGB, so daß deren schuld-
hafte Verletzung zum Ersatz des durch 
die Verletzung entstehenden Schadens 
verpflichtet. 

Zuständig für die Überwachung der 
Einhaltung der Normen des A. sind die 
für die Gewerbeaufsicht zuständigen 

Behörden der Länder. I.d.R. sind dies die 
Gewerbeaufsichtsämter oder Ordnungs-
ämter, im Land Berlin das Landesamt für 
Gewerbe und technische Sicherheit 
(„LAGeTSi") . 

Stephan Altenburg 

Arbeitsvertrag 
Der A. ist ein privatrechtl icher gegen-
seitiger Vertrag ( § 3 1 1 Abs. 1 BGB), 
durch den sich der Arbei tnehmer zur 
Leistung von Arbeit nach Weisung des 

Arbeitgebers und der Arbeitgeber zur 
Zahlung des vereinbarten -» Arbeitsent-
gelts verpflichtet . Durch den Abschluß 
des A. wird ein Arbeitsverhältnis zwi-
schen den Parteien begründet. Der A. ist 
im -> Bürgerlichen Gesetzbuch, insbeson-
dere in den §§ 61 l f f . BGB, gesetzlich ge-
regelt. 

Der Abschluß eines A. ist grundsätzlich 
formfrei möglich. Zwar ordnet das Nach-
weisgesetz vom 20.07.1995 (NachwG -
BGBl. I S. 946) an, daß der Arbeitgeber 
dem Arbei tnehmer spätestens einen Mo-
nat nach dem vereinbarten Beginn des Ar-
beitsverhältnisses die wesentl ichen Ver-
tragsbedingungen schrift l ich niederzule-
gen hat. Ein Verstoß gegen diese Bestim-
mung macht den A. jedoch nicht un-
wirksam. Nur wenn der A. für eine be-
stimmte Dauer abgeschlossen werden 
soll, bedarf die Vereinbarung einer Be-
fristung zwingend der Schr i f t form. Im üb-
rigen gelten für den Abschluß des A. die 
Regelungen in den §§ 145ff. BGB. Die 
Parteien können sich bei Abgabe der auf 
den Abschluß des A. gerichteten Erklä-
rungen vertreten lassen (z.B. Minder jäh-
rige). Auch ohne ausdrückliche Erklä-
rungen kann ein A. durch schlichtes Han-
deln zustande kommen (sog. faktisches 
Arbeitsverhältnis). 

Der A. unterliegt der richterlichen In-
haltskontrolle nach den Regelungen über 
die allgemeinen Geschäf tsbedingungen in 
§§ 307ff. BGB. Das Arbeitsverhältnis en-
det gem. § 620 Abs. 1 BGB mit Ablauf 
der Zeit, für die es eingegangen worden 
ist (Befristung), im übrigen durch Tod 
des Arbei tnehmers, durch Aufhebungs-
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Arbeitsvorbereitung 

vertrag oder durch eine -> Kündigung. 
Stephan Altenburg 

Arbeitsvorbereitung 
-» Fert igungsvorberei tung 

Arbeitswissenschaft 
Die im deutschen Sprachraum gebräuch-
lichste Definit ion des Begri f fes A. geht 
auf die Gesel lschaft für Arbeitswissen-
schaft e.V. (GfA) zurück. A. umfaßt die 
theoretische Analyse und Gestaltung tech-
nischer, organisatorischer und sozialer 
Bedingungen von Arbeitsprozessen. Die 
technologische Aufgabenstel lung betr iff t 
die produktive und eff iz iente Gestaltung 
von Arbei tsvorgängen z.B. unter der 
Maßgabe, 

- schädigungslose, ausführbare, erträg-
liche und beeinträchtigungsfreie 
Arbeitsbedingungen zu schaffen, 

- Standards sozialer Angemessenheit 
nach Arbeitsinhalt , Arbei tsaufgabe, 
Arbei tsumgebung sowie Entlohnung 
und Kooperation zu erfüllen, 

- Handlungsspielräume zu eröffnen, 
Fähigkei tserwerb und Persönlichkeits-
entwicklung in sozialen Interaktionen 
zu ermöglichen. 

Die A. betrachtet den arbeitenden 
Menschen in seiner Interaktion mit 
Technik und seinem Zusammenwirken 
mit anderen Menschen unter den As-
pekten Arbeitsproduktivi tät , Wirtschaft-
lichkeit und Humanität . Sie ist in diesem 
Kontext auf die Erkenntnis anderer ein-
schlägiger Fachwissenschaften, wie z.B. 
Medizin, Psychologie, Ingenieurwissen-
schaften, Sozialwissenschaften, Jurispru-
denz etc. angewiesen. Dementsprechend 
haben sich neben dem ingenieurwissen-
schaft l ich-arbeitsphysiologischen Kern-
bereich spezielle Ausrichtungen der A. 
ausgebildet, wie z.B. die Arbeitspsycho-
logie, Arbeitsmedizin, Arbeitspädagogik 
etc. Der bis etwa 1980 vorwiegend 
synonym für A. gebrauchte Begriff der 
„-» Ergonomie" bezeichnet heute eines 
ihrer Teilgebiete. 

Lit.: Luczak, Holger und Walter Volpert 
(Hrsg.): Handbuch Arbei tswissenschaft : 

Arbeitszeitrecht 

Begriffe und Defini t ionen. Stuttgart 1997; 
Hammer, Wilfr ied: Wörterbuch der 
Arbei tswissenschaft . München 1997. 

Wolf F. Fischer-Winkelmann/ 
Mathias Bärtl 

Arbeitszeitrecht 
Das A. betr iff t die Arbeitszeit der 
-> Arbeitnehmer. Es ist zu differenzieren 
zwischen dem öffent l ichen A. als Teil des 
-> Arbeitsschutzes und dem privaten A. 

Das öffentliche A. ist mit Wirkung zum 
1.07.1994 im Arbei tszei tgesetz vom 
6.06.1994 (ArbZG - BGBl. I S. 1170), 
das die bis dahin geltende Arbeitszeit-
ordnung (AZO) ersetzt hat, für alle 
Arbeitnehmer einheitl ich neu geregelt 
worden, wozu nach der Begri f fsbest im-
mung in § 2 Abs. 2 ArbZG neben den 
-» Arbeitern und Angestel l ten auch die 
zu ihrer Berufsausbi ldung Beschäft igten 
gehören. Vom Geltungsbereich ausge-
nommen sind unter anderem leitende 
Angestellte i.S.v. § 5 Abs. 3 BetrVG. Das 
Gesetz hat die Sicherheit und den 
Gesundheitsschutz der Arbei tnehmer zum 
Ziel. Hierzu best immt es die zulässige 
tägliche Arbeitszeit . Arbeitszeit ist nach 
§ 2 Abs. 1 ArbZG die Zeit von Beginn bis 
zum Ende der Arbeit ohne die Ruhe-
pausen. Nach der Verkehrsanschauung 
handelt es sich um den Zeitraum, in dem 
sich der Arbei tnehmer uneingeschränkt 
zur Verfügung hält und arbeitsbereit ist. 
Demgegenüber gehören die Wege-, 
Umkleide- und Waschzeiten sowie die 
arbeitsfreien Zeiten bei der Rufberei t -
schaft grundsätzlich nicht zur Arbeitszeit . 
Die werktägliche Arbeitszeit darf gem. 
§ 3 S. 1 ArbZG die Dauer von acht 
Stunden nicht überschreiten. Werktage 
sind alle Tage, die nicht Sonntage oder 
gesetzliche Feiertage sind. Damit gilt 
öffentlich-rechtlich grundsätzlich die 48-
Stunden-Woche. Die werktägliche Ar-
beitszeit kann auf bis zu zehn Stunden 
ausgedehnt werden, wenn innerhalb von 
sechs Monaten oder 24 Wochen im 
Durchschnitt die 48-Stunden-Woche nicht 
überschritten wird. Die Arbeit an Sonn-
oder Feiertagen ist nur in Ausnahmefäl len 
statthaft. 
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Arbitrage Argumentationswert 

Das private A. regelt Dauer und Lage der 
Zeit , während derer der Arbe i tnehmer 
dem Arbe i tgeber seine Arbe i t skra f t zur 
V e r f ü g u n g zu stel len hat . Die Dauer (das 
Ausmaß) der Arbei t sze i t ergibt sich aus 
dem -» Arbe i t sve r t rag oder einem an-
wendbaren -» Tar i fve r t r ag . Meist f inden 
sich dort Rege lungen zur Wochen-
arbei tszei t (z .B. 40 Stunden) . Regel t der 
Ver t rag sonst nichts , ist der Arbe i tnehmer 
nur zur Arbe i t s le i s tung in dem konkre t 
vere inbar ten U m f a n g verpf l ich te t . Enthäl t 
der Ver t rag j e d o c h die Verp f l i ch tung des 
Arbe i tnehmers , bei be t r iebl icher No twen-
digkei t auch Über- oder Mehrarbe i t zu 
leisten, kann der Arbe i tgeber über die 
Arbei tszei t des Arbe i tnehmers im 
Rahmen der Höchs ta rbe i t sze i t en nach den 
Bes t immungen des A r b Z G und in den 
Grenzen des Zumutba ren auch über die 
be t r iebsübl iche Arbei tszei t h inaus ver-
fügen (-» Di rek t ionsrech t ) . Die Lage der 
Arbei tszei t be t r i f f t die Ver te i lung der zur 
V e r f ü g u n g s tehenden Zeit und ist meis t 
Gegens tand von Weisungen des Arbei t -
gebers , die er im Rahmen seines 
Di rek t ionsrech ts erteil t . Dieses Direk-
t ionsrecht wird durch das Mi tbes t im-
mungsrech t des -> Bet r iebsra ts gem. § 87 
Abs. 1 Nr . 2 Be t rVG e ingeschränkt . 

S tephan Al tenburg 

Arbitrage 
A. sind Transak t ionen zur Erz ie lung von 
-» Gewinnen durch Ausnu tzung von 
un te rsch ied l ichen Preisen oder Kursen für 
ein Gut auf räuml ich oder zei t l ich ge-
t rennten Märk ten . Die bes tehenden Preis-
oder Kursun te r sch iede werden durch arbi-
t ragebedingte Angebo t s - oder Nach f r age -
änderungen ausgeg l ichen , solange die 
erz ie lbaren Arb i t rageer t räge die Kosten 
der A. überschre i ten . Ob jek te von A. sind 
vor a l lem -> Devisen , -> Wer tpapiere , 
-> Kredi te , Ede lmeta l le und an der 
-> Börse gehande l te Waren . 

Wol fgang Lück 

Arbitriumwert 
A., Sch iedsspruch- oder Vermi t t lungswer t 
ist das Ergebnis einer -» Un te rnehmens -
bewer tung i .S.d. Vermi t t lungs funk t ion 

und soll eine E in igung zwischen Käu fe r 
und Verkäufe r über die Bed ingungen der 
E igen tumsände rung der zu bewer t enden 
U n t e r n e h m u n g er le ich tern oder bewi rken . 

Der A. ist ein vom unpar te i i schen Gut-
achter als Vermi t t l e r vo rgesch lagener 
E in igungswer t , auf dessen Basis der Gut-
achter e ine Konf l i k t l ö sung zwischen den 
Par te ien für mögl ich häl t . Der A. ist somit 
als ein K o m p r o m i ß au fzu fa s sen , der für 
die Par te ien zumutba r ist und ihre 
In teressen angemessen wahrt . 

Zumutba r sind mit ra t iona lem Hande ln 
der Par te ien vere inbare Konf l ik t lö sungen . 
Für den Fall , daß nur die Höhe des Prei-
ses konf l ik t lösungs re levan t ist, m u ß der 
A. zwischen dem n iedr igeren , mindes t ens 
zu fo rdernden Preis aus Verkäufe r s i ch t 
und dem höheren , max imal zah lbaren 
Preis aus Käufe r s i ch t l iegen (Grundsa t z 
der Rat ional i tä t des Hande lns ) . Bei 
mehre ren zumutba ren Konf l i k t l ö sungen 
ist es e r forder l ich , mit Hi l fe des Grund-
satzes der pa r t e i enbezogenen A n g e m e s -
senhei t d ie jen ige Konf l i k t l ö sung als A. 
auszuwählen , die den Vors te l lungen der 
konf l ig ie renden Par te ien h ins ich t l ich 
einer fa i ren Übe re inkun f t am bes ten ent-
spr icht . 

Im Fal le e iner domin ie r t en Konf l ik t s i tua -
t ion (z.B. be im zwangswe i sen Aussche i -
den von Minderhe i t skap i t a lgese l l scha f -
tern) kann es e r fo rder l i ch sein, daß der 
unpar te i i sche Gutach te r e ine Konf l ik t lö -
sung vorschlägt , obwohl kein E in igungs-
bere ich exis t ier t . In d iesem Fall ist zu 
p rü fen , wessen In teressen als schu tzwür -
dig zu gelten haben . I .d.R. sind die 
Interessen de r j en igen als s chu tzwürd ig 
anzusehen , gegen deren Wil len die Maß-
nahme durchgese tz t worden ist, so daß 
der A. dann dem En t sche idungswer t 
dieser Partei entspr icht . 

Lit.: Matschke , M a n f r e d J.: Funk t iona le 
U n t e r n e h m u n g s b e w e r t u n g . Band II: Der 
Arb i t r iumwer t der Un te rnehmung . Wies-
baden 1979. 

M a n f r e d J. Matschke 

Argumentationswert 
Der A. ist das Ergebnis e iner -> Un te rneh -
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Assoziiertes Unternehmen Audit Committee 

mensbewertung i.S.d. Argumentat ions-
funktion. Als parteiischer Wert dient der 
A. der Beeinflussung des Verhandlungs-
partners mit dem Zweck, ein für die ihn 
verwendende Partei günstiges Verhand-
lungsresultat zu erreichen. Ein A. kann 
deshalb ohne die Kenntnis des -» Ent-
scheidungswertes dieser Partei nicht sinn-
voll abgeleitet werden. Denn der Ent-
scheidungswert erlaubt einer Partei erst 
die Aussage, welche möglichen Verhand-
lungsresultate mit rationaler Handlungs-
weise vereinbar und aus der Sicht der 
Partei mittels eines A. zu erstreben sind. 

Manfred J. Matschke 

Assoziiertes Unternehmen 
A.U. ist ein Begriff aus der -» Konzern-
rechnungslegung: Wird von einem in den 

Konzernabschluß einbezogenen Unter-
nehmen ein maßgeblicher Einfluß auf die 
Geschäfts- und Finanzpolit ik eines nicht 
einbezogenen Unternehmens, an dem das 
Unternehmen nach § 271 Abs. 1 beteiligt 
ist, ausgeübt (assoziiertes Unternehmen), 
so ist diese Beteil igung in der Konzern-
bilanz unter einem besonderen Posten mit 
entsprechender Bezeichnung auszuweisen 
( § 3 1 1 Abs. 1 S. 1 HGB). Ein maßgeb-
licher Einfluß wird vermutet, wenn ein 
Unternehmen bei einem anderen Unter-
nehmen mindestens den fünf ten Teil der 
Stimmrechte der Gesel lschafter innehat 
(§ 311 Abs. 1 S. 2 HGB). 

Die Beteil igung an einem a.U. ist in der 
Konzernbilanz unter einem besonderen 
Posten mit entsprechender Bezeichnung 
auszuweisen ( § 3 1 1 Abs. 1 S. 1 HGB). 
Die Beteil igung ist unter Anwendung der 
-* Equity-Methode zu bewerten. 

Lit.: Lück, Wolfgang: Rechnungslegung 
im Konzern. Stuttgart 1994; Lück, Wolf-
gang: Rechnungslegung nach Handels-
und Steuerrecht. 11. Aufl . Bonn 2002, 
S. 312-314. 

Wolfgang Lück 

Atomistische Konkurrenz 
-» Marktformen 

Audit Committee 
Ein AC umfaßt die zielorientierte Koordi-

nation der Aktivitäten von Aufsichts-
rat, -» Abschlußprüfer und darüber hinaus 
auch der -> Internen Revision zur Siche-
rung und Verbesserung der Unterneh-
mensüberwachung (-> Überwachung) . 
Das AC ist daher als Koordinat ionsinstru-
ment („integrative l ink") zwischen den 
einzelnen Elementen des betrieblichen 
Überwachungssystems anzusehen. 

AC sind eine Besonderheit der US-ameri-
kanischen Unternehmensverfassung. Das 
AC ist ein ständiger Ausschuß des Board 
of Directors, der i.d.R. mit drei bis fünf 
Mitgliedern des Board of Directors, die 
keine Geschäf t s führungsbefugnis haben, 
besetzt ist. 

Die Bedeutung von AC hat in Deutsch-
land stark zugenommen, seit am 
26.02.2002 die „Regierungskommission 
Deutscher Corporate Governance Kodex" 
einen Verhaltenskodex (-» Corporate 
Governance) für die Leitung und Über-
wachung deutscher börsennotierter Ge-
sellschaften vorgelegt hat. Das AC wird 
im Corporate Governance Kodex, zu dem 
das -» Transparenz- und Publizi tätsgesetz 
- TransPuG (Gesetz zur weiteren Reform 
des Aktien- und Bilanzrechts, zu Transpa-
renz und Publizität) vom 19.07.2002 in 
§ 1 6 1 AktG eine Erklärung (-» Entspre-
chungserklärung) e ingeführt hat, als Prü-
fungsausschuß des AR explizit erwähnt. 

Zu den wichtigsten Vorteilen eines effek-
tiv arbeitenden AC gehören: 
- die Stärkung der Unabhängigkeit der 

prozeßunabhängigen Überwachungs-
träger (Interne Revision, Abschluß-
prüfer) gegenüber der Unternehmens-
leitung, 

- die erweiterte Unabhängigkei t der In-
ternen Revision als Voraussetzung für 
eine Intensivierung der Zusammen-
arbeit mit dem Abschlußprüfer sowie 

- die Verbesserung der faktischen Eff i -
zienz der Aufsichtsratstät igkeit . 

Lit.: Lück, Wolfgang: Corporate Gover-
nance und Aufsichtsrat . In: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung vom 21.10.2002, 
S. 24; Lück, Wolfgang: Audit Committees 
- Prüfungsausschüsse zur Sicherung und 
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Aufbauorganisation Aufgabensynthese 

Verbesserung der Unternehmensüber-
wachung in deutschen Unternehmen. In: 
Der Betrieb 1999, S. 441-443; Lück, 
Wolfgang: Zusammenarbei t von Interner 
Revision und Abschlußprüfer . Vergan-
genheit, Gegenwart , Zukunft . Band 3 des 
IIR-Forum. Hrsg. Deutsches Institut für 
Interne Revision e.V. (HR). Berlin 2003. 

Wolfgang Lück 

Aufbauorganisation 
Die A. bildet das Stellensystem einer 
Organisation ab. Sie ist von der 
-» Ablauforganisat ion zu unterscheiden, 
die sich auf die Gestaltung von Auf-
gabenerfül lungsprozessen bezieht. Auf-
bauorganisatorische Regelungen schaffen 
einen statischen Beziehungszusammen-
hang zwischen -* Stellen, denen jeweils 
abgegrenzte Aufgabenkomplexe zugewie-
sen werden und die durch spezif ische 
Weisungs- und Kommunikat ionsbezieh-
ungen miteinander verbunden sind. 
Während Leitungsstellen ihre Inhaber 
gegenüber nachgeordneten Stellen zu 
vollzugsverbindlichen Weisungen be-
rechtigen, besitzen Ausführungsstel len 
keine Weisungsbefugnis ; sie erfüllen ent-
weder primär Realisat ionsaufgaben oder 
als -» Stabsstellen entscheidungsvorbe-
reitende Aufgaben zur Entlastung von 
-* Instanzen. Die Kommunikat ion kann 
sich weisungsgebunden von oben nach 
unten oder weisungsungebunden unab-
hängig von der Stellenhierarchie voll-
ziehen. 

Erich Frese 

Aufgabe 
Eine A. wird in der Organisationslehre als 
eine auf Dauer durch physische oder 
geistige Aktivitäten zu erfül lende Ver-
haltenserwartung definiert . Da organisa-
torische Gesta l tungsmaßnahmen letztlich 
in der Übertragung von A. auf Auf-
gabenträger bestehen, ist die A. das 
zentrale organisatorische Element. Inhalt 
von A. ist die Festlegung von Ver-
richtungen an Ausgangsobjekten im Hin-
blick auf ein anzustrebendes Zielobjekt. 
Die komplexe Gesamtaufgabe eines 
Systems ist Ausgangspunkt organisa-

torischer Gestal tungsmaßnahmen, die im 
wesentlichen aus der Übertragung von 
Aufgabenkomplexen auf Personen 
(-» Aufbauorganisat ion, -» Stellenbil-
dung) und der Fest legung von Zeit und 
Raum der Aufgabener fü l lung (-> Ablauf-
organisation) bestehen. 

Erich Frese 

Aufgabenanalyse 
Komplexe -» Aufgaben müssen zur Vor-
bereitung ihrer arbeitsteil igen Erfül lung 
in Tei laufgaben zerlegt werden. Die sys-
tematische Erfassung und Gliederung der 
aufgrund eines vorgegebenen Ziels an-
fallenden Aufgaben bezeichnet man als A. 
Inhalt der A. für Zwecke der Auf-
bauorganisation ist die Ermitt lung von 
Teilaufgaben, die einzelnen Personen im 
Wege der -» Stellenbildung zugeordnet 
werden können. Hinsichtlich der -> Ab-
lauforganisat ion umfaßt sie darüber 
hinaus unter Einbeziehung räumlicher und 
zeitlicher Aspekte vor allem die Fest-
legung von Reihenfolge- und Gruppie-
rungsvorschrif ten. 

Zweck der A. ist es, für die nachfolgende 
-»• Aufgabensynthese sämtliche zur Er-
reichung eines Ziels erforderl ichen 
Einzelhandlungen in Form von vertei-
lungsfähigen Tei laufgaben s tufenweise zu 
ermitteln. Kriterien zur Analyse kom-
mender Aufgaben sind die Aufgabenkom-
ponenten „Objekt" (-» Objektprinzip) und 
„Verrichtung" (-» Verrichtungsprinzip). 

Erich Frese 

Aufgabensynthese 
In der A. werden die im Rahmen der 
-» Aufgabenanalyse gewonnenen Tei lauf-
gaben und Aufgabenelemente zu Aufbau-
und Ablaufstrukturen zusammengefaßt 
(-> Objektprinzip, -» Verrichtungsprin-
zip). Man unterscheidet demgemäß 
zwischen aufbauorient ier ter und ablauf-
orientierter A. ( - • Aufbauorganisat ion, 
-> Ablauforganisat ion). 

Eine umfassende Einbeziehung aller Ele-
mente der Aufgabenerfül lungss i tuat ion, 
d.h. der Aufgabenträger , der Sachmittel 
und der Interdependenzen zu anderen 
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Aufgeld 

Aufgabenerfül lungsprozessen, kenn-
zeichnet die ablauforientierte A., während 
bei der aufbauorient ier ten A. primär der 
Aufgabeninhal t im Vordergrund steht. 

Erich Frese 

Aufgeld 
-» Agio 

Aufrechnung 
Die in den §§ 387-396 BGB geregelte A. 
ist die wechselseit ige Tilgung zweier sich 
gegenüberstehender Forderungen durch 
einseitige Verrechnung. Sie hat die 
Doppelfunktion einer ersatzweisen Erfül-
lung der Hauptforderung und gibt dem 
Aufrechnenden die Möglichkeit , seine 
eigene Gegenforderung im Wege der 
Selbsthilfe durchzusetzen. Voraussetzun-
gen einer wirksamen A. sind: 

- Gegenseitigkeit der Forderungen: Der 
Schuldner der einen Forderung muß 
Gläubiger der anderen sein. Zulässig 
ist A. auch gegenüber besonders aus-
gewiesener Mehrwertsteuer, da sie 
Teil der Kaufpreisforderung ist. 

- Gleichartigkeit des Forderungsgegen-
standes: Insbesondere bei beidseit igen 
Geldforderungen gegeben. 

- Volle Wirksamkeit und Fälligkeit der 
aufgerechneten Gegenforderung, der 
insbesondere keine Einrede entgegen-
stehen darf (§ 390 BGB mit beson-
derer Regelung für die verjährte Ge-
genforderung). Die Hauptforderung 
braucht dagegen nicht einklagbar und 
auch noch nicht fäll ig zu sein. 

- Aufrechnungserklärung: Sie ist eine 
einseitige empfangsbedürf t ige Wil-
lenserklärung, die dem anderen ge-
genüber abzugeben ist und nicht be-
dingt oder befristet sein darf (§ 388 
BGB). 

Wirkung der A.: Nach § 389 BGB bewirkt 
die A., „daß die Forderungen, soweit sie 
sich decken, als in dem Zeitpunkt er-
loschen gelten, in welchem sie zur A. 
geeignet einander gegenübergetreten 
sind". 

Bernd Rebe 

Aufsichtsrat (AR) 

Aufsichtsrat (AR) 
Der AR gehört neben Vorstand und 
-> Hauptversammlung (HV) zu den drei 
notwendigen Organen einer -» Aktien-
gesellschaft (AG). Ihm können nur natür-
liche, geschäf tsfähige Personen ange-
hören, je nach Höhe des Grundkapitals 3 
bis 21 Mitglieder. Die Bestel lung der 
AR.-mitglieder erfolgt durch die HV, 
wobei die Zusammensetzung des Organs 
nach § 96 AktG wesentl ich durch 
Mitbest immungsvorschr i f ten (-> Mitbe-
st immung) beeinflußt wird. Dem AR 
kommt vorrangig die Überwachung 
sowie die Bestellung und Abberufung der 
Vorstandsmitgl ieder zu. Mit diversen 
Normen will das -> AktG die eff iz iente 
Aufgabenerfül lung durch den AR sichern. 
Dazu gehören umfangreiche Berichts-
pfl ichten des Vorstands gegenüber dem 
AR, die durch das -> Transparenz- und 
Publizitätsgesetz (TransPuG) vom 
26.07.2002 u.a. um eine follow-up-Be-
richterstattung erweitert wurden, sowie 
Einsichts- und Prüfungsrechte . Mit diesen 
einher geht das Recht, den Abschluß-
prüfern den Prüfungsauftrag für den 
-» Jahres- bzw. Konzernabschluß zu 
erteilen. Zwingend ist ein Katalog solcher 
Geschäfte in die -» Satzung aufzunehmen, 
die einer Zust immung des AR bedürfen. 
Empfehlenswert ist die Bildung von AR-
Ausschüssen zur Aufgabener fü l lung (z.B. 

Audit Committee). Der AR muß 
mindestens einmal pro Kalenderhalbjahr 
zusammentreten, bei börsennotierten AG 
schreibt das Gesetz zwei Sitzungen vor. 
Ein Mitglied darf nicht mehr als zehn 
AR.-mandate wahrnehmen, worauf fünf 
Konzernmandate nicht anzurechnen sind. 
Auch das AR.-mitglied muß bei seiner 
Tätigkeit die Sorgfalt eines ordentl ichen 
und gewissenhaften Geschäfts lei ters an-
wenden, schuldhaf te Pfl ichtverletzungen 
können einen Schadensersatzanspruch der 
AG auslösen. Wie der Vorstand sollen 
sich AR.-mitgl ieder am -» Deutschen 
Corporate Goverance Kodex orientieren, 
dessen Nichteinhaltung jedoch nicht 
sanktioniert wird. 

Lit.: Hoffmann, Dietrich und Peter Preu: 
Der Aufsichtsrat . 5. Aufl . München 2003; 
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Auftrag 

Schmidt , Kars ten: Gese l l schaf t s rech t . 
4. Auf l . Köln 2002, § 28 III; The isen , 
Manuel R.: Zur Refo rm des Aufs ich ts ra t s . 
In: R e f o r m des Akt ienrech ts , der Rech-
nungs legung und P r ü f u n g . Hrsg. Diet r ich 
Dörner et al. Stut tgar t 1999, S. 203-251 . 

An ja Hucke 

Auftrag 
Der A. ist ein unvo l lkommene r zweise i -
t iger (also kein gegense i t iger ! ) - » V e r -
trag, bei dem sich der Beauf t r ag te dem 
Auf t r aggebe r gegenüber zur unentgeltli-
chen Beso rgung e ines Geschä f t s für die-
sen ve rpf l i ch te t , § 662 BGB. „ G e s c h ä f t " 
in d iesem Sinn ist j e d e Tät igkei t im f r em-
den Interesse. Der Beauf t rag te , der wie 
der Diens tve rp f l i ch te t e (-» Diens tver t rag) 
die A u s f ü h r u n g des A. im Zwei fe l nicht 
e inem Dri t ten über lassen darf (§ 664 
BGB), erhäl t - im Gegensa tz zum 
Herste l ler be im Werkver t r ag - für die 
A u f t r a g s a u s f ü h r u n g zwar keine Vergü-
tung, kann aber vom Auf t r aggebe r Ersatz 
für Aufwendungen zur A u s f ü h r u n g des A. 
und e inen Vorschuß h ie r fü r ver langen 
(§§ 669, 670 BGB) . Andererse i t s hat der 
Beauf t r ag te dem Auf t r aggebe r al les, was 
er zur A u s f ü h r u n g des A. erhäl t und was 
er aus der G e s c h ä f t s b e s o r g u n g er langt , 
he rauszugeben (§ 667 BGB) ; herauszuge-
bendes Geld , das er für sich verwendet , 
hat er zu verz insen (§ 668 BGB) . Der Be-
auf t rag te hat die Weisungen des Auftrag-
gebers e inzuha l ten (§ 665 B G B ) und ihn 
über den Stand der Geschä f t sbe so rgung 
zu in fo rmie ren und nach der A u s f ü h r u n g 
Rechenscha f t abzu legen (§ 666 BGB) . 

Bernd Rebe 

Aufwand 
Der Begr i f f des A. ist dem Bereich der 
-» F inanzbuchha l tung zuzuordnen und be-
zeichnet den pe r iodenbezogenen , bewer-
teten und mit Ausgaben ve rbundenen 
Güterverzehr , we lcher sich als negat ive 
E r f o l g s k o m p o n e n t e in einer b i lanzie l len 
Re inve rmögensminde rung n iederschlägt . 
Die alle en t sp rechenden Posten einer Pe-
riode z u s a m m e n f a s s e n d e , sachlogisch ge-
ordnete Gegenüber s t e l lung von A. und 
dessen Gegenpos i t ion , dem -» Ertrag, er-

Aufzinsungsfaktor 

gibt die -» Gewinn- und Ver lus t rechnung . 
Die zei t l iche und be t r agsmäß ige Erfas -
sung des A. r ichtet s ich nach den bi lan-
ziel len abs t rak ten (-» Grundsä t ze ord-
nungsmäß ige r B u c h f ü h r u n g ) und konkre-
ten (-> Bi lanz) Vorsch r i f t en . 

Im Gegensa tz zu -» Kos ten be inhal te t der 
A. auch dem Grunde nach n icht sach-
z ie lbezogene R e i n v e r m ö g e n s m i n d e r u n g e n 
e ines Betr iebs , nicht h ingegen die paga-
tor isch unwi rksamen Zusa tzkos ten (z.B. 
ka lkula tor i sche E igenkapi ta lz insen) . Wei-
ter können sich Unte r sch iede zwi schen A. 
und Kos ten aus der Bewer tung oder Pe-
r iod is ie rung von E r f o l g s k o m p o n e n t e n er-
geben, so. z .B. bei -* A b s c h r e i b u n g e n 
oder Wagn i s sen (Ande r skos t en /Ande r s -
au fwand) .Vg l . h ierzu die fo lgende Abb . 

Aufwand 

i 
i 

Neutraler Aufwand 
Zweck-

aufwand i 
i 

Zusatz- Anders-
aufwand aufwand 

Zweck-
aufwand i 

i 

i 
i 

Grundkosten 
Anders- Zusatz-
kosten kosten i 

i 

Grundkosten 
Kalkulatorische Kosten 

i 
i 

Kosten 

Abb.: Aufwand und Kosten 

Lit.: Bea, Franz: R e c h n u n g s w e s e n , 
Grundbegr i f f e . In: H a n d w ö r t e r b u c h der 
Be t r i ebswi r t scha f t s l eh re . Band 2. Hrsg. 
Wa ldemar Wi t tman et al . 5. A u f l . Stutt-
gart 1993, Sp. 3697-3714 ; Fre idank, Car l -
Chris t ian: Kos ten rechnung . 7. Auf l . Mün-
chen und Wien 2001; Wöhe , Günter : 
Bi lanz ie rung und Bi lanzpol i t ik . 9. Auf l . 
München 1997. 

Ulr ich Dör ing /Die t r i ch Jacobs 

Aufwands- und Ertragskonsolidierung 
-» Konze rn -Gewinn - und Ver lus t r echnung 

Aufwands- und Ertragsrechnung 
-> Gewinn- und Ver lus t r echnung 

Aufzinsungsfaktor 
Während durch die Abz in sung (Abzin-
sungsfak tor ) der Barwer t e iner Zah lung 
zum gegenwär t igen Ze i tpunk t berechne t 
wird , e r fo lg t durch A u f z i n s u n g die Be-
rechnung des Endwer t s e iner Zah lung am 
Ende des P lanungsze i t r aums . Je f rühe r 
e ine Zah lung s ta t t f inde t , des to höher ist 
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Ausbringung Außenfinanzierung 

ihr Endwert, da sie über mehr Perioden 
-» Zinsen und Zinseszinsen verursacht. 
Der Endwert wird durch Multiplikation 
des Zeitwerts mit dem A. berechnet. Bei 
einem Zinsfuß von p % und einem Betrag, 
der n Perioden vor Ende des Planungs-
zeitraums anfällt , lautet der A. 

Michael Heinhold 

Ausbringung 
-» Ausstoß 

Ausgabe 
-» Rechnungswesen, Grundbegr i f fe des 

Ausgabenersparniswert 
-> Substanzwert in der Unternehmens-
bewertung 

Ausgleichsposten für Anteile anderer 
Gesellschafter 
Bezeichnung für einen Posten in der 
Konzernbilanz. Nach § 307 HGB ist für 
nicht dem -» Mutterunternehmen gehören-
de Anteile an in den -» Konzernabschluß 
einbezogenen -» Tochterunternehmen ein 
Ausgleichsposten für die Anteile der 
anderen Gesel lschafter in Höhe ihres An-
teils am -» Eigenkapital gesondert auszu-
weisen. Die Bemessungsgrundlage des A. 
wird durch die bei der -» Kapitalkonsoli-
dierung gewählte Methode beeinflußt. 

Der im Jahresergebnis enthaltene, ande-
ren Gesel lschaftern zustehende -> Gewinn 
und der auf sie entfal lende Verlust ist in 
der Konzern-Gewinn- und Verlustrech-
nung nach dem Posten „Jahresüberschuß/ 
Jahresfehlbetrag" unter entsprechender 
Bezeichnung gesondert auszuweisen 
(§ 307 Abs. 2 HGB). 

Wolfgang Lück 

Ausschuß 
In fer t igungswirtschaft l icher Sicht wird 
als A. der Teil der Ausbringungsmenge 
bezeichnet, der den Qualitätsvor-
stellungen des Betriebes nicht oder nicht 
voll entspricht; im letzteren Fall wird 
auch von Minderquali tät (2. Wahl) 

gesprochen und mit A. nur der nicht ver-
wertbare Ausbringungsantei l bezeichnet. 
Dieser kann entweder durch Nachbear-
beitung auf das erforderl iche Qualitäts-
niveau gebracht werden oder er ist als 
Abfall zu beseit igen. Ursache der 
Ausschußents tehung ist eine mangelnde 
Beherrschung des Fert igungsprozesses, 
die mehr oder weniger zufäl l ig verteilt 
auftri t t ; sie wird durch statistische Erfas-
sung and Auswertung planbar. Wenn der 
statistisch ermittelte Ausschußantei l a j an 
der Produktion des Gutes j beträgt, dann 
ist zur Erzeugung der Gutsmenge Xj an 
Stelle des planmäßigen Bedarfs vy der 
Faktorart i für eine Einheit j ein erhöhter 
Bedarf v,j erforderl ich, der sich wie folgt 
ergibt: 

vij* = v u ( 1 : (1- a j )). 

Bei vereinfachter Berechnung werden 
Ausschußkoeff iz ienten of t pauschal für 
eine Faktorart i oder für den Gesamt-
betrieb verwendet. 

In organisatorischer Hinsicht ist ein A. 
eine Stelle, zu der mehrere Personen 
gehören, die zeitlich befristet zur 
Kommunikat ion (Beratung) und oft auch 
zur Entscheidung zusammentreten. Typi-
scherweise sind die Angehörigen eines 
Ausschusses eine Auswahl aus einer 
größeren Gesamtmenge oder aus ver-
schiedenen Abteilungen; die Ausschuß-
mitglieder können außerhalb des Aus-
schusses unterschiedliche hierarchische 
Positionen einnehmen. Die zeitliche 
Befristung besteht entweder für eine 
bestimmte Aufgabe, mit deren Erledigung 
der Ausschuß aufgelöst wird oder in 
einem intervallmäßigen Zusammentreten 
des Ausschusses. 

Lit.: Gutenberg, Erich: Grundlagen der 
Betriebswirtschaftslehre. Band 1: Die 
Produktion. 22. Aufl . Berlin, Heidelberg 
und New York 1976; Schulte-Zurhausen, 
Manfred: Organisation. 2. Aufl . München 
1999. 

Egbert Kahle 

Außenfinanzierung 
Finanzierungsart (-» Finanzierung, Arten 
der) der Kapi ta lbeschaffung. Betrach-
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Außenhaftung 

tung aus Sicht der Kap i ta lhe rkunf t . Zur 
A. zählen die Einlagen- oder -» Beteili-
gungsfinanzierung be i sp ie l sweise durch 
B e s c h a f f u n g von -> Eigenkapi ta l über die 
A u f n a h m e neuer Gese l l schaf te r in eine 
-> Pe r sonenhande l sgese l l s cha f t bzw. 
durch Erhöhung des -» Grundkapi ta l s 
einer -» A G . Deswei te ren zählt zur A. die 
-* Fremdfinanzierung durch B e s c h a f f u n g 
von -» Fremdkap i ta l mit te ls A u f n a h m e 
von -» Bank- oder L ie fe ran tenkred i ten . 

Chris t ian Weiß 

Außenhaftung 
H a f t u n g 

Außenprüfung 
Die A. (häuf ig als Be t r i ebsp rü fung be-
zeichnet) ist ein spez ie l les Verwal tungs-
ver fahren , bei dem die F inanzbehörden 
die für die Bes teue rung maßgebenden 
ta tsächl ichen und recht l ichen Verhäl tn isse 
beim Steuerpf l i ch t igen ermit te ln . Bei der 
A. handel t sich um eine umfas sende und 
besonders in tens ive f inanzbehörd l i che 
Sachverha l t sau fk lä rung . Die A. ist in 
§ 1 9 3 bis § 207 A O sowie in der 
Be t r i eb sp rü fungso rdnung (BpO) geregel t . 

Bei Gewerbe t r e ibenden , Land- und Fors t -
wir ten sowie Fre iberuf le rn sind A. 
generel l zuläss ig . Bei anderen Steuer-
pf l ich t igen s ind sie nur zuläss ig , wenn die 
für die Bes teue rung erhebl ichen Verhäl t -
nisse der A u f k l ä r u n g bedür fen und eine 
P rü fung an der Amtss te l le nicht zweck-
mäßig ist (§ 193 AO) . Besondere A. sind 
z.B. die Lohns teuer -A. (§ 42f . EStG) , die 
Kap i t a l e r t r ags t eue rp rü fung (§ 50b EStG) 
und die U m s a t z s t e u e r - S o n d e r p r ü f u n g 
(Abschn. 232 UStR) . 

Den U m f a n g der A. bes t immt die Finanz-
behörde in einer schr i f t l i ch zu er te i lenden 
P r ü f u n g s a n o r d n u n g (§ 196 AO). Der 
S teuerpf l i ch t ige hat bei der Fes ts te l lung 
der Sachverha l te , die für die Bes teuerung 
erhebl ich sein können , mi tzuwirken . 
Insbesondere hat er A u s k ü n f t e zu er te i len, 
Aufze i chnungen , Bücher , Geschä f t spa -
piere und andere Urkunden vorzulegen 
und zu er läutern . Die A. f indet während 
der übl ichen Geschä f t s - oder Arbei tszei t 

Außensteuergesetz 

in den G e s c h ä f t s r ä u m e n des Steuer-
pf l i ch t igen statt (§ 200 AO) . 

Das Ergebnis der A. wird in einer 
Sch lußbesprechung erörter t und in e inem 
Prüfungsber ich t dokumen t i e r t (§ 201, 
§ 202 AO) . Die Ände rung der Steuer-
bescheide e r fo lg t nicht im R a h m e n der 
A., sondern durch die Veran lagungss te l l e 
des zus tändigen F inanzamts . 

Lit.: Tipke, Klaus und Joach im Lang: 
Steuerrecht . 17. Auf l . Kö ln 2002. 

W o l f r a m Sche f f l e r 

Außensteuergesetz 
Das A. stellt die wich t igs te na t iona le 
Rechtsque l le zur V e r m e i d u n g von inter-
na t ionalen Minde rbes t eue rungen dar. Es 
enthäl t mehrere , sehr un te rsch ied l iche 
Rege lungen . 

Die Gewinne rmi t t l ung wird ber icht ig t , 
wenn es durch unangemessene Gesta l -
tungen zu Gewinnve r l age rungen über die 
Grenze kommt . Im Mi t te lpunkt s teht die 
A n e r k e n n u n g von konze rn in te rnen Ver-
rechnungspre i sen (§ 1 AStG) . 

Erwei ter t beschränkt e inkommens t eue r -
pf l ich t ig sind na tür l iche Personen , die in 
den letzten zehn Jahren vor dem Ende 
ihrer unbeschränk ten S teuerpf l i ch t als 
deutsche S taa t sangehör ige insgesamt 
mindes tens fün f Jahre unbeschränk t 
s teuerpf l ich t ig waren und j e tz t ihren 
Wohns i tz in e inem Staat haben, in dem 
sie mit ihren E i n k ü n f t e n einer n iedr igen 
Bes teuerung unte r l iegen , sofe rn sie im 
Inland wei te rh in wesen t l i che wi r t scha f t -
l iche Interessen haben und ihre E inkünf t e 
im Inland mehr als 16.500 6 be t ragen 
(erwei ter te beschränk te S teuerpf l i ch t nach 
§§ 2-5 AStG) . Bei e iner na tür l i chen 
Person, die in Deu t sch land mindes tens 
zehn Jahre unbeschränk t e i n k o m m e n -
s teuerpf l ich t ig war und deren unbe-
schränkte S teuerpf l i ch t durch einen 
Wechsel des Wohns i t zes endet , und die 
an einer in ländischen Kap i t a lgese l l scha f t 
innerhalb der le tz ten fünf Jahre zu 
mindes tens 1 % betei l ig t war , werden im 
Zei tpunkt des W e g z u g s die in der Vergan-
genhei t bei der Bete i l igung en t s tandenen , 
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Außenumsatzerlöse Aussperrung 

aber noch nicht realisierten Wert-
steigerungen besteuert (§ 6 AStG). 

Zur Hinzurechnungsbesteuerung kommt 
es, wenn vier Voraussetzungen erfül l t 
sind (§§ 7-14 AStG): ausländisches kör-
perschafts teuerpf l icht iges Rechtsgebilde 
(insbesondere Kapitalgesel lschaften) , 
Beherrschung durch Steuerinländer (i.d.R. 
Beteil igung von unbeschränkt steuer-
pfl ichtigen Personen zu mindestens 
50 %), niedrige ausländische Besteuerung 
(Er-tragsteuerbelastung unter 25 %) sowie 
im Einzelnen abgegrenzte passive Tätig-
keiten. Merkmal der Hinzurechnungsbe-
steuerung ist, daß die von der aus-
ländischen Tochterkapitalgesel lschaft er-
zielten Einkünfte vom inländischen Ge-
sellschafter so zu besteuern sind, als ob er 
sie selbst im Inland erzielt hätte. Beson-
dere Vorschrif ten gelten für Einkünfte mit 
Kapitalanlagecharakter. Bei Familienstif-
tungen (§ 15 AStG) kommt es gleichfalls 
in bestimmten Fällen zu einer Durch-
brechung der Abschirmwirkung. Bei aus-
ländischer Geschäfts tät igkei t bestehen für 
den Steuerpfl ichtigen erhöhte Mit-
wirkungs- und Nachweispfl ichten (§ 16, 
§ 17 AStG). 

Lit.: Flick, Hans et al.: Außensteuerrecht. 
Kommentar . 6. Aufl . Köln 2002. 

Wolfram Scheff ler 

Außenumsatzerlöse 
In der -> Konzernrechnungslegung sind 

Innen- und A. zu unterscheiden. Aus 
der Sicht des Konzerns als wirtschaft-
liche Einheit liegen nur dann A. vor, 
wenn die -» Umsatzerlöse im Lieferungs-
und Leistungsverkehr mit nicht in den 

Konzernabschluß einbezogenen Unter-
nehmen entstanden sind. 

Wolfgang Lück 

Aussperrung 
Die A. ist die von einem oder mehreren 
-» Arbeitgebern im Arbeitskampf plan-
mäßig erfolgte Arbeitsausschließung 
mehrerer -» Arbei tnehmer unter Verwei-
gerung der Entgeltzahlung. Man unter-
scheidet zwischen der Angrif fs- und der 
Abwehraussperrung. Das Bundesarbeits-

gericht hat die Abwehraussperrung als 
Reaktion auf eine Maßnahme der Gegen-
seite für grundsätzlich zulässig erklärt, 
um ein Verhandlungsübergewicht der 

Gewerkschaften zu verhindern. Die 
Zulässigkeit der A. wird überwiegend mit 
dem Rechtsgedanken der Kampfpar i tä t 
zwischen den Tarifvertragsparteien be-
gründet. Da die Gewerkschaf ten die 
Möglichkeit haben, verschiedene Formen 
des -» Streiks anzuwenden, mußte den 
Arbeitgebern ebenfal ls ein geeignetes 
Instrument zur Abwehr derart iger Maß-
nahmen eingeräumt werden. Im übrigen 
unterliegt die Abwehraussperrung den-
selben Zulässigkei tsvoraussetzungen wie 
der Streik. Das Bundesarbeitsgericht hat 
in seiner Rechtsprechung Grund, Beginn, 
Durchführung und Beendigung der A. 
erheblichen Beschränkungen unterworfen. 
Abwehraussperrungen sollen danach nur 
zulässig sein, wenn durch eine besondere 
Streiktaktik der Gewerkschaf t das Kampf-
gleichgewicht einseitig zu Gunsten der 
Arbeitnehmer verschoben wird. Der 
zulässige Umfang von Abwehraus-
sperrungen ist stets nach dem Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit zu beurteilen. 

Die A. hat sich gegen alle Arbei tnehmer 
zu richten. Eine Beschränkung auf 
Gewerkschaftsmitgl ieder ist unzulässig. 
Zulässig ist auch die A. von Betriebs-
ratsmitgliedern. Dasselbe gilt für die A. 
von erkrankten oder schwerbehinderten 
Mitarbeitern sowie Arbei tnehmerinnen im 
Mutterschutz. Die A. beginnt mit der 
ausdrücklichen Erklärung des Arbeit-
gebers gegenüber den bet roffenen Arbeit-
nehmern oder der s t re ikführenden 
Gewerkschaft . Diese Erklärung bedarf 
keiner besonderen Form. Da die beider-
seitigen Hauptpflichten aus dem Arbeits-
verhältnis ruhen, haben die Arbei tnehmer 
für die Dauer der A. keinen Anspruch auf 
Beschäft igung und Vergütung. Die 
vertraglichen Nebenpflichten, insbeson-
dere die Treue- und Fürsorgepfl icht , 
bleiben während der A. j edoch bestehen. 
Somit bleibt der Arbei tnehmer zur 
Wettbewerbsenthal tung, Verschwiegen-
heit etc. verpfl ichtet . Endet die A., muß 
der Arbeitgeber die Arbei tnehmer wieder 
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Ausstehende Einlagen auf das gezeichnete Kapital 

beschäf t igen . Das Arbe i t sverhä l tn i s lebt 
mit al len Rechten und Pf l ichten wieder 
auf. 

S tephan Al tenburg 

Ausstehende Einlagen auf das gezeichnete 
Kapital 
Geze ichne tes Kapi ta l (-» Grundkap i ta l , 

S tammkapi ta l ) ist das Kapi ta l , auf das 
die H a f t u n g fü r die -» Verb ind l ichke i t en 
der -» Kap i t a lgese l l scha f t gegenüber den 
-> Gläub igern beschränk t ist (§ 272 
Abs. 1 S. 1 HGB) . Sofern das geze ichnete 
Kapital nicht voll e ingezahl t ist, s ind die 
en t sp rechenden a.E. auf das geze ichnete 
Kapi ta l auf der Akt ivse i te der -» Bi lanz 
vor dem -> A n l a g e v e r m ö g e n gesonder t 
auszuweisen und en tsprechend zu be-
ze ichnen; die davon e ingeforder ten Ein-
lagen sind zu ve rmerken (§ 272 Abs. 1 
S. 2 HGB) . Die nicht e ingefo rde r t en a.E. 
dür fen auch von dem Bi lanzpos ten „Ge-
ze ichnetes Kap i t a l " o f f en abgese tz t 
werden; in d iesem Fal le ist der verble i -
bende Bet rag als Pos ten „E ingefo rde r t e s 
Kapi ta l " in der Hauptspa l te der Pass iv-
seite auszuwe i sen , wobei der e ingefor -
derte, aber noch nicht e ingezahl te Bet rag 
unter den -» Forde rungen gesonder t auf-
zu führen und en tsprechend zu beze ichnen 
ist (§ 272 Abs . 1 S. 3 HGB) . 

Wol fgang Lück 

Ausstoß 
Die M e n g e der in e inem -» Produk-
t ionsprozeß e rzeugten Güter wird als A. 
dieses P roduk t ionsp rozesses bezeichnet . 
Synonym werden da fü r auch die 
Beze ichnungen Ausbr ingung oder Output 
verwendet . Der A. bes teht im a l lgemeinen 
aus einer e inz igen Produktar t ; es wird 
aber auch von A. als Kong lomera t 
ve rsch iedener Produkta r ten gesprochen . 
Der zugrunde l i egende Produk t ionsprozeß 
kann einen Te i lp rozeß an e inem Aggrega t 
umfassen , bei dem die abgegebene 
Leis tungsar t (Produktar t ) dann meis tens 
homogen ist, oder er kann mehrere 
Tei lprozesse oder den gesamten 
Be t r i ebsprozeß umfas sen ; dabei ist immer 
ein bes t immte r Be t rach tungsze i t r aum 
(Per iode) zugrundege leg t . Der höchs t -

Auswahlverfahren 

mögl i che A. in einer Per iode wird als 
Kapazi tä t beze ichne t . 

Lit.: Lücke, W o l f g a n g : P roduk t ions - und 
Kos ten theor ie . 2. Auf l . Würzbu rg und 
Wien 1970. 

Egber t Kahle 

Auswahlverfahren 
Hinsicht l ich der Auswah l der E lemente 
aus einer Grundgesamthe i t ist zu be-
achten, daß eine vo l l s t änd ige Auswah l 
(Vol le rhebung) aus theore t i schen und 
prak t i schen Gründen o f t nicht mögl ich 
ist. Fal ls e ine Vo l l e rhebung du rch füh rba r 
ist, sprechen o f t Kos ten und sons t ige 
Ges ich t spunkte gegen e ine so lche Vor-
gehensweise . Es ist daher das P rob lem zu 
klären, ob und unter we lchen Voraus-
se tzungen eine Vol lauswahl durch eine 
Te i lauswahl erse tz t we rden kann. Das 
Ziel e iner Auswah l m u ß sein, sie so zu 
t r e f fen , daß die Te i l auswah l mögl ichs t 
repräsenta t iv fü r die durch die Auswah l -
e inhei ten ver t re tene Grundgesamthe i t ist. 
Die in der Praxis angewand ten A. lassen 
sich mit den Termini „bewuß te (gezie l te) 
Auswah l " , „ Z u f a l l s a u s w a h l " und „Aus-
wahl auf das G e r a t e w o h l " kennze ichnen . 
Bei der Auswah l t echn ik der bewußten 
Auswah l ist die sub jek t ive , aber nach 
p f l i ch tgemäßem sachverha l t s re levan ten 
Ermessen ge t ro f f ene En t sche idung da fü r 
aussch laggebend , we lche E lemen te aus-
gewähl t werden . Hierbei sind drei 
Mögl ichke i t en gegeben: Man kann eine 
Auswah l typischer Fälle (d.h. von Fäl len, 
die fü r die Beur te i lung aller Fäl le als 
typisch gehal ten werden) , e ine Auswah l 
nach dem Konzentrationsprinzip (d.h. von 
Fäl len, denen besondere Bedeu tung 
be izu legen ist) oder e ine detektivische 
Auswahl (d.h. von Fäl len, bei denen 
Besonderhe i ten , wie Fehler , zu ve rmuten 
sind) t r e f fen . Die genann ten Auswah l -
techniken werden mi tun te r mi t e inande r 
kombin ie r t . Nach te i l e der bewußten 
Auswahl sind die Nich tbewe i sba rke i t der 
Repräsen tanz und eine da raus resul-
t ierende evtl. UnWir tschaf t l ichkei t durch 
Fes t legung eines zu hohen U m f a n g e s der 
Auswahl . Das wesen t l i che Kennze ichen 
der -» Zufa l l s auswah l ist, daß j e d e s 
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Element eine bes t immte , be rechenbare 
und von Nul l ve rsch iedene Chance hat, 
gewähl t zu werden . Der Vortei l der 
Zufa l l sauswah l ist darin zu sehen, daß es 
die -> Wahrsche in l i chke i t s r echnung er-
laubt, den Sp ie l raum zu bes t immen , 
innerhalb dessen der durch die Tei l -
auswahl g e f u n d e n e Aussagewer t um den 
bei lückenloser Auswah l ge fundenen 
Wert pendel t . Bei der Auswahl auf das 
Gera tewohl handel t es sich um eine 
sub jek t ive Auswah l , die wi l lkür l ich nach 
n ich tsachl ichen Ges ich t spunk ten er fo lg t . 

Lit.: Buchner , Rober t : Wi r t schaf t l i ches 
P r ü fungs wes en . 2. Auf l . München 1997; 
Bleymül le r , Josef et al.: Statist ik für 
Wi r t scha f t swi s senscha f t l e r . 12. Auf l . 
München 2000. 

Robert Buchner 

Auszahlung 
-» Rechnungswesen , Grundbeg r i f f e des 

Automation 
Unter A. wird die Über t r agung von 
Arbe i t sp rozessen auf Aggrega te vers tan-
den, die S teuerung und Kont ro l le mi t te ls 
Mikroprozesso ren ausüben . Anste l le der 
starren Numer ica l Cont ro l werden adap-
tive ( rechnerges teuer te ) Kont ro l l sys teme 
benutzt , die Qual i tä t und Quant i tä t des 
-» Auss toßes op t imieren . Die A. wird voll 
genutzt wenn durch Verke t tung (Trans-
fers t raßen) ganze Fe r t igungsab läufe mit-
e inander ve rbunden werden . Die Flexi-
b i l i t ä t sanforderungen sind wei t höher , 
weil so lche Sys teme nicht nur Fer-
t igungsab läufe sondern durch Verkoppe-
lung auch Mater ia ld i spos i t ionen und Be-
t r iebsmi t te le insa tz s teuern . Dazu werden 
geeignete Rechne r sys t eme und Daten-
banken genutzt . Das compute r assis ted 
des ign /manufac tu r ing ( C A D / C A M ) zeigt 
umfassend den Stand der A. 

Die A. s teigert d ie Wir t schaf t l i chke i t , 
erhöht aber den -* Kap i t a lbedar f und 
veränder t den -» Persona le insa tz in Rich-
tung auf S teuerungs- , Übe rwachungs - , 
und Ins tandha l tungs tä t igke i ten . Die A. 
wurde ursprüngl ich fü r -* M a s s e n - und 
Großse r i en fe r t igung e ingese tz t , wei l zum 
Erre ichen der Nu tz schwe l l e e ine hohe 
Auss toßmenge e r fo rder l i ch ist. Bei 
vie lsei t ig ve rwendba ren (var iabel pro-
g rammierba ren) M e h r z w e c k a g g r e g a t e n ist 
zu- nehmend eine V e r w e n d u n g fü r Klein-
ser ien- und E inze l f e r t igung mögl ich . 
Wegen des hohen Kap i t a lbeda r f s und der 
schnel len A n f o r d e r u n g s ä n d e r u n g e n br ingt 
die A. aber meis t ein höheres In-
ves t i t ionsr is iko mit s ich. 

Lit.: Kern, Werner : Indust r ie l le P roduk-
t ionswir t schaf t . 5. Auf l . Stut tgar t 1992; 
Zäpfe l , Günther : Grundzüge des Pro-
dukt ions- und Log i s t i k -Managemen t . 
2. Auf l . M ü n c h e n 2001; Wi ldemann , 
Horst : Fer t igungss t ra teg ien . 3. Auf l . 
M ü n c h e n 1997. 

Hanns M. Schoenfe ld 

Avalkredit 
H a f t u n g s ü b e r n a h m e in Form einer 

Bürgschaf t oder e iner Garant ie durch 
ein -» Kredi t ins t i tu t (Ava lk red i tgeber ) für 
und im Auf t r ag e ines Kunden (Avalkre -
d i tnehmer) gegenüber Dri t ten im Inland 
oder Aus land (Begüns t ig te r ) . Die Bank 
stellt dabei ke ine e igenen Mit te l , sondern 
ihren Namen für die -» Verb ind l i chke i t en 
des Kunden zur V e r f ü g u n g . Die Aval-
provis ion da fü r r ichtet sich nach Kredi t -
zweck, Laufze i t und Ris iko. A. sind nach 
§ 251 H G B grundsä tz l i ch unter der Bi-
lanz auszuweisen . 

W o l f g a n g Lück 
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B 
B2B, B2C, B2G 

-» eBusiness 

BAB 
-> Betriebsabrechnungsbogen (BAB) 

Baisse 
Über einen längeren Zeitraum anhaltende 
Marktbewegung an einer -» Börse, die 
durch deutlich fallende Kurse gekenn-
zeichnet ist. Baissiers sind diejenigen 
Marktteilnehmer, die fallende Kurse er-
warten und infolgedessen - • Wertpapiere 
verkaufen. Gegenteil der B. ist die 

Hausse. 
Christoph Kaserer/Niklas Wagner 

Balanced Scorecard (BSC) 
Vor dem Hintergrund starker Kritik an 
der Eindimensionalität finanzieller Kenn-
zahlensysteme in den USA wurde Ende 
des letzten Jahrhunderts unter der Leitung 
von Kaplan und Norton ein Forschungs-
projekt mit 12 US-amerikanischen Unter-
nehmen durchgeführt. Ziel war es, die 
vorhandenen Kennzahlensysteme den ge-
stiegenen Anforderungen der Unter-
nehmen anzupassen. Im Konzept der BSC 
werden dementsprechend die traditionel-
len finanziellen -» Kennzahlen durch eine 
Kunden-, eine interne Prozeß- sowie eine 
Lern- und Entwicklungsperspektive er-
gänzt; vorlaufende Indikatoren bzw. Lei-
stungstreiber treten damit an die Seite 
von Ergebniskennzahlen: 
- Finanzielle Perspektive: Sie zeigt, ob 

die Implementierung der Strategie zur 
Ergebnisverbesserung beiträgt. Kenn-
zahlen der finanziellen Perspektive 
sind z.B. die erzielte Eigenkapital-
rendite oder der -» Economic Value 
Added. Die finanziellen Kennzahlen 
nehmen dabei eine Doppelrolle ein. 
Zum einen definieren sie die finanzi-
elle Leistung, die von einer Strategie 
erwartet wird. Zum anderen fungieren 
sie als Endziele für die anderen 
Perspektiven der BSC. Kennzahlen 
der anderen Perspektiven sollen 
grundsätzlich über Ursache-Wir-

kungs-Beziehungen mit den finan-
ziellen Zielen verbunden sein. 

- Kundenperspektive: Sie erfaßt die 
strategischen Ziele des Unternehmens 
in Bezug auf die Kunden- und 
Marktsegmente, auf denen es 
konkurrieren möchte. 

- Prozeßperspektive'. Sie soll diejenigen 
Prozesse innerhalb der betrieblichen 
-» Wertschöpfung abbilden, die vor-
nehmlich von Bedeutung sind, um 
Ziele der finanziellen und der 
Kundenperspektive zu erreichen. 

- Lern- und Entwicklungsperspektive'. 
Kennzahlen dieser vierten Perspektive 
beschreiben wesentliche Elemente der 
für die anderen Perspektiven not-
wendigen Infrastruktur. Hierzu zählen 
etwa die Qualifikation von Mit-
arbeitern oder die Leistungsfähigkeit 
der IT-Systeme. 

Die BSC präsentiert sich somit als struk-
turierte, ausgewogene Sammlung von 
Kennzahlen. Sie soll aber nicht nur ein 
neues Kennzahlensystem sein; als „Ma-
nagementsystem" dient sie vielmehr als 
Bindeglied zwischen der Entwicklung 
einer Strategie und ihrer Umsetzung. 
Bestehende Defizite in der Praxis sollen 
durch den Einsatz der BSC überwunden 
werden: 

- Der Entwicklungsprozeß einer BSC 
im oberen Management führt zur 
Klärung sowie zum Konsens im Hin-
blick auf die strategischen -» Ziele. 

- Die BSC erreicht eine einheitliche 
Zielausrichtung der Handlungsträger 
im Unternehmen mittels entsprech-
ender Kommunikation und Verbin-
dung mit persönlichen Anreizen bzw. 
Ziel Vereinbarungen. 

- U.a. die Verknüpfung mit der laufen-
den -» Budgetierung und -> Investi-
tionsplanung lenkt die finanziellen 
Mittel auf die Unternehmensstrategie. 

- Mit Hilfe der BSC wird ein Prozeß 
der systematischen Strategieüberprü-
fung und daraus abgeleiteten Stra-
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tegieentwicklung (im Sinne eines 
„double-loop-learning") erreicht. 

Die BSC versteht sich somit in erster 
Linie als ein Instrument der Umsetzung 
von Strategien ins tägliche Manage-
menthandeln. Die Komplexität strategie-
relevanter Aspekte wird durch die Ver-
dichtung auf vier Perspektiven reduziert. 
Diese fokussieren die wichtigsten Ma-
nagemententwicklungen der letzten Jahre 
(z.B. Wertorientierung, Kundenzufr ieden-
heits- und Kundenbindungsmanagement 
( - • Kundenmanagement) , Prozeßorganisa-
tion und -» Wissensmanagement) . Damit 
gelingt ihr im Idealfall eine Integration 
und Sicherung innovativen Management-
wissens. Der ihr innewohnende Zwang 
zur Operat ionalis ierung der Strategie 
führt zum einen zu konkreten Maßnahmen 
der Umsetzung, zum anderen verhindert 
die Beschränkung der Zahl von Maß-
nahmen pro Perspektive auf eine Hand-
voll Verzettelung und Aktionismus. Das 
systematische Monitoring der Zieler-
reichung schließlich fördert das 
Commitment zur Realisierung der stra-
tegischen Stoßrichtungen. 

Lit.: Kaplan, Robert S. und David P. 
Norton: Balanced Scorecard - Strategien 
erfolgreich umsetzen. Stuttgart 1997; 
Weber, Jürgen und Utz Schäffer: 
Balanced Scorecard & Controlling. 
3. Aufl . Wiesbaden 2000. 

Jürgen Weber 

Bankbetriebswirtschaftslehre 
Betriebswirtschafts lehre der Banken 

Bankbilanz 
Als B. wird in einer engen Fassung die 
-» Bilanz eines -» Kreditinstituts als Teil 
seines -> Jahresabschlusses bezeichnet. In 
einer weiteren Fassung wird der Begriff 
auch zur Kennzeichnung des gesamten 
Jahresabschlusses (Bilanz, -> Gewinn-
und Verlustrechnung, Anhang) eines 
Kreditinsti tuts verwendet. Für den Jahres-
abschluß von Kreditinsti tuten gelten be-
sondere Vorschrif ten, die insbesondere in 
den §§ 340-340o HGB sowie in der Ver-
ordnung über die Rechnungslegung der 

Bankbilanz 

Kreditinsti tute und Finanzdienst leistungs-
institute (RechKredV) geregelt sind. Um 
der besonderen Geschäfts tä t igkei t der 
Kreditinstitute Rechnung zu tragen, haben 
diese an Stelle des § 266 HGB über die 
Gliederung der Bilanz sowie an Stelle des 
§ 275 HGB über die Gewinn- und Ver-
lustrechnung spezielle, der RechKredV 
beigefügte Formblätter anzuwenden. Für 
die Bilanz gibt es mitt lerweile nur noch 
ein Formblatt, für die Gewinn- und Ver-
lustrechnung zwei, wobei jewei ls eines 
für die Kontoform bzw. die Staffe l form 
vorgesehen ist. Besonderhei ten für be-
st immte Arten von Kredit insti tuten wer-
den entweder in der RechKredV selbst 
oder in den Fußnoten zu den Formblättern 
berücksichtigt. 

Der Aufbau von Bilanz sowie Gewinn-
und Verlustrechnung der Kreditinsti tute 
weicht erheblich von dem für Unter-
nehmen anderer Wir tschaf tszweige vorge-
sehenen Aufbau ab. So wird beispiels-
weise im Bilanzgl iederungsschema der 
Kreditinstitute nicht zwischen Anlage-
vermögen und Umlaufvermögen unter-
schieden. Die Gliederung der Aktivseite 
von B. erfolgt grundsätzl ich nach Liquidi-
tätsgesichtspunkten (-» Liquidität) , wobei 
liquidere -» Vermögensgegenstände vor 
weniger liquiden stehen. Der Ausweis 
von Positionen in der Gewinn- und 
Verlustrechnung von Kreditinsti tuten 
erfolgt grundsätzlich gemäß dem Brutto-
prinzip. Außerdem ist in § 340f. HGB ein 
wichtiges Bewertungsprivi leg der Kre-
ditinstitute kodifiziert . Demnach dürfen 
Kreditinstitute Forderungen an Kredit-
institute und Kunden, -» Schuldverschrei-
bungen und andere festverzinsl iche 
-> Wertpapiere sowie -» Aktien und 
andere nicht festverzinsl iche Wertpapiere, 
die weder wie -» Anlagevermögen be-
handelt werden noch Teil des Handels-
bestands sind, mit einem niedrigeren als 
dem nach den al lgemeinen -» Bewer-
tungsgrundsätzen vorgeschriebenen oder 
zugelassenen Wert ansetzen, soweit dies 
nach vernünft iger kaufmännischer Beur-
teilung zur Sicherung gegen die 
besonderen Risiken des Geschäf tszweigs 
der Kreditinstitute notwendig ist. Aller-
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dings darf der Betrag der auf diese Weise 
gebildeten Vorsorgereserven vier Prozent 
des Gesamtbetrags der genannten 
Vermögensgegenstände nicht übersteigen. 
In diesem Zusammenhang ist auch die 
sogenannte Überkreuzkompensation zu 
nennen, nach der Kreditinstitute - in 
Abweichung vom Bruttoprinzip -
bestimmte Aufwendungen und Erträge 
miteinander verrechnen dürfen und nur 
die saldierte Größe in ihrer Gewinn- und 
Verlustrechnung auszuweisen haben. 

Kreditinstitute müssen den Jahresab-
schluß innerhalb von drei Monaten nach 
Ablauf des Geschäftsjahres aufstellen. 
Dabei müssen sie den aufgestellten eben-
so wie später den festgestellten Jahresab-
schluß und -» Lagebericht der Bundes-
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BAFin) (-» Bankenaufsicht) sowie der 

Deutschen Bundesbank unverzüglich 
einreichen. Für den Prüfungsbericht des 
Abschlußprüfers (-» Prüfung der Kredit-
institute) gilt grundsätzlich dasselbe. 
Darüber hinaus haben die Kreditinstitute 
der Deutschen Bundesbank zu bankenauf-
sichtlichen und statistischen Zwecken re-
gelmäßig Monatsausweise einzureichen, 
die diese mit ihrer Stellungnahme an die 
BAFin weiterleitet. 

Lit.: Bieg, Hartmut: Die externe Rech-
nungslegung der Kreditinstitute und Fi-
nanzdienstleistungsinstitute. München 
1999. 

Gregor Krämer 

Banken 
-»• Kreditinstitute 

Bankgeheimnis 
Das B. stellt die grundsätzliche Ver-
pflichtung eines -» Kreditinstituts dar, 
Stillschweigen über alle kundenspezifi-
schen Sachverhalte, von denen es im 
Rahmen seiner Geschäftstätigkeit Kennt-
nis erlangt hat, zu wahren. Es bezieht sich 
nicht nur auf aktuell bestehende Ge-
schäftsverbindungen, sondern auch auf 
solche, die bereits erloschen sind oder 
nicht zustande gekommen sind. Neben der 
gegenüber seinen Geschäftspartnern be-

stehenden Verschwiegenheitspflicht um-
faßt das B. auch das Recht eines Kredit-
instituts, kundenbezogene Auskünfte ge-
genüber Dritten zu verweigern. Eine 
Durchbrechung des B. ist nur erlaubt, 
soweit der Kunde das Kreditinstitut von 
seiner Verschwiegenheitspflicht entbun-
den hat (beispielsweise in Bezug auf 
Meldungen des Kreditinstituts an die 
-» Schufa) oder das Kreditinstitut auf-
grund gesetzlicher Vorschriften dazu 
verpflichtet ist. Zur letzteren Kategorie 
gehört beispielsweise die Verpflichtung 
der Kreditinstitute, den Verdacht auf 
Geldwäsche den zuständigen Strafverfol-
gungsbehörden anzuzeigen. Das B. wirkt 
nicht nur nach außen gegenüber Dritten, 
sondern ist auch innerhalb des Kredit-
instituts einzuhalten, so daß geheimhal-
tungsbedürftige Sachverhalte nur den-
jenigen Mitarbeitern zugänglich gemacht 
werden dürfen, die diese für die Ab-
wicklung der -» Bankgeschäfte benötigen. 

Gregor Krämer 

Bankgeschäfte 
Als B. werden diejenigen Geschäfte 
bezeichnet, durch deren Betreiben ein 

Unternehmen zum -> Kreditinstitut 
i.S.d. KWG wird. Voraussetzung hierfür 
ist allerdings, daß die B. gewerbsmäßig 
oder in einem Umfang betrieben werden, 
der einen in kaufmännischer Weise 
eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert. 
Bereits das Betreiben eines einzigen der 
genannten B. führt zum Erwerb der Kre-
ditinstitutseigenschaft. Zu den B. zählen 
gemäß § 1 Abs. 1 S. 2 KWG 

(1) die Annahme fremder Gelder als 
Einlagen oder anderer rückzahlbarer 
Gelder des Publikums, sofern der 
RückZahlungsanspruch nicht in 
Inhaber- oder Orderschuldverschrei-
bungen verbrieft wird, ohne 
Rücksicht darauf, ob Zinsen ver-
gütet werden (-» Einlagengeschäft) , 

(2) die Gewährung von Gelddarlehen 
und Akzeptkrediten (Kreditge-
schäft), 

(3) der Ankauf von Wechseln und 
Schecks (Diskontgeschäft), 
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